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Manfred Bönsch

Soziales Lernen im Sachunterricht der Grundschule
Eine Analyse der Richtlinien in den Bundesländern

Problementfaltung und Erläuterung der Vorgehensweise

Der Begriff .Soziales Lernen' ist gängige Mün-
ze geworden. Wenn er mehr als ein Modebe-
griff sein soll, muß er mit Substanz gefüllt 
werden; dies ist verschiedentlich versucht 
worden1). Für eine theoretische Klärung ha-
ben diese Versuche sicher ihren Sinn gehabt, 
ob sich damit aber irgend etwas an der Alltags-
praxis in den Schulen geändert hat, muß be-
zweifelt werden. Mehr Wirkung werden da 
schon Handlungsanweisungen bzw. -Vorschlä-
ge haben, die als Rahmenrichtlinien oder 
Richtlinien den Lehrern in die Hand gegeben 
werden und durch ihren amtlichen Charakter 
evtl. Schubkraft entwickeln.

1) Siehe unter anderem: Manfred Bönsch, Bedingun-
gen und Dimensionen sozialen Lernens in der Se-
kundarstufe I, Essen 1975; H. Prior (Hrsg.), Soziales 
Lernen, Düsseldorf 1976.
2) Vgl. G. Schreiner, Soziales und politisches Ler-
nen, in: Die Deutsche Schule, 1/1974.

Die Frage ist, mit welchem Bezugssystem man 
eine Analyse dieser Richtlinien vornehmen 
kann. Eine additive Nebeneinanderstellung 
der Richtlinienaussagen wäre zwar möglich, 
bedeutete aber keine Analyse. Für diese er-
scheint es notwendig, das Bezugssystem des 
Analysierenden aufzudecken, um dem Leser 
nachvollziehbar zu machen, welches ,Netz 
über die Fänge' geworfen wird und was dem-
zufolge im Netz auch nur hängen bleiben 
konnte. Im folgenden Abschnitt wird das 
.Netz' beschrieben, mit dem anschließend die 
Richtlinien analysiert werden sollen.

Theorie sozialen Lernens — Bezugssystem für die Analyse

Unter sozialem Lernen wird bewußt initiier-
tes, organisiertes und in seinem gesellschaft-
lichen Zusammenhang reflektiertes Lernen 
von Verhaltensweisen, Einstellungen und 
Handlungsbereitschaften wie -kompetenzen 
gegenüber, gegen oder mit einzelnen, Grup-
pen und Institutionen verstanden2). Mit die-
ser Definition ist also Lernen gemeint, das auf 
eine Kultivierung der Sozialbeziehungen zielt, 
das an einer Aufklärung über Störfaktoren 
von Kommunikationen bzw. gruppendynami-
scher Prozesse interessiert ist, das Koopera-
tion zwischen Individuen und in Gruppen 
möglich macht. Es ist ebenfalls an ein Lernen 
gedacht, das kompetent macht, Interessen in-
dividueller oder kollektiver Art zu artikulie-
ren, durchzusetzen gegenüber anderen Grup-
pen und gegenüber Institutionen.

Soziales Lernen im Rahmen einer emanzipato-
rischen Erziehungs- und Unterrichtspraxis 
wird die notwendig einzugehenden Bindungen 

an Normen und die Notwendigkeit, Verpflich-
tungen einzugehen, bewußtzumachen versu-
chen, mit dem Ziel, beteiligte Individuen an 
der Weiterentwicklung gesetzter, voll oder 
nur bedingt anerkannter Normen zu interes-
sieren und zu engagieren. Dort, wo Bindun-
gen und Beschränkungen eingegangen wer-
den müssen (in der Familie, in der Schule, im 
Betrieb, in der Freundesgruppe, im Verein, in 
der Partei, in der Hochschule, in der Kirche, 
in der Kommune), sind Gleichheit und Gegen-
seitigkeit in der Bestimmung der einzuhalten-
den Normen, Spielregeln, der einzugehenden 
Verpflichtungen und zu übernehmenden Auf-
gaben 3anzustreben ).

Der Beziehungsaspekt müßte sich an der lei-
tenden Idee symmetrischer Kommunikation 
orientieren und soziales Lernen also Lernende 
wie Lehrende in Prozesse hineinziehen, die 
ständig symmetrische Kommunikation anstre-
ben. Da symmetrische Kommunikation als auf 
Gleichheit und Gegenseitigkeit angelegte In-

3) Diese Zielvorstellungen habe ich verschiedent-
lich ausdifferenziert. Vgl. Beiträge zu einer kriti-
schen und instrumentellen Didaktik, München 1975; 
Grundzüge eines offenen und kommunikativen Un-
terrichtskonzepts, in: Die Deutsche Schule, 11/1976.
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teraktion zwischen Individuen und Gruppen 
zu verstehen ist, gleichzeitig aber Störungen 
(kommunikative Mißverständnisse hinsicht-
lich des Rollenverständnisses, emotionale Be-
findlichkeiten, kommunikative Inkompetenz) 
ständig diese behindern, ergibt sich für sozia-
les Lernen der weite Aufgabenbereich der 
Entwicklung sozialer Sensibilität, Kooperati-
onsfähigkeit und politischer Handlungsfähig-
keit
Der Inhaltsaspekt muß die individuellen wie 
gesellschaftlichen Voraussetzungen des ange-
strebten sozialen Verhaltens thematisieren, er 
muß die Aktionsfelder sozialen Verhaltens 
(zwischenmenschliche Varianten wie Freund-
schaft, Liebe, Sexualität, gruppenorientierte 
Aufgaben, politische Aktionen u. a. m.) wie 
deren Bedingungen behandeln, und er muß 
die Zielperspektiven, die Chancen, sie anzu-
streben, und die dabei zu bewertenden Konse-
quenzen analytisch zu erfassen versuchen. 
Man könnte auch von prozeßorientierten und 
produktorientierten Aspekten sozialen Ler-
nens sprechen.

Diesen Erkenntnissen lassen sich folgende 
Fragen zuordnen:
1. Welche erzieherischen Zielvorstellungen 
werden im Hinblick auf welche Vorstellungen 
über den Menschen formuliert? Wird der sich 
von ungerechtfertigten Zwängen emanzipie-

rende Mensch, der gleichzeitig bewußt und 
bereitwillig notwendige Bindungen und Ver-
pflichtungen eingeht, explizit gewünscht?
2. Welche Lernverhältnisse werden als die 
wünschenswerten beschrieben? Werden über-
haupt Aussagen über den Beziehungsaspekt 
organisierten Lernens gemacht?
3. An welchen Inhalten werden Fragen sozia-
len Lernens thematisiert? Mit welchen Lehrin-
tentionen werden sie behandelt, in welchem 
zeitlichen Umfang?
4. Werden der Beziehungs- und Inhaltsaspekt 
auf die gesellschaftlichen wie individuellen Be-
dingungen bezogen und ergeben sich prakti-
sche Konsequenzen (Handlungsdimension), 
oder ist eine sterile, folgenlose unterrichtli-
che Behandlung intendiert?

Da zu vermuten ist, daß Richtlinien bzw. 
Lehrpläne allgemeine Intentionen formulieren 
und dann an einer Stelle spezieller Fragen so-
zialen Lernens behandeln, wird ihr Text in 
seiner Gesamtheit zu analysieren sein. Im 
folgenden wird eine Übersicht über die In-
halte der Rahmenrichtlinien, Richtlinien und 
Lehrpläne für die hier zur Rede stehenden 
Fragen gegeben; anschließend werden sie ei- 
ner Analyse unterzogen. Die Inhaltsübersicht 
stellt insofern eine Analyse dar, als sie unter 
den formulierten Fragen erstellt wird.

Soziales Lernen in den Rahmenrichtlinien, 
Richtlinien oder Lehrplänen der Länder

Baden-Württemberg

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen ist der Entwurf der vorläufigen Arbeits-
anweisungen für Sachunterricht in der Grund-
schule vom Juni 1975.
Danach hat der Sachunterricht in der Grund-
schule das allgemeine Ziel, ausgehend von 
anregungsreichen Lernsituationen die Hand-
lungsfähigkeit der Kinder zu erweitern. Dafür 
werden vier Intentionen näher erläutert: eine 
sachliche, eine soziale, eine kommunikative 
und eine kulturelle Intention. Alle vier Inten-
tionen sind für soziales Lernen relevant:

Nach der ersten geht es darum, Erscheinun-
gen und Zusammenhänge der Lebenswirklich-
keit in überprüfbarer Weise erfassen, erklä-
ren und beurteilen zu können; nach der zwei-
ten sollen die Schüler Erscheinungen und 
Prozesse ihrer Lebenswirklichkeit im sozialen 
und politischen Bezugsrahmen erfassen und 

in sozialen Situationen bewußt entscheiden 
und handeln können; nach der dritten sollen 
sie sich mit anderen verständigen und durch 
Medien übermittelte Informationen verstehen 
können; nach der vierten sollen sie Erschei-
nungen und Zusammenhänge der Lebenswirk-
lichkeit in übergreifenden gesellschaftlich-
kulturellen Zusammenhängen sehen und ver-
stehen können.
Die Inhalte des Sachunterrichts werden in Er- 
fahrungs- und Handlungsbereiche gegliedert. 
In den Erfahrungsbereichen Luft, Wasser, 
Schall, Licht, Wärme, Bewegung, Magnetis-
mus, elektrischer Strom, Umwelt I, Wetter, 
Pflanzen, Tiere, Mensch werden die Schüler 
herausgefordert und dazu geführt, Erlebnisse 
und Beobachtungen, die sie in ihrer Umwelt 
machen, in einen sinnvollen Zusammenhang 
zu bringen und auszulegen.
In den Handlungsbereichen Erziehung, Woh-
nen, Freizeit, Arbeit, Dienstleistung/Verwal-



tung, Politik/Offentlichkeit, Umwelt II, Mas-
senmedien, Konsum soll den Kindern in stän-
digem Bezug auf das eigene Handeln gezeigt 
werden, wie man innerhalb vorgegebener 
Ordnungen nach übernommenen Verhaltens-
mustern mit anderen Personen und mit Din-
gen umgeht und wie verschiedene menschli-
che Bedürfnisse durch gesellschaftliche Ein-
richtungen in jeweils besonderer Weise ver-
sorgt, zum Teil auch erzeugt werden.

Die Lehr- und Lernverfahren sollen den Schü-
ler aktivieren (Prinzipien der Anschauung, 
der Erlebnis- und Erfahrungsnähe, des Hand-
lungsbezugs, der Ganzheitlichkeit); der Lehrer 
soll häufiger Anreger, Partner und Berater im 
Unterricht sein. Felderkundungen, Fallanaly-
sen, Projekte, Rollen- und Planspiel werden 
als zusätzliche Verfahren zur Erschließung 
von Handlungsbereichen genannt.

Die Erfahrungs- und Handlungsbereiche tau-
chen im Lehrplan als Themen wieder auf, die 
nach Schuljahren aufgegliedert werden. Den 
Themen werden Ziele allgemeingehaltener 
Art zugerechnet. Dazu Beispiele für das The-
ma ,Erziehung': .Kennenlernen der Schule als 
Institution organisierten Lernens', .Sich der 
Rolle des Kindes als Schulanfänger bewußt 
werden', .Familie als Lebensgemeinschaft er-
kennen', .Erkennen, daß Sanktionen Mittel 
sind, um das Einhalten von Ordnungen, Re-
geln und Gesetzen zu sichern'.

Bayern

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen ist der Lehrplan für die Grundschule (1. bis 
4. Jahrgangsstufe), veröffentlicht im Amts-
blatt des Bayerischen Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus, Nr. 9/1971.

Schichtenspezifisch bedingte Rückstände, vor 
allem im sprachlichen und im übrigen kultu-
rellen Standard sowie in der Lernmotivation, 
sollen abgebaut werden. Die allgemeinen 
Aufgaben werden so formuliert:

— die Beherrschung elementarer Kulturtech-
niken;

— die Erarbeitung eines für die weiterführen-
den Schulen unentbehrlichen Bestands an 
Wissen, Verhaltensweisen und Arbeitsfor-
men, insbesondere das Anbahnen und Festi-
gen einer bewußten Lernhaltung sowie üben 
und Verstehen kooperativer Lebensformen;

— der planmäßige Übergang von einem zu-
nächst überwiegend anschaulichen zu einem 
mehr abstrahierenden Denken;

— die Förderung von Sensibilität und Kreati-
vität, besonders auch in musischen Grunder-
fahrungen.

Nach der Stundentafel werden dem Sachun-
terricht in den ersten beiden Schuljahren je 
drei, im 3. und 4. Schuljahr je vier Stunden 
zugewiesen. Dieser Sachunterricht der Grund-
schule soll die Kinder zu sachgemäßer Aus-
einandersetzung mit den Gegenständen ihres 
Erfahrungsraumes führen. Der Unterricht soll 
abwechslungsreich, handlungsbetont sein, 
alle Sinne beanspruchen, zum Gedankenaus-
tausch zwischen den Kindern und zu einfalls-
reichem, produktivem Denken führen. Er glie-
dert sich in die fachlichen Bereiche Sozial-
und Wirtschaftslehre, Geschichte, Erdkunde, 
Biologie, Physik/Chemie auf.

Die Sozial- und Wirtschaftslehre geht von 
den mitmenschlichen Erfahrungen aus, die 
das Kind in Familie und Spielgruppe, in Schu-
le und weiterem Lebenskreis gewinnt. Ent-
sprechend der Bedeutung ökonomischer Tat-
bestände in der Umwelt des Kindes werden 
wirtschaftliche Fragen einbezogen. Folgende 
Aufgaben werden besonders hervorgeho-
ben:
— Kenntnis einfacher sozial und wirtschaft-
lich bedeutsamer Tatsachen;
— Einführung in soziale und wirtschaftliche 
Beziehungen und Abhängigkeiten;
— Einsicht in die Bedeutung menschlicher 
Grundbedürfnisse und deren Befriedigung 
durch Güter und Dienstleistungen;
— erstes Verständnis für Konflikte und 
Schwierigkeiten im Zusammenleben der Men-
schen und für andere soziale Probleme, die 
dem Kind in seinem Lebenskreis begegnen.

Da die Sozial- und Wirtschaftslehre an Erfah-
rungen des Kindes anknüpft, sind Unterschie-
de in den sozialen Erfahrungen und in schich-
tenspezifischen Bedingungen zu berücksichti-
gen.
Die Inhalte werden so dargestellt, daß zu 
zwei verbindlichen Lehraufgaben Themenvor-
schläge für alle vier Jahrgangsstufen geord-
net werden.

Erste verbindliche Lehraufgabe:
Die Stellung des einzelnen gegenüber dem 
Mitmenschen, gegenüber den Institutionen in 
der Gesellschaft und dem organisierten Zu-
sammenleben. Auseinandersetzung mit Inter-
essen und Interessenkonflikten, mit den gel-
tenden Ordnungen, mit der Spannung von An-
passung und Behauptung — verantwortliches 
Handeln.



Themenvorschläge dafür sind: die Familie; in 
der Schule; Nachbar und Nachbarschaft; der 
Fremde; unsere Schule; Kinder als Partner; 
Aufgaben, die Familie und Nachbarschaft 
nicht leisten können, z. B. Wohnungsbau, Ge-
sundheitsvorsorge, Wasserversorgung, Post 
und Bahn u. a.; Gewählte als Vertreter vieler 
anderer; das Schulwesen; Mitmenschen mit 
anderer Sprache, Hautfarbe, Religion und Le-
bensweise.

Zweite verbindliche Lehraufgabe:
Erkenntnis, daß menschliche Bedürfnisse 
durch Arbeit zu befriedigen sind. Berufe aus 
dem Lebenskreis des Kindes, Grundfragen der 
Produktion, der Güterverteilung, der Dienst-
leistungen und des Konsums in einer markt-
orientierten Industrie-Gesellschaft. Freizeit als 
Angebot und Aufgabe. Themenvorschläge da-
für sind: Bedürfnisse und Arbeiten in der Fa-
milie; Berufsbilder aus der Umwelt des Kin-
des; Einkäufen und Verkaufen; Möglichkeiten 
der Produktion (Handarbeit, Maschinenarbeit, 
Fabrikproduktion); der Wandel in der Wirt-
schaft; erweiterte Freizeit.

Berlin

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen sind die Rahmenpläne für Unterricht und 
Erziehung in der Berliner Schule, herausgege-
ben vom Senator für Schulwesen 1970. Für 
alle Schulstufen bzw. -arten werden ausführ-
lich zwölf Grundsätze entwickelt, die hier nur 
in knapper Weise wiedergegeben werden 
können:
— Die Berliner Schule ist eine einheitlich an-
gelegte Schule für die gesamte Jugend.
— Förderung jedes Jugendlichen ist die vor-
dringlichste Aufgabe der Schule.
— Mündigkeit und lebenslanges Lernen sind 
vorzubereiten.
— Mitmenschliche Verantwortung und faire 
wie rationale Konfliktlösung sind Erziehungs-
ziele.
— Zum Selbstverständnis und zur Selbstver-
wirklichung der Kinder und Jugendlichen ist 
beizutragen.
— Selbstverständnis ist nicht möglich ohne 
Weltverständnis.
— Die Schule muß auch Leistungsschule 
sein.
— Schule muß wissenschaftsorientiert sein.
— Zur Selbstverwirklichung des Menschen 
gehört seine Bewährung im Beruf.
— Politische Bildung soll Information, demo-

kratische Lebensweise und aktive Teilnahme 
vermitteln.
— Die Schule muß durch die Pflege persönli-
cher Interessen und Neigungen zur Freizeit 
erziehen.
— Die Schule muß ein enges Verhältnis zu 
anderen Institutionen gewinnen (Kirchen, Ju-
gendpflege u. a. m.).
Die 6jährige Grundschule hat zu sachbezoge-
ner Arbeitshaltung, Rollendistanz, sachbezo-
genem Gespräch, Kooperation, Selbstbeurtei-
lung, Beherrschung der Kulturtechniken, zur 
Orientierung in der gegenwärtigen Umwelt, 
zu einer Fremdsprache, zu bildnerischem Dar-
stellen, zum Musizieren und zum Sport zu 
führen.
Innerhalb des vorfachlichen Unterrichts der 
Schuljahre 1—4 (17—21—25—27 Wochen-
stunden), aus dem jeweils nur eine sehr be-
grenzte Zahl von Fachstunden ausgegliedert 
werden sollen, spielt die sog. Sachkunde mit 
fünf Aspekten (dem technisch-physikalischen, 
dem biologischen, dem erdkundlichen, dem 
geschichtlichen und dem sozialkundlichen) 
eine zentrale Rolle.
Bei der Behandlung sozialkundlicher Unter-
richtsgegenstände soll das Verhältnis des ein-
zelnen Menschen zum Mitmenschen, zur Ge-
sellschaft und ihren Teilbereichen geklärt 
werden.

Die Themen mit Unterthemen sind:

1. und 2. Klasse

A Kind und Schule
Leben und Arbeit in der Klasse — Verhalten 
in der Gruppe — Orientierung und Verhalten 
auf dem Schulgrundstück — Anpassen an 
eine notwendige Ordnung — Umgang mit Sa-
chen
Aufgaben und Zuständigkeiten des Schulper-
sonals
Verhalten auf dem Schulweg

B Kind und Familie
Der Tagesablauf
Die Verwandten

C Das Kind als Fußgänger im Straßenverkehr
Der sichere Schulweg
Allein unterwegs
Besondere Gefahren im Straßenverkehr

D Die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel

E Das Kind und die Menschen in seiner Um-
gebung



3. und 4. Klasse

A Die Schule
Klassen- und Schulordnung
Aufgaben und Zuständigkeiten der Erwachse-
nen in der Schule
Schüler mit besonderen Aufgaben
Gemeinschaftsaufgaben in Gruppe, Klasse 
und Schule
Der einzelne Schüler in der Klasse
Die Berliner Schule

B Als Radfahrer im Straßenverkehr
Das verkehrssichere Fahrrad
Mit dem Fahrrad unterwegs

C Arbeitswelt und Wirtschaft

Berufe
In einem Handwerksbetrieb
Auf einer Baustelle
Der Handel

D Vom Geld
Geld als Tauschmittel — Arbeit und Geld — 
Sparen — öffentlicher Haushalt

E öffentliche Einrichtungen
Feuerwehr — Gesundheitswesen — Polizei — 
Post

F Informationsquellen und Kommunikations-
mittel
Bücher — Schriften — Zeitung,. Zeitschrift — 
Rundfunk und Fernsehen

G Freizeit
H Die Verwaltung des Bezirkes und Ber-
lins

J Zur Zeitgeschichte Berlins
Berlin 1945 — Viersektorenstadt Berlin — 
Berlin 1948 — Berlin 1961 — Die Verbin-
dungswege

Bremen

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen ist der Lehrplan für die Grundschule von 
1961. Nach diesem Lehrplan umfaßt die bre-
mische Grundschule das 1.—6. Schuljahr. 
Beim Abschluß der Grundschule soll jeder 
Schüler
— die elementaren Fertigkeiten beherr-
schen,

— über einen aus der heimatlichen Umge-
bung gewonnenen Wissenschatz verfügen, 
der seiner Begabung entspricht,
— der Entwicklungsstufe gemäß zu selbstän-
diger Arbeit fähig sein,
— sich in seine Gemeinschaft einfügen kön-
nen,
— bereit sein, sich musisch und sportlich zu 
betätigen.

Die beiden ersten Schuljahre müssen als Ein-
heit gesehen werden. Der Unterricht ent-
nimmt seine Stoffe der Welt des Kindes und 
beschäftigt sich mit Menschen, Tieren, Pflan-
zen, Dingen und Vorgängen in Haus und 
Schule, auf der Straße, im Garten und bei der 
Arbeit.
Der Sachunterricht im 3. und 4. Schuljahr be-
ginnt mit dem Sammeln und Ordnen der Er-
scheinungen in der Umwelt des Kindes. Der 
Schüler soll dem Unterrichtsgegenstand un-
mittelbar begegnen und seine Kräfte und Fer-
tigkeiten bei der Arbeit daran üben. Dabei 
gewinnt er erdkundliche und biologische 
Grundbegriffe und soziale Grunderfahrun-
gen.

Der Lehrplan enthält verbindliche Themen, 
die jede Schule ergänzen sollte. Verbindliche 
Themen sind:
für das 3. Schuljahr: Rund um die Schule 
(Einführung in den Stadtplan);
für das 3. und 4. Schuljahr: Ein Haus wird ge-
baut. Unsere Straße. Bei der Feuerwehr. Auf 
dem Postamt. Nachtschicht. Auf dem Bahnhof. 
An der Weser. Im Park, im Wald. Im Garten. 
Auf dem Felde. Der Arzt kommt;
für das 4. Schuljahr: Unser Stadtviertel (Ein-
führung in den Heimatatlas). Die Geest. Die 
Marsch. Das Moor.

Der Sachunterricht im 5. und 6. Schuljahr 
gliedert die Stoffe nach den üblichen Fächern. 
Dabei treten Geschichte, Erdkunde, Biologie 
und Naturlehre auf.

Hamburg

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen sind die Richtlinien und Lehrpläne der 
Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für 
Schule, Jugend und Berufsbildung, Bandl: 
Grundschule (Kl. 1—4), die zum 1.2. 1974 für 
die Dauer einer Erprobungsphase verbindlich 
geworden sind.
Grundsätzliche Ausführungen sagen aus, daß 
die Ziele des Grundschulunterrichts bedingt 



sind durch die Bedürfnisse der Kinder dieses 
Alters, durch die Erfordernisse des individu-
ellen und des gesellschaftlichen Lebens sowie 
durch die Erkenntnisse der Wissenschaft. 
Selbstvertrauen, Lernfreude und Kreativität, 
die Fähigkeit des Kindes zu rationaler Orien-
tierung und zur Zusammenarbeit mit anderen 
Menschen sollen gestärkt bzw. angebahnt, 
werden.
Spielen, freie Arbeit des einzelnen Kindes, 
Unterrichtsgespräch und Gruppenarbeit sind 
neben gezielten aufgabenorientierten Lehr-
gängen die wichtigsten Aktivitäten und For-
men, in denen das Kind in der Grundschule 
lernt.
In allen Bereichen der Grundschule, insbeson-
dere bei der Partner- und Gruppenarbeit so-
wie beim Verwirklichen gemeinsamer Projek-
te, sollen soziale Verhaltensweisen herausge-
fordert, geübt und gestärkt werden. Dazu ge-
hören:
— Regeln miteinander festlegen und einhal-
ten,
— sich beteiligen an einem Vorhaben,
— mit einem Partner und mit mehreren Schü-
lern der Gruppe zusammenarbeiten,
— gemeinsam planen,
— Rücksicht nehmen auf die anderen; nicht 
immer alles allein oder nur das Interessante-
ste tun wollen,
— neue Mitglieder in die Gruppe aufnehmen 
wollen und integrieren,
— die eigenen und die Fähigkeiten der ande-
ren erkennen, anerkennen und in der Gruppe 
einsetzen,
— Konflikte erkennen, ertragen und lösen,
— Kompromisse schließen,
— seine eigenen berechtigten Interessen so-
wohl dem Interesse der Gruppe oder einer Sa-
che unterordnen als gegebenenfalls auch ge-
gen Widerstände vertreten,
— Regeln kritisch bedenken und gegebenen-
falls neue Regeln erfinden,
— Vorurteile erkennen und abbauen,
— Folgen des eigenen Handelns und der ei-
genen Forderungen für sich und für die ande-
ren voraussehen und berücksichtigen.

Die Richtlinien für den Sachunterricht be-
schreiben diesen als einen Lernbereich mit 
drei Teilbereichen:
— Natur
— Gesellschaft
— Technik.

Besonders wichtig sind im Sachunterricht das 
freie Arbeiten, das Lernen durch Entdecken, 
die Gruppenarbeit, der Epochen- und Projekt-
unterricht sowie die Teamarbeit.
Die zur Verfügung stehende Zeit für den Sach-
unterricht (im 3. Schj. z. B. 5, im 4. Schj. 6 
Stunden wöchentlich) sollen im Verhältnis 
1:1:1 auf die Teilbereiche Natur — Gesell-
schaft — Technik aufgeteilt werden.
Die Themen für den Teilbereich .Gesellschaft/ 
Verkehrserziehung' sind:
Klasse 1: Versorgung/Einkaufen; Familie: 
was ist eine Familie? / Aufgaben und Rollen 
in der Familie; auf dem Schulweg; Kind und 
Kraftfahrzeug; bei Wind und Wetter unter-
wegs.
Klasse 2: Versorgung: Beispiele zum Aspekt 
Versorgung; Konsum und Werbung: Im Su-
permarkt einkaufen; Verkehr: Auto oder 
Bahn?,- Arbeit und Arbeitsteilung; Freizeit: 
wie und wo macht das Spielen Spaß?; Um-
weltschutz: die Benutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel, Spielen auf der Straße; als Mit-
fahrer im Auto.
Klasse 3: Versorgung: Beispiele zum Aspekt 
Versorgung und Entsorgung; Familie: Funk-
tionen der Familie; Konsum und Werbung; 
Schule: Konflikte in der Schule/Aufgaben der 
Schule; Arbeit und Arbeitsteilung; Freizeit: 
Entwurf eines Spielplatzes; Umweltschutz; 
Stadt als Wohngebiet; Straßen im Schulbe-
zirk; Signale im Straßenverkehr.
Klasse 4: Versorgung; Konsum und Werbung; 
Verkehr und Wirtschaft; Schule; Arbeit und 
Arbeitsteilung; Freizeit; Erholung; Umwelt-
schutz; Wohnen; Zeitung; Stadt als Wohnge-
biet; die Fahrradprüfung.
Die Ziele des Teilbereichs Gesellschaft wer-
den ausdrücklich auf den Wertrahmen des 
Grundgesetzes bezogen. Demokratisches Ver-
halten, bewußte Orientierung, Aufgeschlos-
senheit gegenüber gesellschaftlichen Verände-
rungen sind einzelne Ziele.

Hessen

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen sind die Rahmenrichtlinien .Primarstufe 
— Sachunterricht — Aspekt Gesellschaftsleh-
re’, hrsg. vom Hessischen Kultusminister 
1972.
Die vorliegenden hessischen Rahmenrichtlini-
en gliedern den Lernbereich Sachunterricht 
nach fächerintegrierenden Prinzipien in einen 
Teil mit naturwissenschaftlich-technischem 
Aspekt und einen Teil mit dem Aspekt Ge-



sellschaftslehre. Die allgemeine Zielsetzung 
ist am Demokratiegebot des Grundgesetzes 
orientiert:

Oberstes Lernziel für eine demokratische Ge-
sellschaft ist die Befähigung zur Selbst- und 
Mitbestimmung. Dabei ist eine optimale Teil-
nahme des einzelnen an gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen an die Aufhebung 
ungleicher Lebenschancen geknüpft Es geht 
in der Verfolgung dieser Zielvorstellung nicht 
um eine Institutionenkunde, sondern um ein 
Lernen auf der Basis eigenen Handelns und 
um eine Befähigung zu erweiterter Hand-
lungskompetenz. Sog. übergeordnete Lernzie-
le sind deshalb:

— die Sensibilisierung gegenüber Motiven 
und Interessen,
— die Bereitschaft zur Stellungnahme und 
zur Entscheidung auf der Grundlage eines je 
besten Informationsniveaus, verbunden mit 
der Bereitschaft zur Revision des eigenen 
Standpunktes,
— die Befähigung zur Verbalisierung eigener 
Bedürfnisse und Interessen, zur Argumenta-
tion und zur Auseinandersetzung.

Inhaltlich werden drei Arbeitsbereiche ange-
geben:
1. Einführung in die Gesellschaft
2. Wirtschaftliche Beziehungen
3. öffentliche Aufgaben.

Gegenstand des Lernens im Arbeitsbereich 
1 ist die Abhängigkeit individueller Verhaltens-
formen, Einstellungen und Handlungsgrund-
lagen von der Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten Gesellschaft. Gliederungspunkte dafür sind:

Umgang mit Informationen — Menschen wer-
den von Menschen beeinflußt (Manipulation) 
— Was man braucht und was man haben 
möchte (Bedürfnisse) — Wie Kinder zu Er-
wachsenen werden (Rollen) — Wie Entschei-
dungen zustande kommen (Mitbestimmung) 
— Menschen urteilen über Menschen (Vorur-
teile, Chancen).

Gegenstand im Arbeitsbereich 2 sind die 
Bedingungen, die zu den heutigen wirtschaft-
lichen Verhältnissen geführt haben, und die 
daraus folgenden Konsequenzen. Gliederungs-
punkte dafür sind:

Menschen arbeiten — Stätten der Arbeit — 
Mensch und Maschine — Der Mensch als 
Konsument — Versorgung mit Gütern — In-
dustrielle und landwirtschaftliche Wirt-
schaftsräume.

Der Arbeitsbereich 3 wird damit begrün-
det, daß Gesellschaft auch betrachtet werden 
muß unter dem Gesichtspunkt von Aufgaben, 
die der einzelne nicht mehr lösen kann, 
d. h. unter dem Gesichtspunkt institutionali-
sierter Machtausübung. Gliederungspunkte 
dafür sind:

Siedlungen für Menschen — Wohnungen für 
Menschen — Der Verkehr schafft Verbindun-
gen — Jeder hat Anspruch auf Erholung und 
Freizeit — Ernährung und Gesundheit — Um-
weltschutz gegen Umweltschmutz — Ordnun-
gen und Regelungen.

Niedersachsen

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen sind die Rahmenrichtlinien für die Grund-
schule, hrsg. vom Niedersächsischen Kultus-
minister 1975.

Der Bildungsauftrag der Grundschule wird 
vom Bildungsauftrag der Schule hergeleitet, 
wie er in § 2 des Niedersächsischen Schulge-
setzes von 1975 festgelegt worden ist. In die-
sem wird die Anlehnung an das Grundgesetz 
und an die vorläufige niedersächsische Ver-
fassung ausgesprochen und formuliert, daß 
die Schüler fähig werden sollen, die Grund-
rechte für sich und andere wirksam werden 
zu lassen, nach ethischen Grundsätzen zu 
handeln, ihre Beziehungen zu anderen Men-
schen nach den Grundsätzen der Gerechtig-
keit, der Solidarität und der Toleranz zu ge-
stalten, Konflikte vernunftgemäß zu lösen, 
aber auch zu ertragen, sich Informationen zu 
verschaffen und sich ihrer kritisch zu bedie-
nen, ihre Wahrnehmungs-, Empfindungs- und 
Ausdrucksmöglichkeiten zu entfalten und 
sich im Berufsleben zu behaupten. Die Schü-
ler sollen zunehmend selbständiger werden. 
Die Schule soll Lehrern und Schülern den Er-
fahrungsraum und die Gestaltungsfreiheit bie-
ten, die zur Erfüllung des Bildungsauftrages 
erforderlich sind.

Unter der Überschrift .Sozialformen des Ler-
nens' werden Ausführungen zum Lernen im 
Spiel, zum freien Arbeiten, zum Lernen im 
Klassenverband, zum Lernen in Gruppen 
(Partner-, Gruppenarbeit), zum Lernen in Ein-
zelarbeit, zum Epochen- und Projektunterricht 
gemacht. Dabei wird der Projektunterricht 
folgendermaßen beschrieben: In ihm setzen 
sich die Schüler mit selbstgewählten Frage-
stellungen und Problemen aus ihrem Interes-
sen- und Lebensbereich, mit Ereignissen im 
Klassen- und Schulleben und aktuellen Anläs-
sen auseinander. Dabei wird es sich um grup-



penbezogene Lernprozesse handeln, die zu-
nehmend selbstbestimmt sein sollen.

Dem Sachunterricht werden in der Stundenta-
fel je vier Stunden für das 1. und 2., je fünf 
Stunden für das 3. und 4. Schuljahr pro Wo-
che reserviert. Seine Lerninhalte sind aus der 
für den Schüler gegenwärtig und zukünftig 
bedeutsamen, unmittelbar und mittelbar zu-
gänglichen Lebenswirklichkeit zu gewinnen. 
Im Sinne eines situationsorientierten Ansat-
zes werden fünf Lernfelder genannt, die den 
Sachunterricht gliedern: Zusammenleben der 
Menschen — Menschen und Raum — Siche-
rung und Gefährdung menschlicher Existenz 
— Naturphänomene und ihre Zusammenhän-
ge — Mensch und Technik.

Die ersten drei Lernfelder werden detailliert 
aufgegliedert:

Zum Lernfeld .Zusammenleben der Men-
schen' werden folgende Rahmenthemen aus-
geführt: Menschen und ihre Rollen, Umgang 
mit Informationen, Bedürfnisse, Wünsche und 
Rechte, Menschen und ihr Verhältnis zur Ar-
beit, Menschen urteilen und werten, Umgang 
mit öffentlichen Einrichtungen (Post, Ver-
kehrsmittel, Polizei, Feuerwehr), Menschen 
und die Gesellschaft zwischen Beharrung und 
Veränderung.

Lernfeld .Mensch und Raum": Menschen er-
schließen sich den Raum, durch wirtschaftli-
che Nutzung verändern Menschen die Land-
schaft, Menschen schaffen sich Wohnungen 
und Erholungseinrichtungen, Menschen brau-
chen Versorgungs- und Entsorgungseinrich-
tungen, Menschen müssen ihre Lebensgrund-
lagen schützen.

Lernfeld „Sicherung und Gefährdung mensch-
licher Existenz': körperliche und seelische 
Bedürfnisse des Menschen, Organe unseres 
Körpers und ihre Aufgaben, akute und schlei-
chende Gefährdungen, Sexualerziehung, Ver-
halten bei Unfällen und anderen Gefährdun-
gen, Verhalten im Verkehr.

Nordrhein-Westfalen

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen sind die Richtlinien und Lehrpläne für die 
Grundschule in Nordrhein-Westfalen, in der 
zweiten Auflage erschienen 1973.

Die Ziele des Unterrichts in der Grundschule 
sind wie die der anderen Schulen auch durch 
die Landesverfassung vorgegeben. Die Grund-
schule hat die Aufgabe, dem Kind die Welt 
zu eröffnen, es zu einer sachlichen Erfüllung 

des Lernens anzuhalten und zu mitmenschli-
chem Verhalten zu führen. Darüber hinaus 
muß die Grundschule das kritische Bewußt-
sein der Kinder früh aktivieren und elementa-
re Formen der Mitbestimmung ermöglichen. 
Der Sachunterricht hat im 1. Schuljahr zwei, 
im 2. Schuljahr drei, im dritten Schuljahr vier 
und im 4. Schuljahr fünf Stunden pro Woche 
zur Verfügung. Er hat u. a. die Aufgabe, das 
Kind zu einer zielgerichteten Erschließung 
der Umwelt zu führen: in der Natur, im Zu-
sammenleben der Menschen in der Familie 
und in den Kindern bekannten gesellschaftli-
chen Gruppierungen, in der Wirtschaft, in der 
Arbeit und Technik, in dem vom Menschen 
heute und früher gestalteten Raum, in der Be-
ziehung zum eigenen Körper und der Hygie-
ne. Die Lernbereiche des Sachunterrichts sind 
Physik/Wetterkunde, Chemie, Technik, Bio-
logie, Geschlechtererziehung, Soziale Studien, 
Haushaltslehre, Geographie, Verkehrserzie-
hung. Intentionen und Inhalte sozialen Ler-
nens kann man also in drei Lernbereichen 
vermuten.
Auf 5/4 Seiten im DIN-A5-Format wird eine 
Einführung in die .Sozialen Studien' gegeben. 
Sie sind auf Kenntnisse, Einsichten und kriti-
sche Überprüfung gesellschaftlicher, ge-
schichtlicher und wirtschaftlicher Gegeben-
heiten gerichtet und sollen Kritikfähigkeit, 
Selbstbestimmung und Mitverantwortung an-
bahnen. Probleme müssen im Erfahrungsbe-
reich der Schüler aufgesucht und durch Fall-
studien müssen Lösungswege entwickelt wer-
den. Die Themen sind: Schule, zu Hause, 
Wohnen, kommunale Aufgaben, Arbeiten, 
Werbung, die Nachrichtenträger, Umwelt-
schutz, die Zeit, der Kalender, früher und 
heute, Mensch und Zeit, die Nahrung, der 
Kauf.
Die Geschlechtererziehung ist Erziehung zu 
verantwortlichem geschlechtlichem Verhalten. 
Mutterschaft und Geburt, Bezeichnungen der 
Geschlechtsorgane, Kenntnis der sichtbaren 
Phänomene der Schwangerschaft, die Vater-
schaft in biologischer und sozialer Sicht, ge- 
schlechtliche Reifeerscheinungen, Menstrua-
tion und Pollution sind die Themen für das 
erste bis vierte Schuljahr.
Die Verkehrserziehung als Konfrontation mit 
dem modernen Verkehrssystem wird als be-
deutsamer Teilbereich neuzeitlicher Bildungs-
arbeit angesehen. Der Verkehr erweist sich 
als ein differenzierter Wirklichkeitsbereich 
mit sozialen und technischen Bezügen. Die 
Analyse des Verkehrs, der bestimmt wird 
vom Verhalten der Verkehrsteilnehmer, von 
der Beschaffenheit der Verkehrsmittel, der 
Verkehrswege und den jeweils geltenden 



Verkehrsregeln, und die Verbesserung der 
verkehrspraktischen Fähigkeiten und Fertig-
keiten stellen die beiden unterrichtlichen 
Schwerpunkte dar.

Rheinland-Pfalz und Saarland

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen ist der Lehrplan für die Grundschule der 
Länder Rheinland-Pfalz und Saarland, zur Er-
probung herausgegeben von den Kultusmini-
stern dieser Länder im Juli 1971.

Die Ausführungen im allgemeinen Teil spre-
chen davon, daß das Leben in unserer Gesell-
schaft eine Schule fordere, die die Kinder an-
leitet, Eindrücke der Umwelt nicht nur erleb-
nismäßig, sondern auch rational zu erfassen, 
kritisch zu verarbeiten und danach ihr Ver-
halten zu bestimmen. In sozialintegrativen 
Formen des Unterrichts sind die Kinder zur 
eigenen Meinungsbildung und zur selbständi-
gen Stellungnahme zu ermutigen; ihre Kreati-
vität ist durch das Lösen selbstgestellter Auf-
gaben zu fördern. Die Kinder sollen ihren 
Platz in der Gemeinschaft finden, sich einord-
nen und behaupten lernen. Der Sachunterricht 
hat im 2. Schuljahr vier und im 3. und 
4. Schuljahr jeweils sechs Wochenstunden 
zur Verfügung. Die entscheidende didaktische 
Frage des Sachunterrichts ist die nach den für 
unser Leben und unsere Gesellschaft konsti-
tutiven und repräsentativen Sachverhalten 
und Zusammenhängen, soweit sie im Erfah-
rungsraum der Kinder sichtbar werden. Es 
werden folgende Lernbereiche unterschieden: 
naturwissenschaftlicher (Physik, Chemie, 
Technik, Biologie), geographischer, sozialer 
und politischer, wirtschaftlicher und ge-
schichtlicher Lernbereich sowie Verkehrser-
ziehung.

Im sozialen und politischen Lernbereich sol-
len dem Kind stufenweise die vielfältigen Be-
ziehungen und Abhängigkeiten zwischen dem 
Individuum und der sozialen und politischen 
Umwelt erschlossen werden. Hierbei.soll das 
Kind erfahren, daß es ein Recht auf Selbstver-
wirklichung hat. Gleichzeitig soll es erfahren, 
daß neben ihm andere Menschen das gleiche 
Recht haben. Es soll erkennen, daß man sich 
zur Durchsetzung von Interessen organisieren 
kann. Hierbei entstehende Konflikte dürfen 
nicht als Übel verstanden werden, sondern 
als Aufgabe.

Es werden vier Thematiken genannt: Ordnun-
gen, demokratische Ordnung, die sozialen 
und öffentlichen Einrichtungen, Informatio-
nen.

Beispiele für Ordnungen: soziale Situationen 
aus dem kindlichen Erleben: Spiel, Familie, 
Schule, Situationen aus dem Straßenverkehr.

Beispiele für demokratische Ordnung: Ge-
meinderat und Gemeindeverwaltung, das Ge-
richt.
Beispiele für soziale und öffentliche Einrich-
tungen: soziale Einrichtungen wie Kinder-
heim, Sanatorium, Krankenhaus, Altersheim, 
Lebenshilfe, Einrichtungen, die der Sicherheit 
dienen (Polizei, Bundeswehr, Feuerwehr, Er-
ste Hilfe u. a. m.), Einrichtungen, die der Ver-
sorgung dienen (Energie-, Wasserversorgung), 
Einrichtungen, die dem Verkehr dienen (Bun-
desbahn, Bundespost usw.), Einrichtungen, die 
der Freizeitgestaltung dienen (Haus der Ju-
gend, Bücherei, Theater u. a. m.).

Beispiele für die Informationen: Fernsehen, 
Rundfunk, Zeitungen, Bücher, Zeitschriften, 
Filme, Prospekte, Gebrauchsanweisungen, 
Plakate.

Im wirtschaftlichen Lernbereich sollen die Kin-
der Einblick in das moderne Wirtschaftsleben 
unter folgenden Gesichtspunkten erhalten:

— die industrielle Produktion soll als ein Fer-
tigungsverfahren begriffen werden, das aus 
häuslicher bzw. handwerklicher Produktion 
hervorgegangen ist; sie erfüllt und weckt 
gleichzeitig Bedürfnisse;
— beim Transportwesen kann insbesondere 
die allseitige Abhängigkeit (z. B. Verbraucher 
— Erzeuger, Stadt — Land) bewußt gemacht 
werden;
— der Umgang mit Geld macht überlegtes 
und angemessenes Konsumverhalten notwen- 
dig;
— beim Einblick in die Berufswelt soll die 
Arbeitsteilung und Spezialisierung erkannt 
werden.

Schleswig-Holstein

Textgrundlage für die folgenden Ausführun-
gen ist einmal der zweibändige Lehrplan 
.Grundschule und Vorklasse in Schleswig- 
Holstein", hrsg. vom Kultusministerium des 
Landes Schleswig-Holstein im Jahre 1975, und 
zum anderen sind es die Materialien zum 
Sachunterricht in der Grundschule, hrsg. von 
Jürgen Holm und Hans Heinrich Kolbeck im 
Jahre 1976.

Nach dem Lehrplan ist Ziel der Grundschule 
die Vorbereitung der Schüler auf selbständige 
Teilhabe am Leben in unserer Zeit. Sie soll 



Voraussetzungen schaffen für die Selbstver-
wirklichung des einzelnen, für sein Sozialver-
halten, für sein Verhältnis zur Gesellschaft 
und für seine Bereitschaft, eine freiheitliche 
und demokratische Ordnung mitzugestalten. 
Kindliches Lernen soll sowohl das Grundla-
gen- und Antriebskräfte betreffende (soge-
nannte affektive) Lernen als auch das die Er-
kenntnisse betreffende (sogenannte kognitive) 
und das zwischenmenschliche Beziehungen 
betreffende (sogenannte soziale) Lernen bein-
halten. Ausgang von konkreten Situationen, 
Lernen beim Spiel, Lernen durch Entdecken 
sollten bestimmende Prinzipien sein. Einzel-, 
Partner- und Gruppenarbeit sind Sozialfor-
men, bei denen die Kinder lernen, den Unter-
richt zunehmend mitzugestalten. Freies Ler-
nen und Projektlernen stärken die Selbstän-
digkeit und das Lernen durch Tun.

Der Sachunterricht umfaßt den Teilbereich 
.Gesellschaft’ mit Geographie, Geschichte und 
Sozialerziehung und den Teilbereich .Natur' 
mit Biologie, Chemie und Physik sowie Ver-
kehrserziehung als Kurs.

Der Teilbereich .Gesellschaft' zeigt auf, daß 
der Mensch nicht nur als einzelner, sondern 
zugleich auch in gesellschaftlicher Verflech-
tung lebt. In acht Themenbereichen, die we-
sentlichen Bezügen menschlichen Lebens ent-
sprechen, soll die Grundintention verfolgt 
werden:

Familie/Gruppe/Gesellschaft
Wohnen
Gesundheit/Schutz des Lebens
Freizeit/Erholung
Arbeit/Wirtschaft
Orientierung/Information
Verkehrsteilnahme
Natur des Raumes.

Diese Themenbereiche werden in Lerneinhei-
ten für die Vorklasse und die vier Grundschul-
jahre aufgegliedert und dann mit Lernzielen 
und Hinweisen erläutert.

Beispiele für Lerneinheiten sind:

Familie/Gruppe/Gesellschaft
Wer ich bin, Regeln in der Kindergruppe, Ge-
fühle, Jungen und Mädchen, Familie, Einan-
der helfen, Niemand spielt mit Ralf, Unsere 
Klasse, Klassenordnung, Arbeitsteilung im 
Haushalt, Familienzuwachs, Mitbestimmung 
in der Schule, Kommunale Aufgaben, Vorbe-
reitung auf die Pubertät, Schleswig-Holstein 
— ein Land der Bundesrepublik.

Wohnen
Hausgrundstück, Wohnstraße, Hausordnung, 
Altstadt, Neubaugebiet.

Gesundheit/Schutz
Kranksein, Müllbeseitigungsanlage, Natur-
park, Helfen und Hilfe holen, Sturmflut, Land-
gewinnung.

Freizeit/Erholung
Spielplatz, Garten, Sportanlage, Schwimman-
lage, Campingplatz, Planung einer Familien-
reise, Seebad, Gebirgsort.

Arbeit/Wirtschaft
Miteinander arbeiten, Geld, Handwerklicher 
Produktionsbetrieb, Teich, Ware und Wer-
bung, Post, Fabrik, Hochseefischfang, Sozial-
geschichtlicher Wandel.

Orientierung/Information
Tageslauf, Zeitleiste, Schulweg, Wanderung, 
Schulviertel, Uhr, Kalender, Ortsplan, Mani-
pulation, Kulturhistorische Entwicklungsreihe.

Verkehrsteilnahme
Bushaltestelle, Parkplatz, Straßenkreuzung, 
Bahnhof, Flugplatz, Kanalschleuse, Seehafen-
becken.

Natur des Raumes
Steinsammlung, Wetter, Kiesgrube, Boden, 
Fluß, Ausgleichsküste, Standmoräne.



Analyse der Richtlinienempfehlungen bzw. -anweisungen

Entsprechend den früher formulierten Fragen 
kann jetzt die Analyse versucht werden. Die 
erste Frage richtete sich auf die allgemeinen 
Zielvorstellungen, denen schulisches Lernen 
folgen sollte, speziell natürlich auch soziales 
Lernen.

1. Analyse allgemeiner Zielvorstellungen

überraschend ist die sofort ins Auge sprin-
gende Übereinstimmung der allgemeinen Zie-
le: Da ist ständig die Rede von der Intention, 
die Erscheinungen und Prozesse der Lebens-
wirklichkeit zu erfassen, sich ihnen gegen-
über bewußt, entscheidungs- und handlungs-
fähig zu verhalten. Mündigkeit, Selbstver-
ständnis und Selbstverwirklichung, mit-
menschliche Verantwortung, soziale Sensibili-
tät und Kreativität sollen erreicht werden. 
Kritisches Bewußtsein und Mitbestimmung 
sollen früh angestrebt werden. — Man könnte 
also von dem großen Konsens in der Bundes-
republik sprechen! Und wenn man diese all-
gemeinen Zielformulierungen ernst nehmen 
darf, verwundert die zum Teil bitterböse 
Kommentierung der hessischen Rahmenricht-
linien in den letzten Jahren.
In Bayern wird z. B. schon in der Grundschule 
eine Einführung in soziale und wirtschaftli-
che Beziehungen und Abhängigkeiten, die in 
der Bundesrepublik bestehen, gegeben, wobei 
ausdrücklich soziale Erfahrungen und schich-
tenspezifische Bedingungen berücksichtigt 
werden sollen. Nach dem Lehrplan für Rhein-
land-Pfalz und das Saarland soll das Grund-
schulkind erkennen, daß man sich zur Durch-
setzung von Interessen organisieren kann. 
Dabei entstehende Konflikte dürfen nicht als 
Übel verstanden werden, sie sollen als Aufga-
be angenommen werden. Nach dem Lehrplan 
Schleswig-Holsteins werden die Kinder der 
Vorklasse schon in die Lage versetzt, sich in 
beruflichen, öffentlichen und privaten Situa-
tionen kompetent zu verhalten. Die Vermitt-
lung von Selbständigkeit und Entscheidungs-
vermögen, die Fähigkeit zu kooperativem und 
sozialverantwortlichem Handeln wird dafür 
als notwendig erachtet. Also: Progressivität 
auf der ganzen Linie!

Freilich erkennt man bei näherem Zusehen 
wichtige Nuancen, ergibt sich der Verdacht, 
daß sich hier nur eine unverbindliche Verbal-
progressivität zeigt, die nicht eingelöst wird 
oder von der man ohnehin annimmt, daß sie 
in den realen Gegebenheiten schulischen Ler-
nens nicht wird zum Zuge kommen können. 

Zuerst zu den Nuancen: Ausdrücklich Bezug 
auf das Grundgesetz nehmen nur drei Texte: 
die hamburgischen, die hessischen und die 
niedersächsischen Rahmenrichtlinien. Die 
meisten der anderen, ja doch immerhin An-
weisungscharakter beanspruchenden Texte 
bleiben in einem Sprachgebrauch, der auf den 
ersten Blick zwar die bereits skizzierte Pro-
gressivität besitzt, auf den zweiten Blick aber 
dadurch charakterisiert ist, daß man von Ge-
sellschaft und der Selbstverwirklichung er-
möglichenden Teilhabe an ihr nur in einer 
sehr allgemeinen Weise spricht.
Im baden-württembergischen Entwurf und im 
Bremer Lehrplan ist explizit davon die Rede, 
daß man lernen muß, wie man innerhalb vor-
gegebener Ordnungen nach übernommenen 
Verhaltensmustern mit anderen Menschen 
und mit Dingen umgeht, daß der Schüler ler-
nen soll, sich in seine Gemeinschaft einzufü-
gen; im bayerischen Lehrplan ist von der so-
zialen Integration die Rede. Es wäre sicher 
falsch, hier von vornherein die versteckte, 
aber eben vorhandene „Reaktion" zu wittern. 
Einordnung, Vorgegebenes, Zu-Übernehmen-
des, Integration aber sind eben Vokabeln, die 
mindestens ambivalent sind und eher Assozia-
tionen zu einer Gemeinschaftsideologie wek- 
ken. Im übrigen ist, insgesamt gesehen, ein 
Nord-Süd-Gefälle hinsichtlich der Orientierung 
an Postulaten einer progressiven Gesellschaft 
nicht festzustellen.

«

2. Analyse der intendierten Lernverhältnisse

Soziales Lernen, so war einleitend konstatiert 
worden, muß, wenn es sich an emanzipatori-
schen Zielvorstellungen orientiert, im Vollzug 
adäquat zu den Zielen sein. D. h., daß Selbst-
bestimmung, Kooperation, Konfliktaustrag, 
Infragestellung problematischer Autoritäts-
verhältnisse, Reflexion geltender Normen, 
Versuche symmetrischer Kommunikation und 
Sensibilisierung für die Erfordernisse einer 
solchen anspruchsvollen Kommunikation 
dann auch konkret angestrebt werden müs-
sen.
Bei den Ausführungen zu den Lehr- und Lern-
verfahren, die man als die die Lernverhältnisse 
bestimmenden Strukturmomente verstehen 
kann, tauchen einige Stereotype ständig auf: 
Einmal wird immer wieder auf die Prinzipien 
der Anschauung, der Erlebnis- und Erfah-
rungsnähe, des Handlungsbezugs Bezug ge-
nommen (Erkundungen, Beobachtungsgänge 
lebensnahe Darstellungen, unmittelbare Sach-



begegnung), zum anderen gehört es zu den 
Standardhinweisen, Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit, Unterrichtsgespräch zu den 
Sozialformen des Unterrichts zu zählen. Rol-
lenspiele und Fallanalysen werden seltener 
erwähnt, das Lernen im Spiel und das Lernen 
durch Entdecken gehören hin und wieder zu 
den methodischen Forderungen.
Wenn selbstbestimmtes Lernen, symmetrische 
Kommunikation, Konfliktzulassung und -aus-
trag Unterrichtsrealität werden sollen, schei-
nen das sog. freie Lernen und das Projektler-
nen am ehesten „Ausbrüche" aus dem ver-
planten Lernen in der Institution „Schule" zu 
erlauben. Von Projekten ist in mehreren Tex-
ten (Baden-Württemberg, Hamburg, Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein) die Rede. 
Sozialintegrativer Führungsstil auf der Seite 
der Lehrer wird häufig als notwendig bezeich-
net. In den niedersächsischen Rahmenrichtli-
nien wird der Projektunterricht näher be-
schrieben als ein Unterricht, in dem die Schü-
ler sich mit selbstgewählten Fragestellungen 
und Problemen aus ihrem Interessen- und Le-
bensbereich auseinandersetzen, in dem grup-
penbezogene Lernprozesse ablaufen, die zu-
nehmend selbstbestimmt sein sollen.

Die Betonung der Handlungsfähigkeit der 
Schüler, der Handlungsorientiertheit des Un-
terrichts im Sinne B. Schaeffers als Kompen-
sation individueller Erfahrungsdefizite oder 
der Produktion gemeinsamer Erfahrungsper-
spektiven ist, alles in allem gesehen, höch-
stens Proklamation, kaum mehr. Dies ent-
spricht freilich dem Stand der allgemeindi-
daktischen Diskussion, die die Handlungsdi-
mension schulischen Lernens bisher nicht 
überzeugend in konkrete Unterrichtsstrategi-
en umsetzen konnte. Auch die sog. freie Ar-
beit erfährt keine praxisanleitende Strukturie-
rung.
Inwieweit die Handlungsorientiertheit des 
Unterrichts umschlagen könnte in gesell-
schaftlich relevante Aktionen, ist eine weite-
re in den Richtlinien absolut offen bleibende 
Frage. Immerhin soll die Grundschule in Hes-
sen durch das Grundrecht auf freie Mei-
nungsäußerung und ebenso durch das Recht 
auf Beschwerde gekennzeichnet sein. Und in 
Rheinland-Pfalz und im Saarland soll der 
Schüler das Recht auf Selbstverwirklichung 
in lebensnahen Situationen erkennen.

3. Analyse der vorgeschlagenen Inhalte

Diese Analyse ist wegen der Heterogenität 
der angegebenen Inhalte, der dazugehörenden 
Intentionen und zeitlichen Vorschläge sehr 

schwierig. Unter curriculumtheoretischem 
Anspruch ist in den meisten Fällen keine Sy-
stematik, keine Matrix, kein die Auswahl 
von Inhalten begründender Rahmen zu er-
kennen, der die additive Findung von In-
halten ersetzen würde durch einen Begrün-
dungszusammenhang. Dies erscheint um so 
bedauerlicher, als die Inhalte in der didakti-
schen Diskussion doch wieder größere Bedeu-
tung bekommen. Allgemeine oder prozessuale 
Lernziele allein sichern die Neubegründung 
von Lehrplänen (das Lernen lernen usw.) 
nicht; die Behandlung oder Auslassung von 
Inhalten muß sehr sorgfältig beachtet wer-
den.
Verfolgen wir zunächst, in welcher Weise In-
halte begründet und ausgewählt werden: Im 
baden-württembergischen Entwurf ist die 
Zweiteilung in Erfahrungs- und Handlungsbe-
reiche inhaltsbestimmend. Weder der Leitbe-
griff .Erfahrung' noch der der .Handlung’ 
wird jedoch definiert. So bleibt es wohl Zu-
fall, daß .Massenmedien' im Handlungsbe-
reich, .Menschen' im Erfahrungsbereich als 
Themen angeführt werden. Die Intentionen 
sind zudem — und dies ist generell ein zwei-
tes großes Problem — in einer derart allge-
meinen Weise formuliert, daß die Lehrinten-
tion nicht deutlich wird. Das Beispiel .Erken-
nen', daß Sanktionen Mittel sind, um das Ein-
halten von Ordnungen, Regeln und Gesetzen 
zu sichern, läßt offen, ob diese Erkenntnis 
nun dazu dienen soll, sich solcher Sanktionen 
zu bedienen, sich ihnen zu unterwerfen oder 
sie als untaugliches Mittel der Regelung 
menschlichen Zusammenlebens anzusehen; es 
läßt offen, wer sich in welchem Fall solcher 
Sanktionen bedienen könnte, wem dies verbo-
ten ist und ob evtl. Macht, Wissen, Geld, Sta-
tus eine Rolle bei ihrer Nutzung spielen.
Ein anderes Anordnungsmuster zeigt sich im 
bayerischen Lehrplan. Die herkömmliche Fä-
cherung ist ein beliebtes Sortierungsverfah-
ren, freilich kein Auswahlprinzip. Bemerkens-
wert ist immerhin, daß wirtschaftliche Sach-
verhalte in der Grundschule behandelt wer-
den sollen. Berufsbilder und Grundsachver-
halte der Produktion sind z. B. als Themen 
genannt und auf die Erkenntnis hin zu behan-
deln, daß menschliche Bedürfnisse durch Ar-
beit zu befriedigen sind.
Enge Anlehnung an den alten Heimatkun-
deunterricht verrät der Bremer Lehrplan, 
wenn er zu verbindlichen Themen erklärt: 
Rund um die Schule, ein Haus wird gebaut, 
bei der Feuerwehr, auf dem Postamt, auf dem 
Bahnhof usw.
Die Hamburger Richtlinien zeigen als struktu-
rierendes Prinzip die Einteilung in Lernberei-



ehe bzw. Teilbereiche. Der Lernbereich .Sach-
unterricht' gliedert sich in die drei Teilbe-
reiche .Natur1, .Gesellschaft1 und .Tech-
nik1. In diesen kehren Grundthemen wie Ver-
sorgung, Konsum und Werbung, Freizeit, Ar-
beit unter verschiedenen Aspekten in allen 
vier Schuljahren wieder.
Es deutet sich dabei eine fächerübergreifende 
Strukturierung an, die in den hessischen Rah-
menrichtlinien noch ausgeprägter auftritt. 
Dort werden drei sog. Arbeitsbereiche ange-
geben: Einführung in die Gesellschaft, wirt-
schaftliche Beziehungen und öffentliche Auf-
gaben. Durchgehende Intention ist, individu-
elle Verhaltensformen oder Arbeitsbedingun-
gen wie wirtschaftliche Verhältnisse oder in-
stitutionalisierte Machtausübung jeweils auf 
den konkreten gesellschaftlichen Hintergrund 
zu beziehen, zu dem sie gehören.
Auch die niedersächsischen Rahmenrichtlini-
en sprechen von Lernfeldern. Diese sollen 
wohl die entscheidenden Aspekte menschli-
cher Existenz anfreißen: Zusammenleben der 
Menschen, Mensch und Raum, Sicherung und 
Gefährdung menschlicher Existenz, Naturphä-
nomene und ihre Zusammenhänge, Mensch 
und Technik. Die Verdeutlichung der Bedin-
gungen, Chancen und Grenzen menschlicher 
Existenz nimmt ihren Fortgang in der Inten-
tionen ausdrückenden Nennung von Themen. 
Gleichzeitig kommt dabei der situationsorien-
tierte Ansatz zum Tragen, der nicht von den 
herkömmlichen Fächern als Schubladen gesi-
cherten Wissens ausgeht, sondern von rele-
vanten Situationen menschlichen Lebens, die 
es zu erhellen gilt: Menschen und ihre Rollen, 
Menschen und ihr Verhältnis zur Arbeit, Um-
gang mit öffentlichen Einrichtungen, Men-
schen erschließen sich den Raum u. a. m.
Die Richtlinien Nordrhein-Westialens folgen 
der Fächeraufteilung im Rahmen des Großbe-
reichs Sachunterricht; sie enthalten als rela-
tiv seltenen Teilbereich die .Sozialen Studien1, 
die auf Kenntnisse, Einsichten und kriti-
sche Überprüfung gesellschaftlicher, ge-
schichtlicher und wirtschaftlicher Gegeben-
heiten gerichtet sind und Kritikfähigkeit, 
Selbstbestimmung und Mitverantwortung an-
bahnen sollen. Die genannten Themen sind 
die bekannten und häufig auf tauchenden: 
Schule, Wohnen, kommunale Aufgaben, Wer-
bung, Umweltschutz, der Kalender, die Nah-
rung u. a. m. Die nordrhein-westfälischen 
Richtlinien sind im übrigen Anlaß, um wenig-
stens darauf aufmerksam zu machen, daß Fra-
gen des sozialen Lernens einmal natürlich un-
ter dem Beziehungsaspekt Anliegen des ge-
samten Unterrichts sind, zum anderen — und 
das soll vor allem gesagt werden — in ande-

ren Lernbereichen/Fächern wesentliche Inhal-
te darstellen. Die Geschlechtererziehung als Er-
ziehung zu verantwortlichem geschlechtli-
chen Verhalten, die Verkehrserziehung (fast 
in allen Richtlinien und Lehrplänen als beson-
derer Aufgabenkomplex aufgeführt) als Erzie-
hung zu partnerorientiertem und verkehrsge-
rechtem Verhalten und der Religionsunter-
richt neuerer Prägung sind für das soziale 
Lernen eminent wichtige Bereiche. Es würde 
sich zweifellos lohnen, sie einer gesonderten 
Analyse zu unterziehen, um das intendierte 
Verhalten und den gewünschten Bewußtseins-
stand zu finden.
Der Lehrplan für Rheinland-Pfalz und das 
Saarland stellt dem Sachunterricht die didak-
tische Aufgabe, die für unser Leben und unse-
re Gesellschaft konstitutiven und repräsenta-
tiven Sachverhalte und Zusammenhänge, so-
weit sie im Erfahrungsraum der Kinder sicht-
bar werden, zum Gegenstand des Unterrichts 
zu machen. Die genannten Lernbereiche fol-
gen dann wieder dem herkömmlichen Fächer-
schema. Die schon früher angesprochenen, 
recht progressiven Zielvorstellungen erfahren 
kein Pendant bei den Inhalten: Die vier The-
matiken für den sozialen und politischen 
Lernbereich sollen .Ordnungen1, .demokra-
tische Ordnung1, ,die sozialen und öffentlichen 
Einrichtungen1 und .Informationen1 sein. Die 
Themenbeispiele deuten stark auf eine Insti-
tutionenkunde beschreibender Art hin. Die 
Hervorhebung wirtschaftlicher Sachverhalte 
ist zweifellos als ein Positivum anzusehen.

Der schleswig-holsteinische Lehrplan führt 
drei konstitutive Faktoren für die Findung 
von Inhalten auf: die Bedürfnisse des Indivi-
duums, die Erfordernisse der Gesellschaft und 
die Erkenntnisse der Fachwissenschaften. 
Wie aber damit Inhalte gefunden werden 
könnten und welcher Art die Auswahlprinzi-
pien sein müßten, bleibt offen. Eine relevante 
Fachwissenschaft könnte z. B. die Rechtswis-
senschaft sein. Rechtswissen ist einer der ent-
scheidend vernachlässigten Komplexe in al-
len Richtlinien und Lehrplänen. Ein verhei-
ßungsvoller Begründungsansatz wird also 
schnell übersprungen durch die Übernahme 
gewohnter Fächer oder Fachbereichseinteilun-
gen. Der Teilbereich .Gesellschaft1 im schles-
wig-holsteinischen Lehrplan umfaßt, wie 
dargestellt, acht Themenbereiche. Dabei fällt 
auf, daß zum Thema ,Familie/Gruppe/Gesell- 
schaff schon häufig nicht mehr nur dem 
Ansatz gefolgt wird, Sachverhalte als statisch 
existierende und deshalb eindeutig zu be-
schreibende im Unterricht zu behandeln, son-
dern die Dynamik von individuellem Verhal-
ten, Rollenerwartungen, institutionellen Zwän-



gen als Inhalt zu analysieren und gleich-
zeitig als Realität zu praktizieren und ent-
sprechend didaktisch-methodisch einzubrin-
gen. In anderen Themenbereichen allerdings 
gelingt dies häufig noch nicht: Wohnen, Frei-
zeit, Orientierung/Information und vor allem 
Arbeit/Wirtschaft werden überwiegend in be-
schreibender Weise behandelt unter Verzicht 
auf die Einbeziehung der Handlungsdimen-
sion und unter Verzicht auf gesellschaftskriti-
sche wie politökonomische Perspektiven. Das 
Thema ,Arbeit/Wirtschaft" z. B. unter der 
Überschrift .Miteinander arbeiten" behan-
deln zu wollen, läßt den Verdacht aufkom-
men, daß Grundschulkinder ideologischer 
Verschleierung ausgesetzt werden sollen und 
die realen Produktionsverhältnisse wie die 
daraus resultierenden Lebensbedingungen 
nicht aufgeschlüsselt bekommen sollen.

Auch wenn in einer Reihe neuerer Richtlinien 
und Lehrpläne die Zielvorstellungen an ge-
sellschaftlichen Richtwerten des Grundgeset-
zes orientiert sind, scheint beim Übergang zu 
der Nennung der Inhalte ein didaktischer 
Bruch aufzutreten.

4. Gesellschaftliche Realität und richtlinien-
orientiertes Lernen

Es ist jetzt noch der Frage nachzugehen, in-
wieweit soziales Lernen unter dem Inhalts- 
wie Beziehungsaspekt auf die konkreten indi-
viduellen und gesellschaftlichen Bedingungen 
bezogen wird, unter denen es in den gesell-
schaftlichen Verhältnissen der Bundesrepu-
blik Deutschland stattfinden kann. Themati-
sieren die Richtlinien und Lehrpläne die 
Spannung, in die soziales Lernen gerät, wenn 
symmetrische Kommunikation zwischen Leh-
renden und Lernenden als auf Gleichheit und 
Gegenseitigkeit angelegte Interaktion ver-
standen wird und gleichzeitig der Lehrer in 
der Beamtenhierarchie von Schulverwaltung 
und Schule steht, wenn ferner institutioneile 
Restriktionen in der Gestalt von Stundenplä-
nen, festen Zeiteinheiten, ständig wechseln-
dem Fachunterricht und räumlichen Beengt-
heiten jede freiere Form des Lernens verhin-
dern?

Thematisieren die Richtlinien und Lehrpläne 
den Widerspruch zwischen sozialem Lernen 
als Kultivierung der Sozialbeziehungen und 
den konkurrenz- und leistungsorientierten 
Verhaltensnormen in der Berufs- und Arbeits-
welt, die soziale Sensibilität nur zu größerem 
Leiden gegenüber Ellenbogenverhalten und 
Rücksichtslosigkeit führen? Thematisieren die 
Richtlinien und Lehrpläne die Widersprüche 

zwischen den Werteinstellungen und Verhal-
tensweisen der Kinder, die sozial zu sein ler-
nen, und der Eltern, die andere Einstellungen 
aus ihren beruflichen Erfahrungen gelernt ha-
ben?

Wie stellt man sich eigentlich zu dem Pro-
blem, daß die Schule in ihren Abhängigkeiten 
vom gesellschaftlichen Umfeld Merkmale 
struktureller Gewalt trägt und damit soziales 
Lernen mehr Wunsch als Realität sein wird? 
— Ausleseprobleme, Abschlußbedrängnisse, 
Desorientierung, die Tendenz zu funktionaler 
Verwertbarkeit bestimmen den Schulalltag 
mehr als eine emanzipatorische Erziehung. 
Probleme der Berufs- und Arbeitswelt sind er-
fahrungsgemäß in der Schule so lange unver-
dächtig und behandelbar, so lange sie nicht 
konkrete defizitäre Ausbildungsverhältnisse 
beinhalten, so lange arbeitsrechtliche Fragen 
oder gar Fragen der Kapitalverwertung, der 
Arbeitermitbestimmung im Dispositionsbe-
reich, der Umverteilung der Gewinne ausge-
lassen werden.

Die gesellschaftliche Tabuierung zentraler, 
das menschliche Leben in Arbeit und Freizeit 
bestimmender Inhalte müßte gleichfalls ge-
prüft werden. Wenn man sich mit Fragen be-
ruflicher Sozialisation befaßt, stößt man stän-
dig auf die Reibungsflächen zwischen Bil- 
dungs- und Beschäftigungssystem, sobald 
man auch nur schüchtern emanzipatorisches 
bzw. soziales Lernen auf beide Bereiche an-
wenden möchte.

Wieviel Toleranz zu abweichenden Auffas-
sungen und eigenständiger Lernplanung wür-
de im Ernstfall zugelassen werden können? 
Wie wird das Problem .Sprache und Herr-
schaft in der Schule" thematisiert? Wie wer-
den Schüler auf Konflikte mit einer Behörde, 
mit dem späteren Lehrherrn, mit älteren Leu-
ten vorbereitet?

Diese Fragen mögen aufzeigen, was Konkre-
tion und Lebensbedeutsamkeit heißen könnte, 
welche Themen bisher nicht zugelassen oder 
jedenfalls nicht genannt werden. Wendet man 
sie nun auf die dargestellten Richtlinien und 
Lehrpläne an, so muß man einige Defizite 
feststellen:

— In keinem einzigen Fall geht ein Richtli-
nienentwurf oder ein Lehrplan von einer Ana-
lyse der gesellschaftlichen Wirklichkeit aus, 
um aus ihr im Zusammenhang grundgesetzli-
cher Ansprüche und dem darin enthaltenen 
Menschenbild gesellschafts- und lebensrele-
vante Intentionen und Inhalte zu finden. Der 
setzende und Normen verfolgende (nicht ent-
wickelnde) Charakter der Richtlinien und 



Lehrpläne ist historisch zwar gut erklärbar, er 
ist aber einem diskursiven, auf Gesprächs-
partner, auf Subjekte hin praktizierten Ver-
fahren bis jetzt nicht gewichen.
— Es ist der Verdacht zu formulieren, daß 
die Allgemeinheit der genannten Aussagen 
eine Art ihrer unterrichtlichen Realisation 
nach , sich zieht, die ähnlich allgemein und 
das heißt: realitätsabgezogen, lebensfern, tat-
sächliche Probleme ausklammernd sein wird 
wie die handlungsanweisenden Aussagen.

— Der Verzicht auf eine genauere Beschrei-
bung der gesellschaftlichen, institutioneilen 
und interaktionalen Bedingungen und Chan-
cen sozialen Lernens wird zusätzlich seine 
Realisierung im Sinne der eingangs entwik- 
kelten Zielvorstellungen verhindern.

— Da in keinem Fall ein Begründungszusam-
menhang systematisch entwickelt wird, ist 
die Frage nach den ausgelassenen Themen 
mindestens ebenso interessant wie die Be-
trachtung der genannten.
— Bei konsequentem Bezug auf die individu-
ellen Bedingungen sozialen Lernens wäre na-
türlich auch sehr viel mehr zur Lehrerrolle 
auszuführen gewesen.
— In ganz wenigen Fällen wird auf die 
schichtspezifische Sozialisation der Heran-

wachsenden eingegangen. Die Zusammenhän-
ge zwischen Schichtzugehörigkeit und Aus-
bildung, zwischen Einstellung der Eltern und 
Bildungsweg der Kinder, zwischen materieller 
Situation und Bildungschancen, zwischen Ar-
beitserfahrungen und Werthorizonten der El-
tern, zwischen elterlicher Bildung und kindli-
cher Motivation — längst Wissensgrundbe-
stand der mit Erziehung professionell Be-
schäftigten — spielen bei der curricularen Ent-
faltung des sozialen Lernens in den Richtlini-
en und Lehrplänen nur eine sehr begrenzte 
oder gar keine Rolle.
In der Summe heißt dies: Wohl ist deutlich zu 
erkennen, daß das soziale Lernen in der 
Grundschule in den neueren Richtlinien und 
Lehrplänen eine größere Rolle spielen soll; es 
ist aber gesellschaftlich offensichtlich nicht 
genügend durchdacht, es ist hinsichtlich sei-
ner curricularen Entwicklung häufig nicht auf 
dem Stand der wissenschaftlichen Diskussion, 
es ist inhaltlich heterogen gestaltet und me-
thodisch in der Gefahr, zu einem herkömmli-
chen Unterrichtsfach zu werden, daß wie die 
anderen Fächer auch auf realitätsabgezogene 
Weise Inhalte vermittelt, die keine wirkliche 
Lebenshilfe bedeuten, weil sie nicht lebensre-
levant sind. Dieser Gefahr ist zu begegnen — 
aber wie groß ist die Erneuerungsfähigkeit 
von amtlichen Texten?



Lothar Beinke

Chancen beruflicher Bildung für Erwachsene

Im Rahmen dieser Untersuchung über den 
Ablauf beruflicher Bildung werden vor allem 
diejenigen Stellen beachtet, an denen Über-
gänge zur Erwachsenenbildung festzustellen 
sind. Darüber hinaus sehen wir den Vorgang 
der beruflichen Sozialisation in Abhängigkeit 
von den vorgegebenen Zielvorstellungen 
(Rollenerwartungen) der Gesellschaft und 
müssen daher auf die Möglichkeit wie auf die 
Notwendigkeit des Um- und Neulernens be-
ruflicher Rollen hinweisen. Ferner muß die 
Gefahr des Determinierens künftiger berufli-
cher Entscheidungen und Handlungsvollzüge 
bei unreflektiertem Hinnehmen der geworde-
nen Strukturen des bestehenden Bildungs- und 
Ausbildungssystems erkannt werden. Das 
bedeutet zugleich, auf die Notwendigkeit zur 
Veränderung des Schulsystems, besonders 
aber des Systems der beruflichen Erstausbil-
dung, hinzuweisen. „Je stärker in einer gege-
benen Gesellschaft das Bedürfnis nach der 
Veränderung der bestehenden Verhältnisse 
ausgeprägt ist, um so entschiedener ist der 
Zwang, der von den gesellschaftlichen Struk-
turen her auf die Umstrukturierung des Schul-
wesens ausgeht.1'  1) Dieser Zwang zur Verän-
derung ist in den letzten Jahren spürbar ge-
worden durch erste Schritte in Richtung einer 
reformierenden Veränderung, wie aus der gut-

achtlichen Tätigkeit und den Gesetzgebungs-
verfahren der letzten Jahre sichtbar wird.

Wenn im folgenden nicht auf die Ausgestal-
tung der Institutionen der beruflichen Bil-
dung, besonders derjenigen der Weiterbil-
dung, eingegangen, sondern ihre Funktions-
zuordnung untersucht wird, so ist das als ein 
Versuch zu verstehen, Veränderung nicht als 
Wert sui generis anzusehen, sondern die Not-
wendigkeit zur Veränderung dieses Bereiches 
in den Kontext der politischen, wirtschaftli-
chen, technischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklung und Zielbestimmung einzuordnen. 
Das methodische Instrumentarium dazu liefert 
u. a. die pädagogische Soziologie: „Am klar-
sten kommt die Fortschrittsfunktion der päd-
agogischen Soziologie zum Ausdruck in ihren 
Bemühungen, das gesamte Erziehungswesen 
zu einer weitgehenden Übereinstimmung mit 
den jeweiligen sozio-kulturellen Erfordernis-
sen zu bringen und die Ergebnisse der wis-
senschaftlichen und technischen Forschung 
auf die Schulen verschiedenster Art anzuwen-
den." 2) Es wird deutlich, daß die Sozialisati-
onsforschung sich über den Wertekanon im 
klaren sein muß, der bei der Beurteilung des 
gegenwärtigen Bildungssystems zugrunde ge-
legt ist3).

1) Johann Dieckmann, Pädagogische Soziologie, 
Heidelberg 1970, S. 7 (Hervorh. v. Verf.).
2) Ebenda, S. 9.
3) Vgl. Wilbur D. Brookover, David Gottlieb, So- 
ciology of Education, New York 19642, S. 5 ff.
4) Vgl. Ursula Englen-Kefer, Betriebliche Berufs-
ausbildung unter arbeitsmarktpolitischen Aspek-
ten, in: Berufliche Bildung 4/1972, S. 69.

Ziele der beruflichen Bildung

Das wichtigste Ziel der beruflichen Bildung ist 
die Sicherung und Verbesserung der Lebens-
bedingungen der Bevölkerung, besonders der-
jenigen, die in abhängiger Tätigkeit ihrer be-
ruflichen Arbeit nachgehen müssen. Unter 
dieser Zielsetzung gilt es, die vollwertige Be-
schäftigung aller Arbeitnehmer als Vorausset-
zung zu fordern4). Das bedeutet, daß geeigne-
te Maßnahmen zur beruflichen Qualifizierung 
bereitgestellt werden müssen. Solche Maß-
nahmen sind sowohl in der Strukturierung 

und Verbesserung der beruflichen Erstausbil-
dung als auch in den Maßnahmen zur berufli-
chen Weiterbildung zu sehen. Das bedeutet 
letztlich, zum Schutz der materiellen und im-
materiellen Lebenslagen der Bevölkerung bei-
zutragen. Diesen Beitrag kann man analysie-
ren nach der jeweiligen Realisierung ver-
schiedener Prinzipien, die an die Berufsaus-
bildung, besonders an die betriebliche Aus-
bildung zu stellen sind: 1. Prinzip der Chan-
cengleichheit, 2. Prinzip der Flexibilität, 3. 
Prinzip der Transparenz, 4. Prinzip der Inte-
gration, 5. Prinzip der Autonomie, 6. Prinzip 
der Mitwirkung.

Die Forderung nach der Realisierung des 
Prinzips der Chancengleichheit entspricht 
den Vorstellungen des Deutschen Bildungsra-
tes und dem Strukturplan für das Bildungswe-



sen. Die Flexibilität als Prinzip soll die An-
passung an die speziellen Bedürfnisse der 
Auszubildenden und an die Wandlungen in 
der Berufsstruktur berücksichtigen. Das for-
dert eine Durchlässigkeit zwischen den Nive-
aus der Berufsbildungsabschlüsse, zwischen 
beruflicher Erstausbildung und beruflicher 
Weiterbildung und außerdem zwischen beruf-
licher und allgemeiner Bildung. Das Prinzip 
der Transparenz bedeutet im vorberuflichen 
— berufswahlbestimmten — Bereich und auch 
während der Berufsausbildung Informationen 
über Berufs- und Ausbildungsmöglichkeiten, 
Aufklärung über persönliche Fähigkeiten und 
Neigungen sowie die Weckung der Einsicht 
zur notwendigen und möglichen beruflichen 
Weiterbildung. Die Integration meint so-
wohl berufliche Erstausbildung als auch Wei-
terbildung, andererseits betriebliche und 
schulische Berufsbildung und auch Berufsbil-
dung und Allgemeinbildung miteinander zu 
verbinden. Zur Autonomieiorderung gehört, 
daß die beruflichen Bildungsmaßnahmen un-
abhängig von der Konjunktursituation durch-
geführt werden, und die Mitwirkung meint — 
gemäß den Vorstellungen des Deutschen Bil-
dungsrates —, daß alle Betroffenen an den 
Entscheidungen beteiligt werden.

Will man die genannten Prinzipien verwirkli-
chen, dann bedeutet das insbesondere auch 
eine Berücksichtigung der Weiterbildungs-
maßnahmen bei der beruflichen Erstausbil-
dung. Das bedeutet, daß die Befähigung zur 
Weiterbildung und auch die Motivierung zur 
Weiterbildung Bestandteil der beruflichen Erst-
ausbildung werden soll. Es erscheint not-
wendig, dazu die gegenwärtige Situation so-
wohl der beruflichen Erstausbildung als auch 
der Weiterbildung zu analysieren. Heute, wo 
durch strukturelle und konjunkturelle Einbrü-
che die Kontinuität einer Reihe von Berufs-
laufbahnen und Berufskarrieren unterbrochen 
oder in Frage gestellt wird, wird zunehmend 
die Bedeutung einer solchen Forderung deut-
lich. Es geht im besonderen also darum, die 
Planungsbreite der gegenwärtigen Arbeits-
marktpolitik dadurch zu vergrößern, daß 
nicht nur die langfristigen Veränderungen 
durch den technischen Wandel, sondern auch 
die kurzfristigen Veränderungen durch struk-
turelle und konjunkturelle Störungen berück-
sichtigt werden, ohne daß die Härte des Ar-
beitsmarktes den einzelnen unzumutbar bela-
stet.

Es ist auch bei Autoren mit kontroversen 
Standpunkten unumstritten, daß sich ein per-
manenter Strukturwandel in der Wirtschaft 
hochindustrialisierter Staaten vollzieht. Es ist 
weiterhin einleuchtend, daß sich daraus Kon-

sequenzen und Änderungen für das Ausbil-
dungssystem ergeben5). Die Berufsausbildung 
vollzieht sich in dem dualen System zur Über-
nahme eines Berufs nach Abschluß der Pflicht-
schulzeit. Dieses System der beruflichen Erst-
ausbildung dürfte dann unzureichend auf die 
sich wandelnden Strukturen der Wirtschaft 
und Gesellschaft vorbereiten, wenn es sich 
deren Veränderungen nicht anpaßt. Es gibt 
zahlreiche Untersuchungen über den Wert die-
ser berufl 6ichen Erstausbildung ).

5) Josef Stingl, Der technische Fortschritt und sei-
ne Auswirkungen auf die Arbeits- und Berufs-
welt, in: IBM-Nachrichten 204/1970, S. 475; Mit-
teilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung 1/1970, S. 33 ff.; Richard F. Behrendt, Tugenden 
für die technische Welt, in: IBM-Nachrichten 
207/208/1971, S. 765—772 und 857—861; Friedrich 
Fürstenberg, Soziologische Aspekte des techni-
schen Fortschritts in der Wirtschaft, in: IBM- 
Nachrichten 210/1972, S. 88, S. 92 f.; Konrad 
Kratzsch, Statistisches Bundesamt untersucht den 
Berufswechsel, in: Berufliche Bildung 7/1968, S. 
171 —176.
6) Wilfried Laatz, Berufswahl und Berufszufrieden-
heit der Lehrlinge. Hamburger Lehrlingsstudie, Bd. 
III, München 1974; Annemarie Jaeger,' Jugendli-
che in der Berufsentscheidung, Weinheim 1973; 
Walter Arend u. a., Humanisierung des Arbeitsle-
bens. Ergebnisse eines RKW-Symposions, Frank-
furt 1974; E. Ulig, G. Großkurth, A. Ruqgemann, 
Neue Formen der Arbeitsgestaltung, Frankfurt 
1974; Horst Lemke, Otto Semler, Ein Jahr Berufs-
bildungsgesetz, in: Berufliche Bildung, Sonderaus-
gabe 1970; Peter Sieben, So sollten Bestimmungen 
des Berufsbildungsgesetzes nicht ausgelegt wer-
den!, in: Berufliche Bildung 5/1971, S. 108—114; 
Günter Ashauer, Das Berufsbildungsgesetz trat 
am 1. September 1969 in Kraft, in: Winklers Flügel-
stift 2/1969, S. 87—90; Helmut Nölker, Eberhard 
Schoenfeldt, Berufsausbildung im Herrschaftsbe-
reich der Wirtschaft, in: Westermanns pädagogi-
sche Beiträge 4/1970, S. 160—167; Das Berufsbil-
dungsgesetz in der Praxis, hrsg. v. Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft (Verfasser: Alex 
Laszlo, Heinrich Häuser, Helga Reinhardt, Bonn, 
Febr. 1973; Waldemar Siekaup, Berufliche Ein-
stiegsbedingungen für Handelsschüler 1970, in: 
Der Merkurbote 3/1970, S. 235—239; Gerhard P. 
Bunk, Befragung zur Situation in der Berufsaus-
bildung, in: Berufliche Bildung 6/1973, S. 122—127.

Darauf fußend sollten die statistischen Daten 
durch eine spezifisch auf diese Untersuchung 
hin orientierte Befragung aktualisiert werden. 
Die Ergebnisse dieser selbst durchgeführten 
Befragungen von Auszubildenden ergaben für 
den Befragungszeitraum — nach vollständiger 
Gültigkeit der gesetzlichen Regelungen des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) — 1973 eine 
differenziertere Bestätigung der kritischen Er-
gebnisse vorangegangener Lehrlingsuntersu-
chungen. So findet eine Ausbildungsplanung 
in hohem Maße statt. Der Grad der Informiert-
heit allerdings erwies sich als weniger gut: 



Nur 41,3 % der Befragten zeigten sich in er- 
forderlichem Maße informiert über den Aus-
bildungsplan, und von diesen berichtet wie-
derum lediglich ein Drittel, daß der Plan auch 
eingehalten werde — insbesondere im Be-
reich der kaufmännischen Ausbildung.
Dennoch wird von zwei Drittel der Befragten 
das Erreichen des Ausbildungsziels bestätigt 
(„vollständig"). Hinsichtlich der Betriebsgröße 
finden sich die ungünstigsten Werte in den 
„mittleren Betrieben" (in dieser Befragung von 
5 bis 150 Beschäftigten). Ein Drittel der Befrag-
ten, die Ausbildungsdefizite befürchten, nen-
nen jedoch zum Ausgleich das Vorhandensein 
überbetrieblicher Maßnahmen. Ausbildungs-
fremde Tätigkeiten werden von 74,8 °/o der 
Befragten verlangt. Von ihnen sind es 20 °/o, 

die mehr als 8 Wochenstunden dafür herge-
ben müssen, also mindestens einen vollen Ar-
beitstag.
Mit den hauptamtlichen Ausbildern scheinen 
die Lehrlinge insgesamt, sowohl hinsichtlich 
der fachlichen und pädagogischen Qualifika-
tion wie der notwendigen zeitlichen Zuwen-
dung, zufrieden zu sein. Den nebenamtlichen 
Ausbildern wird allerdings eine deutlich ge-
ringere Befähigung zugestanden. Nur 30 % 
haben diese für fachlich und pädagogisch 
ausreichend befähigt gehalten. In einigen Be-
trieben ist ein eindeutiges Mißverhältnis zwi-
schen Fachkräften und Lehrlingen feststell-
bar, was vermuten läßt, daß häufig noch 
Lehrlinge als billige Arbeitskräfte eingesetzt 
werden.

Eine neue Theorie der Berufsschule

Das Selbstverständnis der Berufsschule zu än-
dern, ist Aufgabe der Wissenschaft. Ihr ist es 
aufgetragen, eine Theorie der beruflichen Bil-
dung zu entwickeln, die in der Lage ist, den 
Berufsschulen für die Gegenwart eine Form 
zu gewinnen, die es ihren Schülern und ihren 
Lehrern gestattet, ihre Ausbildungstätigkeit 
so zu gestalten, daß sie den Erfordernissen 
nicht nur der Industriegesellschaft, sondern 
auch dem Demokratieverständnis gerecht wird.
Bei den Bemühungen, die Bildung — beson-
ders aber die berufliche Bildung — zu refor-
mieren, ist bisher zu wenig beachtet worden, 
daß in der Auseinandersetzung um die Re-
form der beruflichen Erstausbildung und um 
die nachfolgenden Maßnahmen im Bereich 
der Erwachsenenbildung Prioritäten unge-
prüft übernommen wurden, die aufgrund tra-
ditioneller Bildungsansätze sich zugunsten 
der Jugendbildung entschieden7). Eine grund-
legende allgemeine Bildung, gefolgt von einer 
späteren Spezialisierung und Umschulung, er-
leichtert den Prozeß der Anpassung in einer 
sich ständig wandelnden Welt. In dieser Si-
tuation bekommen Einrichtungen der Erwach-
senenbildung und unter ihnen die Volkshoch-
schulen eine ganz spezifische Funktion.

7) Georges Belbenoit, Bildungspolitik unter dem 
Aspekt der Education permanente, in: Erwachse-
nenbildung in Österreich, Sonderheft 1972, S. 25.

8) Vgl. u. a. H. Schlüter, „Fluktuation", in: Arbeit 
und Sozialpolitik, 12/1958, Heft 6, S. 162, und G. 
Stegmann, Die statistische Erfassung und die be-
triebswirtschaftliche Bedeutung des Arbeitsplatz-
wechsels, Berlin 1961.

In der bisherigen Entwicklung wird deutlich 
sichtbar, daß die Erwachsenenbildungsein-
richtungen auch nach abgeschlossener Schul-
reform eine Aufgabe behalten; sie liegt im 
Ausgleich von Defiziten, die durch die Not-
wendigkeit zur permanenten Reform im Bil-
dungswesen entstehen. Alle Erwachsenenbil-

ist notwendig

dungseinrichtungen haben deshalb bei der 
Bildungsreform eine Funktion zu erfüllen, die 
im allgemeinen zu wenig beachtet wird: Die 
steigende Geschwindigkeit des Wechsels in 
modernen Industriegesellschaften stellt große 
Anforderungen an die Flexibilität der einzel-
nen und an ihre Fähigkeit, sich neuen Situa-
tionen anzupassen. Die Bildung, die früher ein 
Vorrecht einer kleinen Minderheit war, wird 
heute ein Teil des Lebens von Menschen aller 
sozio-ökonomischer Schichten.
Diese Funktion der Institutionen der Er-
wachsenenbildung stößt jedoch auf Schwie-
rigkeiten, die es zu analysieren gilt. Diese 
Schwierigkeiten sind im Status der Erwachse-
nen und in den Bedingungen der dynami-
schen Industriegesellschaft zu sehen, in der 
einerseits eine zu hohe Fluktuation, anderer-
seits eine zu hohe Immobilität der Bevölke-
rung beanstandet wird8). Erwachsene haben 
zum größten Teil nicht nur die allgemeinen 
schulischen Lernprozesse mit mehr oder min-
der großem Erfolg hinter sich, sie haben eben-
so entweder formal eine Berufsausbildung ab-
geschlossen oder aber eine Arbeitstätigkeit 
aufgenommen, die zwar nicht im strengen 
Sinne als eine Berufsausübung, aber doch als 
Arbeitsverrichtung mit berufsähnlichem Sta-
tus (Tätigkeiten als Angelernter) angesehen 
wird.
Diejenigen Beschäftigten, die ohne den Ab-
schluß eines Ausbildungsvertrages ihre Tätig-



keit ausüben, sind zwar im strengen Sinne in 
diesem Aufsatz nicht erfaßt. Für sie gelten aber 
die gezeigten Probleme in weit deutlicherem 
Maße. Sie versuchen — so berichtet Gode-
hard 9) — berufsausbildungsähnliche Wege 
einzuschlagen, um auf diese Weise ihre Situa-
tion zu stabilisieren und ihr Verhalten an die-
jenigen Bedingungen anzupassen, die als er-
folgreich definiert werden. Dabei können sie 
nur selten die Barrieren überspringen, die 
bereits den Mißerfolg in ihrer Erstausbildung 
bedingten: schulisches (theoretisches) Lernen 
zu bewältigen. Die Maßnahmen, die diese — 
besonders von Schwankungen des Arbeits-
marktes betroffenen — Hilfsarbeiter eigent-
lich brauchen, sind kaum Gegenstand von be-
ruflicher Weiterbildung. Sie hier nicht zu be-
handeln, heißt nicht, ihr Schicksal einfach hin-
zunehmen. Vielmehr wollte ich nicht in unver-
tretbarer Verkürzung ihrer Probleme sie le-
diglich als einen Unterabschnitt dieser Unter-
suchung „abtun".
In dieser Abgrenzung würden auch diejeni-
gen Erwachsenen zum Untersuchungsfeld ge-
hören, die eine höhere Fach- oder Universi-
tätsausbildung abgeschlossen haben. Uber die 
Weiterbildung der Akademiker jedoch liegt 
eine eigene Studie vor 10), so daß ich sie hier 
ausklammern möchte.

9) Wilfried Godehard, Die berufliche Situation der 
Jungarbeiter, Bonn-Bad Godesberg 1972.
10) Karl-Michael Kunze, Zur Soziologie der Aka-
demiker, Stuttgart 1973.
11) Hans Tietgens, Wie Erwachsene lernen, in: 
Unterrichtswissenschaft, 3/1975, S. 39.

12) Ebenda.
13) Ebenda, S. 49; vgl. dazu auch Strzelewicz/ 
Raapke/Schulenburg, Bildung und gesellschaft-
liches Bewußtsein, Stuttgart 1966.

Erwachsene, die nach einer Allgemeinbildung 
in der Haupt- oder Realschule und nach Ab-
schluß einer formalisierten Berufsausbildung 
im sogenannten dualen System eine qualifi-
zierte Berufstätigkeit ausüben, sind Thema der 
folgenden Überlegungen. Deren Schwierigkei-
ten — wenn sie aus noch näher zu erläutern-
den Gründen eine Phase beruflicher Bil-
dung anschließen möchten —, eben die beru- 
liche Weiterbildung, sind zu prüfen. Erwach-
sene stehen bei Weiterbildungsmöglichkeiten 
Schwierigkeiten gegenüber, die sich aus ihrer 
Lage als Arbeitnehmer ergeben. Aus den De-
fiziten der dualen Berufsausbildung, aus den 
individuellen Zielen der Betroffenen oder aus 
den Zwängen des Technischen Wandels kön-
nen diese Schwierigkeiten derart aufgetreten 
sein, daß der Erwachsene weitere Bildungs-
anstrengungen für ratsam hält.
Daneben jedoch tauchen Schwierigkeiten für 
Erwachsene auf, die aus ihrer sozialen Rolle 
erklärt werden können. Diese Schwierigkei-
ten meint Tietgens 11), wenn er feststellt, seit 
mehr als 50 Jahren werde diese Frage kontro-

vers diskutiert. In diesen Streit haben unaus-
gesprochen anthropologische Prämissen hin-
eingespielt, ebenso wie die methodologischen 
Schwierigkeiten, die zu untersuchenden Pro-
bleme in den Griff zu bekommen. Diese Ent-
wicklung möchte ich nur begrenzt aufneh-
men, da sie in jüngster Zeit mehrfach nachge-
zeichnet wurde12 ). Tietgens bringt den ge-
genwärtigen Erkenntnis- und Interpretations-
stand auf eine knappe Formel: Die Lernfähig-
keit von Erwachsenen ist nicht ohne weite-
res geringer als bei den Jugendlichen, aber 
sie ist anders strukturiert. Und die Unter-
schiede, die sich dabei zeigen, sind nicht pri-
mär oder zumindest nicht allein altersbedingt, 
sondern sozialspezifisch. Die Art der Lernfä-
higkeit von Erwachsenen ist ein Produkt ihrer 
Lernerfahrungen und ihrer Lerngewohnheiten. 
Das heißt zugleich: Das Lernverhalten von Er-
wachsenen steht in Relation zu den Arbeits-
und Lebensanforderungen, die jeweils an die-
se Erwachsenen gestellt werden.
Der Umfang und die Intensität des Weiterler-
nens hängen auch vom gesamtgesellschafli- 
chen „Lernklima" ab. Es ist zu erwarten, daß 
diejenigen Schichten in unserer Gesellschaft, 
die als unterprivilegiert gelten, von diesem 
gesamtgesellschaftlichen Lernklima besonders 
ungünstig betroffen werden. Ein Hinweis da-
für gibt Tietgens in dem obenerwähnten Auf-
satz: „Empirische Untersuchungen zum Bil-
dungsverständnis von Erwachsenen zeigen 
immer wieder, daß die erhobenen Einstellun-
gen und Verhaltensweisen schichtsp

13
ezifisch 

verteilt sind." )  Weiterlernen ist für lernun-
gewohnte Erwachsene, um die es sich gerade 
bei Arbeitern handelt, primär Imitationsler-
nen. Sie beobachten Menschen, mit denen sie 
zusammenleben. Diese Umgangsgruppen wer-
den für ihr Lernen zu Bezugsgruppen. Die 
Normen der Bezugsgruppen aber bestimmen 
nicht nur die generelle Lernbereitschaft, sie 
wirken auch lernfördernd oder lernhemmend, 
denn sie prägen auch den Kommunikations-
stil, in dem man sich auch außerhalb der Um-
gangsgruppe bewegt.
Lernfähigkeit und Lernverhalten sind bei Er-
wachsenen vergangenheitsabhängig und inso-
fern bei der beruflichen Weiterbildung in ho-
hem Maße vom Niveau der erlangten Formal-
qualifikationen und der formalisierten Berufs-
bildung abhängig. Den Arbeitern stehen je-
doch auch Schwierigkeiten zur Realisierung 
von Weiterbildungschancen im Wege, die aus 
den Strukturen der Produktionsverhältnisse 



ableitbar sind. Auch die gilt es aufzuzeigen, 
wenngleich — bereits in einem gewissen Vor-
griff — darauf hingewiesen werden muß, daß 
es wichtig ist, diese Gruppe der Arbeiter im 
Hinblick auf die Schwierigkeiten bei der be-
ruflichen Weiterbildung differenziert zu be-
trachten. Es wird da zu unterscheiden sein 
zwischen den unqualifizierten Arbeitern und 
ungelernter oder angelernter Tätigkeit, den 
qualifizierten Facharbeitern sowie denjenigen 
Angestellten, die — um den Begriff beizube-
halten 14 ) — als Büroarbeiter bezeichnet wer-
den können.
Die Schwierigkeiten aus der Struktur der Pro-
duktionsverhältnisse sind nicht nur charak-
terisiert durch die Abhängigkeit der Arbeit-
nehmer in eben diesen Produktionsverhältnis-
sen, sondern auch von den Veränderungen, 
die von den Arbeitern — zumeist gegenwär-
tig — als von ihnen nicht beeinflußbar erlebt 
werden.
1964 hat Tietgen 15s )  festgestellt, daß Arbei-
ter in der Weiterbildung unterre

16
präsentiert 

sind, ebenso Christine Labonte ) in ihrer Un-
tersuchung „Industriearbeiter und Weiterbil-
dung". Neuerlich haben Weltz

17
/Schmidt/ 

Krings )  detaillierte Informationen dazu pu-
bliziert. Die Notwendigkeit zur Weiterbildung, 
die sich aus dem Technischen Wandel ergibt, 
ist im Bewußtsein von Arbeitern kaum ver-
ankert.
1. Es fehlt eine Zielperspektive, auf die Wei-
terbildung als Instrument zu beziehen wäre.
2. Es wird kein instrumenteller Bezug zwi-
schen den angestrebten Zielen und der Wei-
terbildung gesehen.
3. Der Gedanke an Weiterbildung verbietet 
sich durch die Einschätzung der Schwierig-
keiten. Befragte Nichtteilnehmer an Weiter-
bildungsmaßnahmen nannten am häufigsten 
das Alter für die Nichtteilnahme (38 °/o), 16% 
hielten sie nicht für notwendig, 18% nannten 
Zeitmangel, 15% Erholungsbedürftigkeit, für 
10 % fehlte die entsprechende Weiterbildungs-
einrichtung am Ort.
Weltz/Schmidt/Krings weisen nun darauf hin, 
daß Weiterbildungsmotivationen dann einen 
offensiven Charakter annähmen, wenn sie sich 
im Fortkommen auswirken 184). Wenn aber die 

14) Vgl. Heinr. G. Golas (Hrsg.), Didaktik der Wirt-
schaftslehre, München 1973.
15) Tietgens, a. a. O., S. 50.
16) Christine Labonte, Industriearbeiter und Wei-
terbildung, Stuttgart 1973.
17) Friedrich Weitz, Gert Schmidt, Inge Krings, 
Facharbeiter und berufliche Weiterbildung, Han-
nover 1973.
18) Ebenda, S. 33.

19) Lempert, Thomssen, Wilke, Berufliche Erfah-
rung und gesellschaftliches Bewußtsein, Stuttgart 
1974.

Weiterbildung von der Mehrzahl der Befrag-
ten primär unter dem Aspekt der Verbesse-
rung ihrer beruflichen Situation gesehen 
wird, Weiterbildung als Mittel der Anpassung 
der Qualifikation an erhöhte Anforderungen 
jedoch kaum erwähnt wird, dann ist eine Zu-
rückhaltung diesen Veranstaltungen von Wei-
terbildung gegenüber nicht überraschend, da 
Aufstiegschancen in dem vermeinten Umfang 
nicht gegeben sind und auch nicht in dem 
vorgestellten Maße durch individuelle An-
strengungen erreicht werden können (was 
von einer Reihe Befragter auch dadurch un-
terstrichen wird, daß sie Arbeitstugenden und 
besonders Betriebstreue hoch einschätzen). 
Anpassungsfortbildung aber motiviert nicht in 
gleichem Maße wie Aufstiegshoffnungen zu 
Anstrengungen in der Weiterbildung.

Lempert/Thomssen stellen als Weiterbil-
dungserfolg der von ihnen befragten Berliner 
Maschinenschlosser fest19 ), daß die Berufs-
wechsler — diejenigen also, die mit Erfolg 
Aufstiegsbemühungen durchgesetzt hatten — 
zu 43 % einen Abschluß der Weiterbildung er-
reichten, dagegen nur 21 % der Facharbeiter, 
die also Facharbeiter nach der Berufsausbil-
dung geblieben waren. Die letzteren began-
nen zu ca. 50 % eine Weiterbildung, konnten 
sie jedoch nur zu einem Fünftel erfolgreich 
abschließen.

Einen Aufstieg zum technischen Angestellten 
konnten sie damit dennoch nicht realisieren. 
Das deutet darauf hin, daß zumindest bei ei-
ner bestimmten Erwachsenengruppe, den Ar-
beitern, aufstiegsorientierte Weiterbildung — 
die letztlich nach den bekannten Urteilen na-
hezu allein in der Lage ist, zu solchen Maß-
nahmen zu motivieren — nur zu geringen Er-
folgen führt. Die Wirkung für die Motivie-
rung weiterer Weiterbildungsmaßnahmen 
dürfte damit gering angesetzt werden.

Ich habe — um den Spannungsbogen zwi-
schen den Erfordernissen der Arbeitsmarktpo-
litik und damit den Strukturen der industriel-
len Fertigung einerseits und den Aufstiegs-
wünschen und den zu Weiterbildungsmaßnah-
men motivierenden Aufstiegsmöglichkeiten 
andererseits auszuloten — eine Befragung 
von Umschülern durchgeführt, die durch 
Maßnahmen der Arbeitsverwaltung zu einer 
Umschulung bereit waren. Sie standen unter 
den Förderungszielen und -grenzen, die vom 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) gezogen wer-
den. Sein Kernstück ist die Stärkung der be-



ruflichen Mobilität der Arbeitnehmer. Damit 
ist die Förderung der beruflichen Aus-, Fort- 
und Weiterbildung und Umschulung gemeint, 
mit anderen Worten, die Anpassung an die im 
Vergleich zu früheren Zeiten veränderte und 
sich ständig verändernde Arbeits- und Berufs-
welt.
Ich kann hier nur zusammenfassend über das 
Untersuchungsergebnis referieren. Die Zah-
len stammen aus dem Jahre 1972 aus dem Ar-
beitsamtbezirk Bocholt. Diese Zahlen wurden 
ausgewählt, weil sie nicht beeinflußt sind 
durch die später einsetzende Rezessionsphase 
in der Wirtschaft, sie sind also beziehbar auf 
diejenigen Erscheinungen, die oben im Zu-
sammenhang mit dem Wachstum aufgezeigt 
werden sollten. Die Untersuchung umfaßte 
128 Personen, davon 97 männlich und 31 
weiblich.
Die Umschulungswilligen waren keineswegs 
so freiwillig zu den Maßnahmen erschienen, 
wie es zunächst aus der Formulierung den 
Anschein hat. Sie kamen alle, weil ihre Exi-
stenzgrundlage — besonders in der Landwirt-
schaft und der Textilindustrie — gefährdet 
war. Trotz dieses ursächlichen Zwanges zur 
Umschulung wird von 35,9 °/o der Befragten 
der Wunsch nach beruflichem Aufstieg ge-
nannt, doch auch diejenigen, die Aufstieg 
nicht als Motiv nennen, haben latente Auf-
stiegserwartungen. Das gilt auch dann, wenn 
diese Aufstiegshoffnungen nur schwach be-
gründbar sind.

Kaum einer der Befragten empfand das Ler-
nen als „schwer" oder gar „sehr schwer"; 
eine eindeutige Abhängigkeit vom Alter bei 
der Differenzierung nach der Einschätzung, 
das Lernen falle „leicht" oder „weniger 
leicht", ist nicht möglich; vielmehr wird deut-
lich, daß die relative Schwierigkeit des Ler-
nens von den „Lernern" in Zusammenhang 
gebracht wird mit der Dauer der Kurse. Die 
Teilnehmer trauen sich das Lernen dann zu, 
wenn es ihnen adäquat angeboten wird. Das 
korrespondiert auch mit der Tatsache, daß 
über die Hälfte der Befragten (53,2 °/o) eine 
Umstellung auf eine neue Tätigkeit als „sehr 
leicht" oder „leicht" einschätzen; nur 39,0% 
sehen das als „weniger leicht" an. Daraus 
wird aber auch ablesbar, daß die Umschüler 
dann größere Schwierigkeiten haben, wenn 
die neuen Anforderungen nicht im Zusam-
menhang mit einer praxisorientierten Tätig-
keit stehen, sondern vielmehr eine stark 
schulisch orientierte Aneignung neuer Sach-
verhalte fordern, was oft als Beschäftigung 
mit Theorie bezeichnet wird. Damit ist die Be-
rechtigung der Schulenbergschen Kritik be-
legt, daß nämlich „die Überlegung ..., ob für 

mündige Erwachsene das Sachkompetenzver-
hältnis der nüchternen Wissensvermittlung 
nicht gerade ein adäquates Mittel der Befrei-
ung aus autoritären Bedingungen ist ..., (zu) 
wenig beachtet" 20 ) wird. Für den im Arbeits-
prozeß stehenden Erwachsenen müsse Lebens-
nähe und Handlungsmöglichkeit auf sein reales 
Leben hin erschlossen werden.

20) Schulenburg, Transformationsprobleme der 
Weiterbildung, Braunschweig 1975, S. 22.
21) von Gessen, in: Möglichkeiten und Probleme 
bei der Ausbildung und Umschulung älterer Ar-
beitnehmer, RKW-Schriftenreihe, Frankfurt 1972.
22) Ebenda, S. 16.
23) Ebenda, S. 164.

In seinem Beitrag „Probleme der Umschulung 
älterer Arbeitnehmer" hat von Gessen 21 ) ne-
ben den Beziehungen Mensch — Arbeit und 
der Umstellung auf eine neue Berufsrolle das 
Lernen von Fertigkeiten und Kenntnissen Er-
wachsener behandelt. Sein Ergebnis: „Es ist 
also entschieden falsch, behaupten zu wollen, 
ältere Leute ... wären nicht imstande zu ler-
nen ... In mancher Hinsicht sind ältere Leute 
sicherlich nicht weniger gut als jüngere, in an-
deren haben sie einen kleinen Nachteil ... 
Das Lernen älterer Leute (ist) anders als das 
der jüngeren." Der Nachteil, daß ältere Men-
schen über längere Zeit das Lernen nicht ge-
wohnt waren, entfiele, wenn das lebenslange 
Lernen Allgemeingut würde22 ). Als wichtiger 
Einfluß muß — nach Busch — besonders die be-
rufliche Wertvorstellung genannt werden. Die-
se ist bei älteren oft höher als bei jüngeren 
Menschen23 ). Die Kritik an der zu gering be-
messenen Zeit in den Umschulungslehrgängen 
scheint eher auf die Vermittlungs- und Trans- 
formationsproplematik als auf die Zeitdimen-
sion zu zielen. Daß die Umstellung auf neue 
Tätigkeiten auch abhängig ist von Routine, 
die im Arbeitsleben erworben werden kann 
und die für die Umschulung (Erwachsenen-
bildung) nutzbar gemacht werden müßte, 
kommt mit darin zum Ausdruck, daß gerade 
auf die Gruppe der über Dreißigjährigen der 
höchste Anteil der Nennungen für die Kate-
gorie „sehr leicht" fällt. Die Gruppe der 
jüngsten Umschüler dagegen hat den größten 
Anteil derjenigen, denen eine Umstellung auf 
neue Tätigkeit „schwer" fällt. Die Frage nach 
dem Einfluß beruflicher Erfahrung — dem 
Einfluß von Routine auf die Umstellungsfähig-
keit — wurde ebenfalls gestellt. Wie zu er-
warten, fällt die Umstellung dann entschieden 
leichter, wenn berufliche Erfahrungen genutzt 
werden können. 60 % derjenigen, denen die 
Umstellung leicht oder sehr leicht fällt, kön-
nen berufliche Erfahrungen in die neue Tätig-
keit einfließen lassen.



Ich möchte zusammenfassen: Es gibt für Er-
wachsene, die an Weiterbildungsmaßnahmen 
der beruflichen Bildung teilnehmen öder teil-
nehmen möchten, Schwierigkeiten, die beson-
ders bei denjenigen groß sind, die bereits we-
gen ihrer sozialen Herkunft als diskriminiert 
gelten. Diese Schwierigkeiten lassen sich nicht 
damit belegen, daß Erwachsenen wegen des 
höheren Alters und der damit verbundenen na-
turgemäßen geistigen Reduktionen das Lernen 
schwerer falle. Diese Schwierigkeiten, die be-
sonders bedrückend sind, wenn die von ihnen 
begonnenen Weiterbildungsmaßnahmen nicht 
zur Durchsetzung von Aufstiegsvorstellungen 
begonnen werden, sondern zur Erhaltung der 

gegebenen Einsatzfähigkeit, sind nicht unab-
dingbar, sie sind veränderlich. Es gilt für die 
Institute der Erwachsenenbildung, den vor-
handenen — nicht übergroßen — Spielraum 
zur Veränderung der Lernbedingungen für 
den Erhalt beruflicher Qualifikationen und 
zur Durchsetzung des beruflichen Aufstiegs 
zu nutzen. Der Erfolg dürfte um so größer 
sein, je stärker in der beruflichen Erstausbil-
dung die Bedingungen lebenslangen Lernens 
berücksichtigt werden. Es gibt also Schwie-
rigkeiten für Erwachsene in Lernprozessen. 
Diese sind aber aus den dargelegten Gründen 
veränderbar, d. h. abzustellen oder mindestens 
zu minimieren.

Die Roile Erwachsener im Bildungssystem

Warum aber wollen so viele Erwachsene 
nicht an Weiterbildungsmaßnahmen teilneh-
men? Obwohl in der letzten Zeit ein steigen-
der Andrang bei den Institutionen feststellbar 
ist, sind die tatsächlichen Bemühungen noch 
immer nicht ausreichend, besonders, da sie 
nicht prophylaktisch erfolgen, sondern erst 
aus mehr zwanghaftem Anlaß. Viele sehen 
die Notwendigkeit nicht ein, weil sie nie Ge-
legenheit hatten, ihre in der Schule erworbe-
nen Kenntnisse zu verwerten. Sie sehen kei-
nen Zusammenhang zwischen dem, was sie in 
der Schule gelernt haben und dem, was ih-
nen das Leben an Verpflichtungen, Aufgaben 
und Schwierigkeiten auferlegt. Sie sind vor 
allem nicht in der Lage, ihre eigenen Probleme, 
vor die sie in ihrer individuellen Lebenssitua-
tion in Beruf, Familie und sozialer Gemein-
schaft gestellt werden, zu erkennen und zu 
formulieren. Andere fürchten sich vor einer 
Wiederaufnahme der Weiterbildung, weil 
sie annehmen, daß ihre Grundbildung zu ge-
ring und daher unzureichend ist. Nicht zuletzt 
sind materielle Schwierigkeiten zu überwin-
den24 ). Oft hängen die Schwierigkeiten mit 
früheren Schulerlebnissen zusammen; der 
Besuch von Erwachsenenkursen wird als ein 
Zurückkehren in die Schule interpretiert. Es 
muß also geprüft werden, ob unsere Schulsy-
steme in ihren organisatorischen Strukturen, 
in ihren Lehrplänen und Inhalten, in ihren 
Methoden, in ihren Prüfungswegen und in ih-
rer Lehrerausbildung Mängel aufweisen, die 
Hindernisse für die spätere Weiterbildung be-
deuten können.

24) Vgl. dazu Ernst Wenesch, Schule und Erwach-
senenbildung in der Perspektive der education 
permanente, in: Erwachsenenbildung in Öster-
reich, Heft 6/1972, S. 803.

Als eine prinzipielle Barriere wurde früher 
besonders das Alter angesehen, weil man da-
von ausging, daß die Lernfähigkeit mit zuneh-
mendem Alter nachläßt und später gar ganz 
aufhört. Die Entwicklung der modernen Er-
wachsenenbildung hat aber nunmehr gezeigt, 
daß Erwachsene lernfähig sind und in gewis-
sem Sinne auch bildsam bleiben. Die Lernfä-
higkeit und Bildsamkeit bestimmter Altersstu-
fen, also auch des Erwachsenenalters, sind kei-
ne nur biologisch bedingten, sondern auch so-
zial und kulturgeschichtlich veränderbare Er-
scheinungen. Die Bildsamkeit und Lernfähig-
keit — so kann man mit Sicherheit annehmen 
— dauert also erheblich länger und ist bedeu-
tend größer für Erwachsene, wenn sie vor 
entsprechende Herausforderungen gestellt 
sind und genötigt werden, in einer sich rasch 
wandelnden Welt hinzuzulernen. Die Fakto-
ren, die Erwachsene zum Weiterlernen auffor-
dern, sind allerdings anders beschaffen als 
beim Kind.
Es ist weiterhin zu bedenken, daß die Vorstel-
lungen von dem, was Bildung ist und wie 
man sich Bildung aneignet, schichtenspezi-
fisch determiniert sind. Unter diesen Determi-
nanten ist die vorausgegangene Schulbildung 
ein besonders wichtiger Faktor. Da nun aber 
in der Arbeitswelt diejenigen häufig zur Än-
derung ihrer Berufsposition und Berufskarrie-
re gezwungen sind, die weniger systematisch 
und geringer nach Formalkriterien gebildet 
sind, steht hier die Erwachsenenbildung vor 
einer besonderen Schwierigkeit, muß sie doch 
ihre Angebote auf die Erfordernisse eben der 
Bedürfnisse auch am Arbeitsmarkt abstellen.
Wenn die Veranstaltungen der Erwachsenen-
bildung sich auf den Beruf und die Arbeitssi-
tuation und die Arbeitswelt beziehen, ist zu er-
warten, daß zu einem Teil diese Barriere über-



Sprüngen werden kann, denn die Ansprüche 
dieser potentiellen Bewerber um Weiterbil-
dung nennen besonders Kurse für berufliche 
Fortbildung als ihren Interessenschwerpunkt 
Bis in die Wahl der Themen hinein gilt es, 
auf die Vorstellungen und Bedürfnisse der po-
tentiellen Teilnehmer Rücksicht zu nehmen. 
„Will man die Erwachsenenbildung, das un-
ausgenutzte Reservoir der bildungsbereiten 
Bevölkerungsteile, in größerem Umfang als 
bisher mobilisieren, so muß sie in ihren di-
daktisch-relevanten Überlegungen und Maß-
nahmen von dies

25
en Einsichten ausge- 

hen." )

Man wird darüber hinaus noch berücksichti-
gen müssen, daß die Behinderung der Lernfä-
higkeit Erwachsener aus den unteren Sozial-
schichten nicht gegen das Interesse der herr-
schenden Gruppen einer Gesellschaft ver-
stößt, so daß hier aufgrund dieser Tatsache 
ein kulturelles Normensystem entwickelt 
wird, das Erwachsenen aus diesen Sozial-
schichten das Weiterlernen erschwert. Da 
dieses Normensystem während der frühen So-
zialisation internalisiert wurde und deshalb 
mit seiner Wirkung auch heute noch Lernbe-
reitschaft und Lernfähigkeit Erwachsener aus 
den betroffenen Sozialschichten belastet, 
wäre eine Umgehung dieser Lernbarriere er-
reichbar durch das Ansprechen der berufli-
chen Realität der Erwachsenen, da die Lernin-
halte für diese letztlich Ausdruck dieser Reali-
tät sind26). Für sie muß die Verwendbarkeit 
des zu Lernenden offensichtlich sein. Außer-
dem ist wichtig festzuhalten, daß die be-
rufliche Tätigkeit, abgesehen von den Be-
schränkungen von Schulbildung, Schichtenzu-
gehörigkeit u. a., eine erhebliche Rolle für die 
Lernfähigkeit und das Lernverhalten Erwach-
sener spielt. Wer während seiner beruflichen 
Tätigkeit größere Selbständigkeit und Verant-
wortung übernehmen konnte, wird auch zu 
mehr Weiterbildung bereit sein als derjenige, 
der in höherem Maße repetitive Teilarbeiten 
in Abhängigkeit zu erledigen hatte. Für die 

25) Willy Strzelewicz, Erwachsenenbildung, Hei-
delberg 1968, S. 64.
26) Vgl. dazu Hans Tietgens/Johannes Weinberg, 
Erwachsene im Feld des Lehrens und Lernens, 
Braunschweig 1971, S. 95.

letzteren — so weisen auch entsprechende Un-
tersuchungen aus — ist es besonders schwie-
rig, Weiterbildungsmaßnahmen anzubieten.
Es wäre notwendig, hier diejenigen Formen 
herauszufinden, die den Bedürfnissen der po-
tentiellen Teilnehmer am ehesten entsprechen 
und die andererseits günstige Förderungs-
möglichkeiten und eine entsprechend effizien-
te Theorie-Praxis-Verknüpfung bieten. Da-
bei sollten nicht nur die gegenwärtig artiku-
lierten Interessen der Teilnehmer und poten-
tiellen Teilnehmer — die recht schwierig zu 
erfassen sind — berücksichtigt werden, son-
dern es ist auch zu überlegen, ob nach mehr-
jähriger Berufserfahrung durch verschiedene 
Einflüsse auch familiärer Art nicht in jedem 
Falle Einrichtungen notwendig bleiben, die 
verspätete, aber noch nicht zu späte Regulie-
rungen möglich machen, daß andererseits 
aber auch Bildungsmotivationen im unmittel-
baren Anschluß an die Berufsausbildung not-
wendig sind.
Es ist immer wieder erstaunlich, in welchem 
Maße Einrichtungen des Berufsfachschulwe-
sens interpretiert werden, daß sie ja eigentlich 
eine fachliche oder fachlich orientierte Be-
rufsvorbereitung oder Berufsvorbildung seien 
oder die erste Stufe einer beruflichen Bildung, 
die konsequenterweise dann durch Anschluß 
eines betriebspraktischen oder dual orien-
tierten Ausbildungsteils in die unmittelbare 
Berufstätigkeit führe oder unter Ausschluß 
weiterer Ausbildungsmaßnahmen den berufs-
praktischen Eintritt — besonders bei Mädchen 
— intendiere. Vergleiche mit Parallelinstitu-
tionen des allgemeinbildenden Schulwesens, 
also der Realschule und des Abschlusses der 
Klasse 10 des Gymnasiums, werden kaum an-
gestellt, und es wird nicht untersucht, welche 
Intentionen und welche tatsächlichen Berufs-
wege deren Absolventen gehen. Es werden 
auch nicht die Hindernisse und Beschwernis-
se untersucht, die den Absolventen des einen 
oder anderen Bildungsganges gegenüberste-
hen.

Zum Verhalten

Die Untersuchung sollte Aufschluß darüber 
geben, wie sich erwachsene Teilnehmer an 
Veranstaltungen beruflicher Weiterbildung 
verhalten. Das Ziel der Ausbildungsmaßnah-

Erwachsener in der Weiterbildung

men war vorgegeben durch die Regelung des 
AFG. Die Ausbildungsmaßnahmen sind wieder-
um bestimmt durch die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den betroffenen Regionen und ha-
ben oft die Revision der Berufswahl zum Ziel. 
Welche Schwierigkeiten können einer erfolg-
reichen Umschulung entgegenstehen? Meistens 
handelt es sich um ein Umlernen Erwachsener. 
Umlernen aber ist immer schwieriger als Neu-



lernen, und das nicht nur bei der Aneignung 
von Wissen, sondern auch beim Erwerb von 
Fertigkeiten im Berufsbildungsprozeß bzw. bei 
Umschulungen Erwachsener 27 ).

27) Vgl. Hans Löwe, Einführung in die Psycholo-
gie des Erwachsenenalters, Berlin 1971, S. 152.
28) Christian Bühler, zit. nach A. G. Brandenburg,
Der Lernerfolg im Erwachsenenalter, Bonn-Bad 
Godesberg o. J.
29) Ebenda, S. 3.

Zwei Probleme sollen hier näher angespro-
chen werden: Einmal die Auswirkungen der 
psychisch-physischen Entwicklung des Men-
schen auf die Umschulungssituation, zum an-
deren die Problematik des Rollenkonflikts.

In der psychologischen Forschung wurde lan-
ge Zeit — teilweise geschieht das auch heute 
noch — die Auffassung vertreten, daß ein 
gleichmäßiger Aufstieg und Abfall der Lern- 
und Leistungsfähigkeit in Abhängigkeit von 
rein biologischen Faktoren stehe. Weit ver-
breitet ist darüber hinaus die These, daß auch 
psychische Fähigkeiten nach einem Höhe-
punkt absinken. Bühler teilt heute noch das 
Menschenleben in fünf Lebensphasen ein: 
Die beiden ersten dauern bis zum 25. Lebens-
jahr und umfassen die biologische Entwick-
lung, das sogenannte generative Wachs-
tum. Auf die dritte Phase mit stationärem 
Wachstum 

28
— vom 26. bis 45. Lebensjahr — 

folgen die beiden Perioden des Abbaus ) .

Diese und ähnliche Auffassungen von Struk-
turierungen des menschlichen Lebens durch 
Phaseneinteilungen enthalten implizit oder 
explizit die Annahme, daß die psychische Lei-
stungsfähigkeit auf einer bestimmten Alters-
stufe ausschließlich von physiologischen und 
anatomischen Bedingungen abhängt

Aufgrund neuerer Forschungen wird jedoch 
betont, daß dieses Denken zu undifferenziert 
ist. In der Brandenburg-Studie wird hierzu er-
klärt: „Jede monokausale Erklärung des Lern-
erfolges geht fehl. Die verschiedenen Formen 
des Lernens sind nur in ihrer Wechselwirkung 
mit den übrigen Dimensionen der Persönlich-
keit, besonders ihrer Motivation, mit dem Pro-
zeß ihrer Sozialisation (Erlernen geforderten 
sozialen Verhaltens) und Enkulturation (Er-
lernen von Sprachen und .Kultur' überhaupt) 
sowie der jeweiligen sozio-kulturellen Umge-
bung zu verstehen."29 ) Thomae gelangt in 
seinen Arbeiten sogar zu einer völligen Ab-
lehnung von Phaseneinteilungen. Nach seiner 
Auffassung ist der menschliche Lebenslauf 
durch „subjektive Erlebnismarken" gegliedert; 
er vertritt die Ansicht, daß ein solches Be-
zugssystem es gestattet, „alle Widersprüche 

zwischen verschiedenen Forschungsresulta-
ten" im Erwachsenenalter aufzuheben30 ).
Eine weitere Erörterung und Überprüfung die-
ser neuen Forschungsergebnisse erschiene 
mir in einer weiteren, mehr psychologisch 
ausgerichteten Arbeit reizvoll, kann aber im 
Rahmen dieser Studie aus Zeitgründen nicht 
geschehen. Es soll vielmehr die folgende Ar-
beitshypothese anhand des Befragungskreises 
im Hinblick auf die Ursprungshypothese 
überprüft werden, um die Auswirkungen des 
Alters auf die Lernfähigkeit der Umschüler zu 
überprüfen: Lernfähigkeit besteht unabhängig 
vom Alter. Sie wird vielmehr beeinflußt durch . 
Faktoren wie Schulbildung, Weiterbildung 
und einzubringende Berufserfahrungen.
Um die Lernfähigkeit im kognitiven Bereich 
näher zu ermitteln, wurde vor allem die Frage 
nach dem Schwierigkeitsgrad beim Erlernen 
neuer Sachverhalte gestellt. In der folgenden 
Tabelle wird ein Überblick über die Antwor-
ten gegeben:

Auffallend erscheint zuerst einmal, daß die 
Kategorie „sehr schwer" von keinem Proban-
den genannt wurde: die Kategorie „weniger 
leicht" dominiert mit 53,2 °/o. Eine Aufteilung 
der empfundenen Lernschwierigkeiten auf die 
Altersgruppen wird durch eine Korrelation 
ermöglicht.
Wenn man die einzelnen Kategorien vergleicht,; 
läßt sich zwar in der Spalte „leicht" ein eindeu-
tiger Trend ablesen, so daß man zu der Aussa-
ge kommen könnte, mit zunehmendem Alter 
lasse die Fähigkeit beim Erlernen neuer Sach-, 
verhalte nach. Zieht man jedoch die anderents 
Kategorien mit zur Beurteilung heran, läßt sich! 
eine eindeutige Aussage nicht mehr treffen.! 
Dieses wäre wahrscheinlich nur durch einet

30) Hans Thomae, zit. nach Hans Löwe, Einführung) 
..., a. a. O., S.100.



Signifikanzberechnung möglich, So fällt z. B. 
;'7O,6°/o der Gruppe der 26- bis 30jährigen 
das Erlernen neuer Sachverhalte weniger 
leicht, während nur 61,4 °/o der über 30jäh- 
rigen diese Antwort geben. Dabei ist noch zu 
Iberücksichtigen, daß die letzte Gruppe sich 
aus einem weiten Altersspektrum zusammen-
setzt: Ein Teil der Umschüler aus dieser 

1 Gruppe hat bereits des 40. Lebensjahr über- 
■schritten. Auch die Gruppen der 21- bis 
125jährigen und der bis 20jährigen lassen in- 
inerhalb der anderen Kategorien keine eindeu- 
Itigen Tendenzen erkennen. Durch die gewon- 
inenen Ergebnisse komme ich zu dem Schluß, 
daß aufgrund dieser Erhebungsdaten kein un-
mittelbarer Zusammenhang zwischen dem Al-
fter und der Möglichkeit des Erlernens neuer 
Sachverhalte besteht. Es ist allerdings zu be-
denken, daß es sich bei diesen Aussagen le-
diglich um die Selbsteinschätzung der Befrag- 
ten handelt. Um einigermaßen exakte Ergeb- 
misse zu bekommen, müßte man die Fremdein- 
äschätzung der Ausbilder mit hinzuziehen. Der 
Versuch, diese zu berücksichtigen, ließ sich 
nicht realisieren. Es wurde jedoch verschie- 
dentlich geäußert, daß Selbsteinschätzung 
.und Fremdeinschätzung in den meisten Fällen 

übereinstimmen, lediglich die Älteren ihre ei-
genen Fähigkeiten zu niedrig beurteilten. Die-
se Äußerungen wie auch die gewonnenen Er-
gebnisse stellen Faktoren dar, die zumindest 
nicht gegen die aufgestellte Hypothese spre-
chen.

Als lernfähigkeitsbeeinflussender Faktor wird 
vielfach die Zeit, in der der neue Stoff erlernt 
werden soll, angesehen. Auch hier liegt die 
Vermutung nahe, daß die Auffassung von ei-
ner zu kurzen Kursusdauer im Zusammen-
hang mit den Lernschwierigkeiten steht, denn 
es ist erwiesen, daß vor allem Ältere etwas 
längere Zeit zum Lernen gebrauchen.

Wie erwartet, zeigt sich ein eindeutiger Trend 
dahin gehend, daß den Probanden, denen das 
Lernen „weniger leicht" und „schwer" fällt, 
die Kursusdauer als zu kurz erscheint, das be-
deutet, daß der Zeitdruck, den sie empfinden, 
sich nachteilig auf ihre Lernfähigkeit aus-
wirkt. Im weiteren Verlauf soll festgestellt 
werden, welche Schwierigkeitsgrade sich bei 
der Umstellung auf neue Tätigkeiten ergeben 
und inwieweit sie durch das Einfließen beruf-
licher Erfahrungen gemindert werden. Die



Schwierigkeitsgrade wurden von den Befrag-
ten wie folgt gewichtet:

Auch hier wurde — genau wie bei Tab. 1 — 
die Kategorie „sehr schwer" nicht gewählt. Es 
dominiert Grad „leicht" mit 43,8 °/o. „Sehr 

Hierbei handelt es sich ebenfalls um die 
Selbsteinschätzung, und es gilt dasselbe, was 
bereits angeführt wurde, nämlich: häufige 
Übereinstimmung der Selbsteinschätzung mit 
der Fremdeinschätzung. Eindeutige, der Hypo-
these widersprechende Tendenzen sind auch 
hier nicht ersichtlich. So fällt z. B. 14,3% der 
Gruppe über 30jährigen und 11,2% der Grup-
pe der 21- bis 25jährigen die Umstellung auf 
neue Tätigkeiten „sehr leicht", während diese: 
Kategorie von den beiden anderen Gruppen: 
gar nicht gewählt wurde. Ein ähnliches Bild 
zeigt sich in der Spalte „schwer", für die sich 
10,1 % der über 30jährigen, 6,7% der 21- bis: 
25jährigen und sogar 11,8% der unter 20jäh- 
rigen entschieden. Diese Aussagen widerspre-
chen der allgemeinen Auffassung, daß moto-
rische Fertigkeiten mit zunehmendem Alter 
abnehmen32 ). Wenn das hier nicht gegeben: 
ist, könnte ein Bedingungsfaktor dafür das 
Einfließen beruflicher Erfahrungen in den Um-

32) Vgl. Horst Siebert Erwachsenenbildung — 
Aspekte einer Theorie, Düsseldorf 1972, S. 120.

leicht" wurde sogar von 9,4 % angekreuzt. 
Ein Vergleich mit der Tab. 1 läßt den Schluß 
zu, daß den Umschülern offensichtlich das Er-
lernen neuer Sachverhalte, das sich vorwie-
gend auf den Bereich der theoretischen Fä-
cher bezieht, schwerer fällt als die Umstel-
lung auf neue Tätigkeiten. Auch Beermann 
stellt fest, daß dieses nicht verwunderlich 
ist, „wenn man bedenkt, daß bei den Arbeit-
nehmern ein großer Teil der Schul- und Berufs-
schulkenntnis 31se verlorengegangen ist ..." ).

Da die Lernfähigkeit im kognitiven Bereich 
des befragten Personenkreises in bezug auf 
das Alter untersucht wurde, soll nun auch die 
Lernfähigkeit im theoretischen Bereich in Be-
ziehung zum Alter gesetzt werden, um hier 
evtl. Zusammenhänge zu verdeutlichen.

31) Christian Beermann, Umschulung in Nordrhein- 
Westfalen, in: Berufliche Bildung, 19. Jg., 1968, 
S. 96.

Schulungsprozeß sein. Die Tabelle 6 mag dar-
über Aufschluß geben.
Festzustellen ist, daß die Umstellung auf neue 
Tätigkeiten in der Tat stark vom Einfließen 
beruflicher Erfahrungen bestimmt wird. Die 
Gruppen, denen das Lernen „leicht" oder 
„sehr leicht" fällt, geben mit 59,4% bzw.
58,4 % an, daß sie gesammelte berufliche Er- 1
fahrungen verwerten können, während es bei 
jeweils 70 % der Personen, die sich für „we-
niger leicht" oder „schwer" entschieden, nicht 
der Fall ist.
Hieraus ergibt sich als Konsequenz, daß bei 
Durchführung späterer Umschulungskurse das 
vorgewiesene berufliche Niveau der poten-
tiellen Umschüler mehr in Betracht gezogen 
werden sollte, als es im Augenblick noch der 
Fall ist. Jeder Kurs stellt heute noch mehr



oder weniger ein Sammelbecken aller Berufs-
qualifikationen dar.
Es kann abschließend festgestellt werden, daß 
generell von einer Abnahme der Lernfähig-
keit mit zunehmenden Alter — sowohl im ko-
gnitiven als auch in motorischen Bereich — 
nicht gesprochen werden darf; das Alter ist 
kein umschulungshemmender Faktor, wie es 
vielfach noch angenommen wird. Außerdem 
ist die Feststellung berechtigt, daß da, wo 
wirklich Schwierigkeiten aufgrund des Alters 
vorhanden sind, diese durch Berufserfahrun-
gen kompensiert werden könnten.

Zum Rollenkonflikt

Zu einem Rollenkonflikt kommt es immer 
dann, wenn ein Erwachsener etwas tut, was 
den allgemeinen Attributen der Erwachsenen-
rolle widerspricht. Wie bereits festgestellt, 
gehört es nicht zum Rollenverständnis des Er-
wachsenen in unserer Gesellschaft, daß er 
lernt, jedenfalls bezogen auf institutionalisier-
tes Lernen: „Lernen gilt als eine spezifische 
Tätigkeit des Heranwachsenden; der Erwach-
sene arbeitet dagegen, er zehrt von dem ein-
mal Gelernten. Das Lernen wird als lebens- 
und berufsvorbereitende Aktivität, nicht aber 
als lebensbegleitende Tätigkeit verstanden." 33)  
Siebert gibt ein deutliches Beispi

34

el, wenn er 
schreibt: „Der lernende Familienvater gilt 
nicht als vorbildlich, sondern als anormal. 
Der Absolvent eines Abendgymnasiums wird 
sozial isoliert: von seinem bisherigen sozialen 
Milieu hat er sich durch seinen Bildungwillen 
distanziert ..." ).  Der Erwachsene, der 
dennoch lernt, begibt sich in eine gewisse In-
stabilität: Es verändern sich seine Beziehun-
gen innerhalb der Familie, zu Freunden und 
Arbeitskollegen. Das Lernen eines Erwachse-*

33) H. Siebert, a. a. O., S. 25.
34) Ebenda, S. 26.

nen wird nicht belohnt durch gesellschaftli-
che Anerkennung; daher wird die Motiva-
tion relativ gering sein. Institutionalisiertes 
Lernen, z. B. in Form einer Umschulung, steht 
also im Widerspruch zu anderen Rollenattri-
buten, wie z. B. „Der Erwachsene verdient sei-
nen Lebensunterhalt selbst". Aus diesen Grün-
den sieht sich der Erwachsene, der lernen will 
oder muß, in einen Konflikt gestellt.

Hypothesen:

1. Bedenken eines Umschülers vor Beginn der 
Maßnahme, an dieser teilzunehmen, verstär-
ken sich, je mehr der Erwachsene sich dem 
Rollenkonflikt (Lernen = schulbezogen und 
aufs Kindes- und Jugendalter beschränkt) 
ausgesetzt sieht, konkret: wenn er verheiratet 
ist und evtl. Kinder hat, wenn er älter ist 
und einen Beruf ausgeübt hat.
2. Eine Nichtbestätigung der Bedenken wäh-
rend der Maßnahme läßt sich daraus schlie-
ßen, daß fehlendes Vertrauen in die eigene 
Leistungsfähigkeit sowie eine Überschätzung 
der Anforderungen bei beruflichem Neubeginn 
vorliegen.
3. Die Erfahrung aufgrund der Statusunsicher-
heit während der Maßnahme von der Gesell-
schaft diskriminiert zu werden, führt dazu, 
daß der Umschüler
a) an keiner Umschulungsmaßnahme mehr 
teilnimmt,
b) sich gegen die Bezeichnung „Umschüler" 
wehrt.

Um diesen Komplex näher zu ermitteln, wur-
den insbesondere Fragen nach dem Beden-
ken vor der Maßnahme, der Bestätigung bzw. 
Nichtbestätigung während der Maßnahme, 
der Auswirkungen einer Bestätigung auf 
eine nochmalige Teilnahme, der Empfindung 
der gesellschaftlichen Geltung während der 



Maßnahme sowie nach der Einstellung zu der 
für sie gewählten Bezeichnung „Umschüler" 
gestellt.

Zuerst einmal kann festgehalten werden, daß 
der überwiegende Teil der Umschüler, näm-
lich 71,9%, vor der Maßnahme Bedenken hat-
te, an dieser teilzunehmen, während nur 
28,1 % keine Bedenken, vielleicht infolge man-
gelnder Reflexion, äußerten. Die Art der Be-
denken war bei den Befragten verschieden.

Folgende Tabelle macht dies deutlich:

Ein evtl. Zusammenhang zwischen den geäu-
ßerten bzw. nicht geäußerten Bedenken und 
dem Familienstand der Umschüler soll aus 
der Tabelle 8 ersichtlich werden. Aus ihr 
kann man entnehmen, daß der Familienstand 
in keinem näheren Zusammenhang zum Vor-
handensein der Bedenken steht, den Anforde-
rungen nicht gewachsen zu sein. So haben 
34,4 % der Ledigen Sorge, den Anforderungen 
nicht gewachsen zu sein, während es bei den 
Verheirateten nur 15,7% bzw. bei den Ver-
heirateten mit Kindern 17,6% sind. Hier 
scheint als sozialpädagogischer Aspekt das 
Getragenwerden von der Familie größeren 

Einfluß gegenüber der Unabhängigkeit von 
Ledigen auszuüben, obwohl bei Verheirateten 
bei erfolgloser Umschulung nicht nur der Um-
schüler allein die Folgen zu tragen hat, son-
dern auch die Familie.
Eine offensichtliche Verschiebung zeigt sich 
bei der Betrachtung der finanziellen Beden-
ken, die sowohl bei Verheirateten mit Kin-
dern mit 49 % als auch bei Verheirateten 
ohne Kinder mit 47,5 % stark ins Gewicht fal-
len, während nur 29,1 % der Ledigen derarti-
ge Bedenken vorgeben.
Bei der Darlegung der individuellen Förde-
rung wurde bereits näher auf die individuelle 
Sicherung während der Umschulungszeit hin-
gewiesen35 ). Auf die Frage, um wieviel Pro-
zent die jetzigen Zahlungen vom vorher er-
zielten Nettogehalt abweichen, gaben über 
70 % der Befragten etwa 10 % an, der Rest, bis 
auf einige Ausnahmen, etwa 20 %. Die m. E. 
ausreichende finanzielle Sicherung läßt ver-
muten, daß es sich bei den geäußerten finan-
ziellen Bedenken zumindest teilweise um „Ra-
tionalisierungen" handelt.

35) Nach Auskunft des Arbeitsamtes Bocholt er-
hält z. B. ein lediger Umschüler bei einem wö-
chentlichen Bruttoverdienst von DM 220,— wäh-
rend der Maßnahme DM 168,— ausgezahlt. Außer-
dem entsteht weniger Aufwand.

Keine Bedenken zeigen Verheiratete mit Kin-
dern mit 31,4 %, gefolgt von den Ledigen mit 
28,4 % und den Verheirateten ohne Kinder mit 
21,1 %. Da sich aus dieser Verteilung keine 
signifikanten Schlüsse ziehen lassen, wird auf 
eine weitere Beurteilung dieser Gruppe ver-
zichtet.
Neben dem Einfluß des Familienstandes auf 
die Umschulungssituation soll nun ein Zu-
sammenhang zwischen aufkommenden Beden-
ken und dem Alter der Beteiligten überprüft 
werden (vgl. Tabelle 9).



Aus der Tab. 9 wird eine ähnliche Tendenz 
erkenntlich, wie sie schon aus der Korrela-
tion „Bedenken versus Familienstand" be- 
kannt ist: Auch hier ist festzuhalten, daß kein 
■näherer Zusammenhang zwischen den einzel- 
nen Bedenken und dem Alter besteht: Wäh- 
rend Bedenken, den Anforderungen nicht ge-
wachsen zu sein, verstärkt mit 47,1 °/o bei den 
bis 20jährigen auftreten, fallen bei den finan-
ziellen Bedenken die über 30jährigen mit 
46,5 °/o ins Gewicht, gefolgt von den 26- bis 
:30jährigen mit 41,1 °/o.

Die finanziellen Bedenken nehmen mit zuneh-
mendem Alter kontinuierlich zu. Hierbei ist 
aber die eben ausgesprochene Vermutung der 
„Rationalisierung" zu berücksichtigen, so daß 
man den Schluß ziehen kann, daß weder Alter 
noch Familienstand im direkten Zusammen-
hang mit den geäußerten Bedenken stehen, 
wohl aber die Art, wie die Bedenken geäußert 
iwerden. Keine Bedenken fallen besonders 
in der Altersgruppe der 21- bis 25jährigen 
mit 35,5 °/o auf; das widerspricht jedoch nicht 
den getroffenen Aussagen.

Bei der Frage nach den Bedenken der Umschü-
ller handelte es sich um solche, die bereits vor 
Beginn der Maßnahme im Hinblick auf den 
beruflichen Neubeginn auftraten. Zum Zeit-
punkt der Befragung war es den Befragten 
durchaus möglich zu entscheiden, ob sich 
diese Bedenken bereits bestätigt bzw. nicht 
bestätigt haben, da die meisten Kurse be- 
ireits über die Hälfte der Ausbildungszeit pas- 
siert hatten. Bestätigt haben sich die Bedenken 
bei 28,6 °/o. Die hohe Zahl der Nichtbestäti- 
gungen erhärtet die Richtigkeit der aufge- 
stellten Hypothese. 78,2 % der Umschüler, die 
.unter dem Eindruck des Gesellschaftsbildes 
eines Erwachsenen glaubten, den Anforderun-

gen einer beruflichen Neuorientierung nicht 
gewachsen zu sein, konnten bei Überprüfung 
der Annahme diese Aussage revidieren. Auch 
Siebert stellt fest, daß die Diskrepanz von 
Fähigkeit und Selbstbild bei älteren Men-
schen besonders auffällig ist, daß sie ihre ei-
gene Leistungfähigkeit überwiegend skeptisch 
beurteilen 36).

Von den finanziellen Bedenken erwiesen sich 
68,6 % als unrichtig, was wiederum die An-
nahme verstärkt, daß es sich bei diesem Teil 
tatsächlich um „Rationalisierungen" handelte. 
Eine Überprüfung der Personen, bei denen sich 
die finanziellen Bedenken bestätigt haben, er-
gab, daß es sich um ehemalige Arbeiter han-
delte, die ihre Einkünfte vermutlich durch 
Nebeneinkünfte verbesserten, was ihnen nun 
aufgrund der Lernanforderungen nicht mehr 
möglich war.

Obwohl sich die Bedenken nur bei einem 
kleinen Kreis bestätigt haben, liegt es doch 
nahe, Auswirkungen im Hinblick auf eine 
etwa nochmalige Teilnahme festzustellen und 
damit die 3. Hypothese zu überprüfen.



Die Vermutung einer negativen Auswirkung 
der Bestätigung auf eine nochmalige Teilnah-
me ist ganz eindeutig. Besonders ist zu erwäh-
nen, daß eine Bestätigung der Bedenken, den 
Anforderungen nicht gewachsen zu sein, sich 
ausschlaggebender für eine Nichtwiederholung 

der Maßnahme erweist als eine Bestätigung 
der finanziellen Bedenken. Die Feststellung 
der Unzulänglichkeit der geistigen Fähig- 
keit wirkt sich verständlicherweise negati-
ver auf die Flexibilität aus als finanzielle! 
Nachteile.

Schwierigkeiten bei der Verbesserung des Systems beruflicher Bildung

Da die gegenwärtigen Bedingungen weder in 
der Ausbildung noch in der Produktion den 
Anforderungen entsprechen, die an demokra-
tischere, die eigenen Interessen eher berück-
sichtigende Verhältnisse zu stellen sind, kann 
von einer Veränderung des Ausbildungssy-
stems durch Reform allein keine Hilfe erwar-
tet werden, durch die die gegenwärtigen Pro-
bleme gelöst würden. Nicht einmal die Hoff-
nung auf die Lösung künftiger Probleme wäre 
realistisch. Ausbildungssystem und Weiterbil-
dungsmaßnahmen müßten also zumindest 
gleichzeitig den Reformbemühungen unter-
worfen werden. Sollen die negativen Wirkun-
gen des gegenwärtigen Systems der berufli-
chen Bildung ausgemerzt oder zumindest ge-
mildert werden, dann ist eine grundsätzliche 
Reform dieses Berufsbildungssystems notwen-
dig.

Auf Veränderungen der Umwelt reagiert die 
Gesellschaft durch Anpassung. Unsere Um-
welt ändert sich, wenn auch nicht revolu-
tionär, so doch ständig. Die Anpassung dar-
an vollzieht sich als Zwang, der besonders 
den am Produktionsprozeß unmittelbar Beteilig-
ten abverlangt wird. Es entstehen Fragen: 
Erstens, ob das ökonomisch sinnvoll ist; zwei-
tens, ob das einer demokratischen Gesell-
schaft mit Sozialstaatspostulat adäquat ist. 
Das Sozialstaatspostulat ist aus Art. 20 I 
Grundgesetz abgeleitet und fordert, eine ge-
rechte Sozialordnung zu schaffen. Das bedeu-
tet, daß der Staat im Sinne einer Wertorien-
tierung solche Maßnahmen durchführen muß, 
die dem Abbau sozialer Ungleichheit und 
dem Schutz der wirtschaftlich Schwachen die-
nen. Dieses fordert staatliche Aktivitäten hin-
sichtlich Ge 37setzesinitiativen ).

Man kann natürlich das bisherige System bei-
behalten und auf seine marktwirtschaftli-
chen Steuerungskräfte vertrauen. Das aber be-
deutet nichts anderes, als die Lasten ökono-
misch einseitig — und damit letzlich gesamt-
wirtschaftlich unökonomisch — zu verteilen.

36) Vgl. Horst Siebert, a. a. O., S. 121.
37) Vgl. Ingo von Münch (Hrsg.), Grundgesetz- 
Kommentar, Frankfurt 1974, S. 627.

Will man diese Konsequenzen nicht, die auch 
im Widerspruch zu Inhalt und Geist desl 
Grundgesetzes stehen, dann muß man die be-
rufliche Bildung verbessern und verändern.i 
Die Untersuchung hat gezeigt, daß in der 
praktizierten beruflichen Bildung trotz vor-' 
handener Ausbildungspläne diese weitgehend 
unbeachtet bleiben, obwohl doch die Pläne 
von den Trägern der Ausbildung selbst aufge-
stellt wurden. Die differenzierte Qualität inj 
den verschiedenen Branchen läßt entweder den 
Erwerb eines qualitativ hochwertigen Ausbil-
dungsplatzes zu einem Lotteriespiel werden,! 
oder aber die Selektionsmechanismen werden: 
erweitert auf die Vergabe solcher Ausbil-
dungsmöglichkeiten. Die Vollständigkeit der: 
Ausbildung — die Erfüllung eines wichtigem 
Teilaspekts planvoller Berufsbildung also — 
wird in kleinen bis mittleren Betrieben am: 
deutlichsten vernachlässigt, was auf die Ab-
hängigkeit zumindest des Ausbildungsum-
fangs von der Marktposition und der Auftrags-
struktur hindeutet. Der Zwang zur Übernahme 
einer Spezialfertigung im Rahmen von Dienst-
leistungen und im Zulieferbereich und damit 
zur Spezialisierung von Fertigungseinrichtun-
gen und Kenntnissen zeigt hier seine Folgen. 
Eine derartige Spezialisierung bereits in der 
Vorbereitung auf einen Beruf führt dann zu. 
verminderter Einsatzfähigkeit und nicht zu 
erforderlicher Mobilität.
Diese Praxis stößt aber zumeist erst dann auf 
Verständnis, wenn die Beschäftigung der 
Lehrlinge mit ausbildungsfremden Arbeiten 
bekannt wird. Sie ist noch immer eines der 
besonders heiklen Probleme, an denen die 
Widersprüchlichkeit der dualen Berufsbildung 
erkennbar wird. Sie ist damit auch ein 
wirksamer Nachweis für die Notwendigkeit 
zur Veränderung, besonders der Zuständig-
keiten in der beruflichen Bildung. Sie muß so-
lange deutlich als dem Arbeits- und weni-
ger dem Ausbildungsbereich zugeordnet er-
scheinen, solange Lehrlinge auch außerhalb 
des vom Beruf gesteckten Rahmens gewinn-
bringend beschäftigt werden. Die zeitliche 
Größenordnung ist besorgniserregend, beson-
ders, wenn die Tatsache berücksichtigt wird, 
daß in hohem Maße noch immer ein großer



Teil der Auszubildenden mehr nebenbei, d. h. 
von nebenberuflichen Ausbildern, betreut 
wird. Wenn man unterstellt, daß erst bei ei-
ner Relation von 1:8 — Lehrlinge zu Fach-
kräften — in einem Betrieb, der mit der Be- 

irufsausbildung befaßt ist, von Angemessen-
heit gesprochen werden kann, dann sind die 
Verhältnisse in knapp 60 °/o aller Betriebe 
höchst unzureichend.

Würden die festgestellten Mängel beseitigt, 
so wäre ein wichtiges Ziel erreicht: Die Qua-
lität der Ausbildung wäre erheblich gestei-
gert worden. Doch auch ein duales Ausbil-
dungssystem, das jeden Mangel beseitigt ha-
ben würde, bliebe nicht ohne Probleme für 
die Berufsausbildung, wenn darunter die Fä-
higkeit gesehen wird, auch künftigen Aufga-
ben, die der Beruf mit sich bringen könnte, 
gerecht zu werden. Denn auch dieses duale 
System müßte der vorhandenen und der Tra-
dition verpflichteten Struktur von beruflichen 
Fertigkeiten, Fähigkeiten, Kenntnissen und 
Verhaltensmustern verpflichtet sein. In die-
ser Verpflichtung aber liegt auch die Fixie- 

irung auf lebenslang auszuübende Betätigung 
zur Sicherung des Lebensunterhalts, die dem 

Prinzip nach eine stets gleichbleibende wäre. 
Das aber muß antiquiert erscheinen, wenn die 
Veränderungen im Zusammenhang mit dem 
technischen Fortschritt bedacht werden. Die Re-
form muß also notwendig über diese Form der 
Berufsausbildung hinausgehen. Ausgehend 
von der Notwendigkeit, für unsere Industrie-
kultur ein anderes als das bisherige Bildungs-
verständnis zu entwickeln, müssen die Struk-
turen einer neuen beruflichen Bildung umfas-
sender sein. Sie müssen neben einer größeren 
Befähigung zur Mobilität in der Erstausbildung 
— z. B. durch vollzeitliche Berufsgrundbildung 
innerhalb eines Musters von Berufsfeldern — 
auch die Zwänge, die ökonomischen und die 
sozialen, des lebenslangen Lernens mit ein-
schließen. Die für die berufliche Qualifizie-
rung erforderlichen Maßnahmen im Rahmen 
der Erwachsenenbildung — definiert als Wei-
terbildung, Fortbildung, Umschulung, Rehabi-
litierungsmaßnahmen — stehen damit unter 
der gleichen Verantwortlichkeit und sollten 
von der Trägerschaft und ihrer Organisation 
her dem Rechnung tragen. Sie dürfen also 
nicht mehr den Charakter der Beliebigkeit ha-
ben, der Erwachsenenbildung immer noch häu-
fig kennzeichnet.



Christian Bockemühl

Ordnungsmodelle der Erwachsenenbildung
Ein Vergleich der verschiedenen Landesgesetze

Einführung

Von einer Abhandlung über die Erwachse-
nenbildung wird man zunächst einen erzie-
hungswissenschaftlichen oder bildungspoliti-
schen Diskussionsbeitrag erwarten. Auf den 
ersten Blick mag deshalb die Verwendung 
des Begriffs „Ordnungsmodelle" im Titel ei-
ner solchen Abhandlung überraschen. Dieser 
Terminus legt den Gedanken nahe, als werde 
es sich im folgenden um ordnungspolitische 
Überlegungen handeln, über die im allgemei-
nen nur unter Nationalökonomen oder auch 
unter Politik- und Sozialwissenschaftlern dis-
kutiert wird — etwa über Ordnungspolitik im 
Sinne eines freien, vom Markt diktierten oder 
aber im Sinne eines durch stärkeren staatli-
chen Interventionismus gekennzeichneten 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Le-
bens.
In genau diesem Sinne soll jedoch hier über 
Erwachsenenbildung gesprochen werden; da-
her besitzt die Überschrift durchaus ihre 
sachliche Berechtigung. Denn — soviel sei 
bereits an dieser 
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Stelle vorweggenommen — 
tatsächlich werden hinter den verschiedenen 
Gesetzen zur Erwachsenenbildung bzw. Wei- 
terbildung ), von denen im folgenden die 
Rede sein soll, sehr unterschiedliche politi-
sche Grundpositionen und Vorstellungen von 
der Ordnung dieses Bildungsbereichs erkenn-
bar, die weithin mit den entsprechenden Ord-
nungsvorstellungen der jeweiligen Landesge-

1) Nach 1945 hat der Begriff „Erwachsenenbildung“ 
den bis dahin geläufigen Terminus „Volksbildung" 
abgelöst. Er hat seinerseits spätestens seit dem 
„Strukturplan für das Bildungswesen" von 1970 
Konkurrenz durch den neuen Begriff „Weiterbil-
dung" erhalten — einen Begriff, der vom „Struktur-
plan" als Oberbegriff für alles das eingeführt wor-
den ist, was bisher als Erwachsenenbildung bezeich-
net wurde, der aber im allgemeinen Sprachgebrauch 
noch allzusehr mit dem Bereich der beruflichen 
Weiterbildung identifiziert wird. — Die einzelnen 
Gesetzgeber haben sich zur Verwendung entweder 
des Begriffes „Erwachsenenbildung" oder des Be-
griffes „Weiterbildung" entschlossen. In bildungs-
politischen Dokumenten hat sich der Terminus 
„Weiterbildung" weitgehend durchgesetzt. Da aber 
Wissenschaft und Praxis fast überall am traditio-
nellen Begriff „Erwachsenenbildung" festhalten, 
soll er der Einheitlichkeit des Sprachgebrauchs we-
gen auch hier beibehalten werden. 

setzgeber in anderen Bereichen korrespondie-
ren. Und wer Bildungspolitik als einen we-
sentlichen Teil der Gesellschaftspolitik be-
greift und diese wiederum nur in engem Zu-
sammenhang mit wirtschaftspolitischen Ord-
nungsvorstellungen zu sehen vermag, dem 
wird einleuchten, daß auch der ständig be-
deutsamer werdende Bereich der Erwachse-
nenbildung durchaus — neben pädagogischer 
Aspekten selbstverständlich — immer intensi-
ver auch unter ordnungspolitischen Gesichts-
punkten diskutiert werden muß, zumal vor 
ihnen erhebliche Rückwirkungen auch auf die 
pädagogische Praxis ausgehen können.
Allerdings ist einzuräumen, daß pädagogische 
und — im engeren Sinne — bildungspoliti-
sche Überlegungen verständlicherweise die 
bisherige Diskussion über Theorie und Praxis 
der Erwachsenenbildung beherrschen mußter 
und ebenso begreiflicherweise auch in Zu-
kunft im Vordergrund stehen müssen. Ord-
nungspolitisch ist über Erwachsenenbildung 
bisher nur sporadisch und niemals systema-
tisch diskutiert worden2); auch die folgender 
Ausführungen können lediglich den Versuch 
darstellen, zumindest einige nicht unwesentli 
ehe Aspekte dieses Themenkomplexes sicht 
bar zu machen. Gerade der hier angestrebte 
Vergleich der Gesetze legt jedoch den Gedan-
ken nahe, an die Erwachsenenbildung auct 
einmal nach ordnungspolitischen Kategorier 
heranzugehen 3).

2) Die einzigen Schriften, die sich — über kurzge 
faßte Anmerkungen hinaus — mit diesem Probien 
etwas systematischer befaßt haben, scheinen mi 
die beiden folgenden zu sein: Helmut Keim, Jose: 
Olbrich und Horst Siebert, Strukturprobleme de: 
Weiterbildung. Kooperation, Koordination und In 
tegration in Bildungspolitik und Bildungsplanung 
Düsseldorf 1973; Klaus Senzky, Systemorientie 
rung der Erwachsenenbildung. Theoretisch« 
Aspekte formaler Organisation, Stuttgart/Berlin 
Köln/Mainz 1977.
3) Die Gesetze zur Erwachsenenbildung sind bis
her nur selten Gegenstand wissenschaftlicher Be
trachtung -gewesen. Die Literatur hierzu teilt siel 
in drei Kategorien ein: a) Kommentare zu den ein 
zelnen Gesetzen, ohne die Gesetze miteinander z» 
vergleichen oder zu bewerten, etwa Albrecht Bek 
kel, Recht der Erwachsenenbildung, in: Albrech 
Beckel und Klaus Senzky, Recht und Managemen



laß über Erwachsenenbildung erst in jüng- 
ter Zeit, zumindest ansatzweise, unter dem 
Gesichtspunkt ihrer ordnungspolitischen Po- 
itionen hinter den einzelnen Konzeptionen 
on Erwachsenenbildung gesprochen wird, 
at historische Gründe. Erst seit Ende der 
echziger / Anfang der siebziger Jahre ist 
iie Erwachsenenbildung — wenigstens in 
er Bundesrepublik Deutschland — endgül-
tig in das wissenschaftliche, öffentliche und 
'or allem bildungspolitische Interesse getre- 
en. Davon zeugen insonderheit mehrere Pla  
ungsgutachten auf Bundes- und Länderebe- 
te die die Erwachsenenbildung erstmals in 
en Prozeß der gesamten Bildungsplanung 
inbezogen wissen wollen, insbesondere je- 
loch, die Tatsache, daß allein in dem auffal- 
end kurzen Zeitraum zwischen 1970 und 1976 
um ersten Mal in acht Bundesländern Geset- 
e zur Erwachsenenbildung in Kraft getreten 
lind, nachdem bis dahin nur Nordrhein-West-
alen über ein vergleichbares Vorläufergesetz 
ius dem Jahre 1953 verfügt hatte5). Diese 

ter Erwachsenenbildung, Handbuch der Erwach-
enenbildung Bd. 2; Stuttgart/Berlin/Köln/Mainz 
974. b) Kommentare zu einem einzelnen Gesetz, 
twa Wolfgang Gotter, Entstehung und Auswir- 
ungen des niedersächsischen „Gesetzes zur För- 
lerung der Erwachsenenbildung" vom 13. Januar 
970, Beiträge zur Weiterbildung, Bd. 1, Hannover 
973. c) Vergleichende Kommentare, etwa Inge  
org Wirth, Zur Gesetzgebung zur Erwachsenen- 
ildung, in: Hans-Hermann Groothoff und Inge- 
org Wirth, Erwachsenenbildung und Industriege-
iellschaft, Paderborn 1976, Reihe UTB Nr. 553, S. 
.48—314; Wolfgang Gernert, Das Recht der Er- 
vachsenenbildung als Weiterbildung, München 
ind Basel 1975, Reihe UTB Nr. 456; Christian Bok- 
emühl, Erwachsenenbildung zwischen Enthalt- 
amkeit und Einflußnahme des Staates. Eine Bilanz 
ler bisherigen Gesetzgebung, in: Recht der Ju- 
jend und des Bildungswesens, Heft 8—9/1976, S. 
>00—304; Christian Bockemühl: Zur politischen 
ind gesellschaftlichen Funktion der Erwachsenen- 
ildung. Ein Vergleich der Gesetze in acht Bun- 
lesländern, in: Recht der Jugend und des Bil- 
lungswesens, Heft 3/1977, S. 188—-203.
4) Auf Bundesebene insbesondere: a) „Struktur- 
lan für das Bildungswesen", vorgelegt von der 
3ildungskommission des Deutschen Bildungsrates, 
Stuttgart 1970; b) „Bildungsgesamtplan" der Bund- 
änder-Kommission für Bildungsplanung, Stuttgart 
973. — Auf Länderebene: a) „Gesamtplan für ein 
Kooperatives System der Erwachsenenbildung", 
Schriftenreihe des Kultusministeriums Baden- 
Württemberg zur Bildungsforschung/Bildungspla- 
iung/Bildungspolitik, Reihe A Nr. 10, Villingen 
.968;' b) „Erwachsenenbildung — Weiterbildung". 
Irster Bericht der Planungskommission Erwach- 
ienenbildung und Weiterbildung des Kultusmini- 
iters des Landes Nordrhein-Westfalen, Schriften- 
eihe „Strukturförderung im Bildungswesen des 
andes Nordrhein-Westfalen" Bd. 19, Ratingen/
Kastellaun/Düsseldorf 1972.
5) In chronologischer Reihenfolge haben seit 1970 
olgende Länder ein entsprechendes Gesetz verab-
schiedet: Niedersachsen: „Gesetz zur Förderung

Entwicklung macht es verständlich, wenn die 
hier zur Debatte stehenden Gesichtspunkte 
erst seit kurzem in die allgemeine Diskussion 
über die Erwachsenenbildung einzufließen be-
ginnen.

Eine Einschränkung ist an dieser Stelle aller-
dings vonnöten: Selbstverständlich haben 
hinter allen Konzeptionen in der mehr als 
einhundertjährigen Geschichte der deutschen 
Erwachsenenbildung sehr konkrete und reale 
politische Ordnungsvorstellungen gestanden. 
Erwachsenenbildung ist schon immer — und 
jeweils höchst unterschiedlich — politisch le-
gitimiert worden. Die deutschen Arbeiterbil-
dungsvereine — man kann gewiß ohne Über-
treibung oder Fehleinschätzung sagen: die 
Wurzel der Erwachsenenbildung mit den 
nachhaltigsten Folgewirkungen — standen 
unter der Überzeugung, daß — um mit Wil-
helm Liebknecht zu sprechen — Wissen 
Macht und deshalb der Erwerb von mehr 
Wissen auch einen Zuwachs an Möglichkei-
ten bedeute, politische Macht zu erlangen 
und so zur Emanzipation der Arbeiterklasse 
beizutragen. Liberale und katholisch-soziale 
Bestrebungen verfolgten im 19. Jahrhundert 
zumindest vom Grundsatz her vergleichba-
re Ziele, wenn auch — insbesondere von ih-
ren Zielgruppen her — anders akzentuiert. 
Und auch die gegenläufigen Bewegungen 
während der Wilhelminischen Ära — poli-
tisch am deutlichsten in den sog. Sozialisten-
gesetzen 6) erkennbar, organisatorisch ver-
körpert vor allem durch die „Gesellschaft für 
Verbreitung von Volksbildung" unter Johan-
nes Tews — besaßen eine eindeutig politsche 
Funktion. Die unterschiedlichen Richtungen 
der Erwachsenenbildung in der Weimarer

der Erwachsenenbildung" (1970); Saarland: „Ge-
setz zur Förderung der Erwachsenenbildung" 
(1970); Hessen: „Gesetz über Volkshochschulen" 
(1970); Bayern: „Gesetz zur Förderung der Er-
wachsenenbildung" (1974); Hessen: „Gesetz zur 
Förderung der Erwachsenenbildung" (1974 — Er-
gänzungsgesetz zum Volkshochschulgesetz von 
1970); Bremen: „Gesetz über Weiterbildung im 
Lande Bremen" (1974); Nordrhein-Westfalen: „Er-
stes Gesetz zur Ordnung und Förderung der Wei-
terbildung" (1974); Rheinland-Pfalz: „Landesgesetz 
zur Neuordnung und Förderung der Weiterbil-
dung" (1975); Baden-Württemberg: „Gesetz zur 
Förderung der Weiterbildung und des Bibliotheks-
wesens" (1975). — In den Bundesländern Hamburg 
und Schleswig-Holstein sowie in West-Berlin sind 
zwar seit Jahren Überlegungen zu einem Erwach-
senenbildungsgesetz vorgetragen worden; mit einer 
Verabschiedung eines Gesetzes ist jedoch augen-
blicklich nicht zu rechnen.
6) Es wird häufig vergessen, ist für unseren Zu-
sammenhang aber wichtig, daß diese sog. Soziali-
stengesetze exakt „Gesetze gegen die gemeinge-
fährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie" 
überschrieben waren.



Zeit schließlich folgten ebenfalls klar erkenn-
baren ordnungspolitischen Grundvorstellun-
gen, die weit über den engeren Bereich der 
eigentlichen Erwachsenenbildung hinaus-
strebten. Es sei nur an das aus der sog. Neu-
en Richtung stammende Wort von der „Volk-
bildung durch Volksbildung" oder an die Be-
mühungen der Reichszentrale für Heimat-
dienst auf diesem Gebiet erinnert. Es bedarf 
keines weiteren Kommentars, daß die Gleich-
schaltung der Erwachsenenbildung während 
des Nazi-Regimes ausschließlich den ord-
nungspolitischen Konzeptionen der National-
sozialisten dienen sollte — unabhängig da-
von, daß man von einem demokratischen 
Standpunkt aus diese Konzeptionen verur-
teilt.
Wenn also schon immer hinter den einzelnen 
Ausprägungen der Erwachsenenbildung klar 
erkennbare ordnungspolitische Grundkonzep-
tionen gestanden haben, hierüber aber erst 
heute etwas ausführlicher diskutiert wird, so 
hat dies folgenden Grund: Erst seit etwa zehn 
Jahren beginnt die Erwachsenenbildung in 
der Bundesrepublik zu einem relativ klar um-
grenzbaren Teilsystem des Bildungs- und Ge-
sellschaftssystems ausgebaut zu werden; erst 
seit kurzem hat sie an allgemeiner politischer 
Bedeutung für die gesamte Gesellschaft ge-
wonnen. So hat im April 1970 die Bildungs-
kommission des Deutschen Bildungsrates in 
ihrem „Strukturplan für das Bildungswesen" 
gefordert: „Es ist notwendig, die institutiona-
lisierte Weiterbildung als einen ergänzenden 
nachschulischen, umfassenden Bildungsbe-
reich einzurichten." 7) Entsprechend hat der 
im Oktober 1973 verabschiedete „Bildungsge-
samtplan" der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung als eines der Ziele aller Bil-
dungspolitik den „Auf- und Ausbau eines 
Weiterbildungssystems zu einem Hauptbe-
reich des Bildungswesens als öffentliche Auf-
gabe" herausgestellt8). Daher wird erst jetzt 
gründlicher als früher über Ordnung und Ma-
kro-Organisation der Erwachsenenbildung ge-
sprochen. Erst jetzt ist deshalb auch ein Ver-
gleich der Gesetze zur Erwachsenenbildung 
unter allgemeinen ordnungspolitischen Ge-
sichtspunkten sinnvoll und notwendig.

7) „Strukturplan für das Bildungswesen", hrsg. 
von der Bildungskommission des Deutschen Bil-
dungsrates, Stuttgart 1970, S. 51.
8) „Bildungsgesamtplan", hrsg. von der Bund- 
Länder-Kornmission für Bildungsplanung, Bd. 1, 
Bonn 1973, S. 59.
9) Der Kürze wegen wird hier auf die Erörterung 
von Bundesgesetzen verzichtet, die die Erwach-

senenbildung am Rande berühren, etwa das Ar 
beitsförderungs-, das Berufsbildungs- oder das Be 
triebsverfassungsgesetz. Das Gleiche gilt für Lan 
desgesetze zum Bildungsurlaub und zur Jugendbili 
düng, die ebenfalls nur Teilbereiche der Erwachsen 
nenbildung betreffen.
10) Hildegard Feidel-Mertz, Erwachsenenbildunt
seit 1945. Ausgangsbedingungen und Entwicki, 
lungstendenzen in der Bundesrepublik, Köln 1976 
S. 25.

Die Landesgesetzgebung zur Erwachsenenbil-
dung 9) hat sich seit 1970 nicht kontinuier- 

lieh, sondern in zwei zeitlichen Schüben volll 
zogen, auch wenn die Diskussion über di« 
weitere Gesetzgebung in der Zwischenzeit 
niemals abgerissen ist. 1970 wurden zunächst! 
kurz nacheinander das niedersächsische unc 
das saarländische Erwachsenenbildungsgesetz 
sowie das hessische Volkshochschulgesetzi 
verabschiedet. Insbesondere bedingt durch 
den „Strukturplan" und den „Bildungsgesamt-
plan", aber auch durch Landesgutachten wiei 
etwa das der nordrhein-westfälischen Pla:, 
nungskommission (vgl. Anm. 4), schließlich 
auch bedingt durch ein Abwarten der anderer 
Bundesländer, welche Erfahrungen die dres 
soeben genannten Länder mit ihren Gesetzer 
in der Praxis machen würden, setzte nun ein« 
Denkpause ein, die erst 1974/75 zur Verab 
schiedung der übrigen Gesetze führte.

Obwohl schon die drei Gesetze des Jahres 1970 
sichtbare Differenzen in ihren ordnungspoliti 
sehen Konzeptionen erkennen ließen — wo 
von im einzelnen noch die Rede sein wird — 
trug die Denkpause der folgenden Jahn 
nachdrücklich zu einer Verdeutlichung diese: 
Unterschiede, wenn nicht Gegensätze in der 
Gesetzestexten der Jahre 1974/75 bei. Darübe 
hinaus erklärt sich der — verglichen mit der 
Gesetzen der ersten Phase von 1970 — zwi 
sehen den später in Kraft getretenen Gesetzen 
noch spürbarere ordnungspolitische Gegensatz 
zweifellos auch aus der Tatsache, daß die Er 
wachsenenbildung stärker als noch einig« 
Jahre zuvor in die allgemeine politische Pola-
risierung in der Bundesrepublik hineingezo 
gen worden und insofern stärker als vorher 
zu einem Politikum geworden ist.

Sicher hat Hildegard Feidel-Mertz recht 
wenn sie die Situation — gerade unter den 
Gesichtspunkt der n
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achfolgenden Ausführun 
gen — mit folgenden Worten zusammenfaßt 
„In den Gesetzen haben sich die spezifischer 
gesellschaftspolitischen Kräfteverhältnisse 
der einzelnen Bundesländer eindeutig nieder 
geschlagen." )

Bevor nunmehr auf die ordnungspolitischer 
Konzeptionen hinter den einzelnen Gesetzer 
näher eingegangen und die Gesetze unter die-
sem Kriterium miteinander verglichen wer 



den, sind — um Mißverständnissen vorzubeu- 
jen — drei Klarstellungen erforderlich:

l. Ungeachtet der prinzipiellen Differenzen, 
die gerade Gegenstand der folgenden Überle- 
jungen sein sollen, weisen alle Gesetze auch 
oedeutsame Gemeinsamkeiten, und Überein-
stimmungen auf, die auch bei der Herausar- 
eitung von Gegensätzen nicht übersehen 

werden dürfen. Von gesetzestechnischen De- 
.ails abgesehen, betreffen diese Übereinstim- 
nungen insbesondere die Zieldeiinitionen der 
Erwachsenenbildung, wie sie in den einleiten-
den Paragraphen bzw. Artikeln aller Gesetze 

■ .liedergelegt sind. Heinrich Roth hat — noch 
licht bezogen auf die Erwachsenenbildung 
speziell — drei Ziele jeder Erziehung heraus- 
gestellt: die Gewinnung von Selbstkompetenz, 
von Sac
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hkompetenz und von sozialer Kompe- 
enz. Alle diese drei Ziele werden — wenn 
luch mit deutlich voneinander abweichender 
Akzentuierung ) — auch in allen hier zur 
Debatte stehenden Gesetzen zur Erwachse- 
lenbildung postuliert. Die weitestgehende 
Übereinstimmung scheint hinsichtlich der 
Forderung nach der Gewinnung von Sach- 
Kompetenz zu bestehen; hier vereinen sich 
alle Gesetze in ihrer Berufung auf die Not-
wendigkeit beruflicher Qualifizierung als Fol-

ge des wissenschaftlich-technologischen 
Wandels und der dadurch bedingten immer 
rascheren Veralterung des Wissens, das die 
schule noch vermitteln konnte. Eine ähnlich 
weitgehende Gemeinsamkeit wie bei dieser 
berufsbezogen-technokratischen Legitimation 
der Erwachsenenbildung erweist sich bei der 
Forderung nach dem Erwerb von Selbstkom- 
petenz im Sinne einer auf dem eigenen Urteil 
beruhenden Fähigkeit zum Entscheiden. Deut-
lichere Differenzen ergeben sich allerdings 
schon bei der dritten Komponente: der Ge-
winnung von sozialer Kompetenz; hier bezie-
hen einige wenige Gesetzgeber relativ ein-
deutig Stellung, indem sie dieses Erziehungs- 
ziel möglichst exakt zu definieren versuchen, 
während sich die vergleichbaren Formulie-
rungen in anderen Gesetzen eher wie Leerfor- 
meln oder verbale Pflichtübungen lesen. — 
insgesamt jedoch bleibt der Tatbestand fest- 
zuhalten, daß alle Gesetzgeber mehr oder we-
niger eindeutig sich zu diesen drei Zielen al-
ler Erwachsenenbildung bekennen.

2. Der Gang der Untersuchung wird zeigen, 
daß hinter den bis heute verabschiedeten Ge-
setzen zur Erwachsenenbildung im wesentli-
chen zwei verschiedene Gesellschaftsmodelle 
oder ordnungspolitische Grundpositionen

(41) Vgi. hierzu z. B. die unter Anm. 2, Buchst, c) 
genannten Veröffentlichungen des Verf. 

sichtbar werden: das Modell einer möglichst 
weitgehenden Delegation der Entscheidungs-
befugnisse auf Organe der Selbstverwaltung 
der Erwachsenenbildung bei relativer Zurück-
haltung des Staates, abgesehen von seiner fi-
nanziellen Förderungsverpflichtung, und das 
Modell eines erkennbareren staatlichen Inter-
ventionismus, wobei der Staat nicht nur 
durch finanzielle Zuwendungen, sondern auch 
gestaltend in die Struktur der Erwachsenen-
bildung eingreift. Es muß jedoch betont wer-
den, daß sich diese beiden Ordnungsmodelle 
keineswegs immer idealtypisch auf das eine 
oder das andere Gesetz beziehen lassen, son-
dern daß es durchaus Überschneidungen und 
Mischformen zu beobachten gibt, das heißt: 
manche Gesetze bekennen sich zwar relativ 
unumwunden zu einer der beiden Grundposi-
tionen, andere dagegen enthalten — bei aller 
prinzipiellen Ausrichtung an einem der bei-
den Modelle — dennoch zumindest Elemente, 
die eher bei dem jeweils anderen Modell be-
heimatet sind. Dem folgenden Vergleich der 
Gesetze muß daher immer ein wenig der Cha-
rakter einer Vereinfachung anhaften; im Ein-
zelfall soll jedoch jeweils auf diese Über-
schneidungen hingewiesen werden.
3. Da die Landesgesetzgeber an das Grundge-
setz und an ihre jeweilige Landesverfassung 
gebunden sind, können von ihnen selbstver-
ständlich nur systemimmanente, keine system-
überwindenden Gesetze erwartet werden, 
auch wenn sich hier und da — etwa in eini-
gen Formulierungen des bremischen Weiter-
bildungsgesetzes — durchaus weitgehende In-
terpretationen des grundgesetzlich Möglichen 
erkennen lassen, die denn auch sogleich ihre 
Kritiker auf den Plan gerufen haben. So muß 
sich — um mit Baethge/Schumann zu spre-
chen — in allen Dokumenten zur Erwachse-
nenbildung, erst recht jedoch in politischen 
Aussagen, wie sie Gesetze darstellen, ein „ge-
nuin bürgerlich-demokratisches Selbstver-
ständnis" der Autoren bzw. Gesetzgeber nie-
derschlagen ). Ein Gesetzgeber kann dem-
nach nicht das nachvollziehen, was einem 
Theoretiker und — zumindest im Rahmen ge-
wisser Grenzen — auch einem Praktiker der 
Erwachsenenbildung möglich ist, z. B. für die 
Einführung einer sozialistischen Ordnung der 
Erwachsenenbildung in einem Land der Bun-
desrepublik zu plädieren. — Es wird sich je-
doch noch erweisen, daß auch hinter den hier 
zu diskutierenden Gesetzen durchaus markan-
te ordnungspolitische Differenzen mit entspre-
chenden pädagogischen Auswirkungen zu er-
kennen sind, die mehr sind als etwa nur Va-

12

12) Martin Baethge und Michael Schumann, Weiter-
bildung und die Verfassung gesellschaftlicher Ar-
beit, in: neue Sammlung, Heft 2/1973, S. 143.



riationen oder Nuancen im Rahmen eines 
„genuin bürgerlich-demokratischen Selbstver-
ständnisses". Damit ist noch nichts gegen die 
prinzipielle Richtigkeit der Feststellung ge-
sagt, daß tatsächlich alle Gesetze — trotz ih-
rer gravierenden Differenzen in wesentlichen 
Teilaspekten — aus einem bürgerlich-
demokratischen Selbstverständnis zu erklären 
sind; es hieße lediglich die Gesetzgeber über-
fordern, von ihnen mehr als dies zu verlan-
gen. Eine Bewertung der Gesetze von einer 

dezidiert materialistischen Position aus müßt« 
zweifellos zu einer mehr oder weniger pau-
schalen Aburteilung aller Gesetzgeber führen 
allenfalls ließe sich dann noch mit Hildegarc 
Feidel-Mertz eine Art „Progressivitätsgefäl-
le" 13 ) zwischen den einzelnen Gesetzen aus-
machen. Damit wäre jedoch dem weiterbil-
dungswilligen Erwachsenen in der Bundesre-
publik, der mit den in den Gesetzen vorge-
zeichneten Bedingungen leben muß, wenic 
gedient.

Die Ordnungsmodelle im einzelnen

Im folgenden sollen nun die beiden Grund-
konzeptionen der Gesetzgeber zunächst de-
skriptiv dargestellt und anschließend kritisch 
gegeneinander abgewogen und bewertet wer-
den. Kriterium des bewertenden Vergleichs 
soll dabei die Fragestellung bilden, welches 
der beiden Ordnungsmodelle eine umfassende 
Weiterbildungsmöglichkeit der erwachsenen 
Bevölkerung am ehesten zu gewährleisten 
verspricht. Da Erwachsenenbildungsgesetze 
nach meiner Auffassung den alleinigen Auf-
trag haben können, ein breitgefächertes, flä-
chen- und bedarfsdeckendes Bildungsangebot 
für die weiterbildungswillige (und die noch 
zur Weiterbildung zu motivierende) Bevölke-
rung zu ermöglichen, scheint mir diese Frage-
stellung als das einzig mögliche — vorsichti-
ger ausgedrückt: als das absolut entscheiden-
de — Kriterium zur politischen Bewertung 
der Gesetze zu sein.

Ich will zunächst drei wesentliche ordnungs-
politische Unterschiede zwischen den Geset-
zestypen herausgreifen und einander gegen-
überstellen und sodann an Hand dieser Unter-
schiede die einzelnen Gesetze miteinander 
vergleichen. Dabei sollen zuerst die Gesetze 
behandelt werden, die dem „Modell 1" ent-
sprechen, danach diejenigen, die eher dem 
„Mod 14ell 2" zuzuordnen sind ) — wobei die 
Reihenfolge der Behandlung noch keine vor-
weggenommene Rangfolge in der Bewertung 
bedeuten soll.

Modell 1: Zurückhaltung des Staates und De-
legation wichtiger Entscheidungen auf Selbst-
verwaltungsorgane. Dies soll an drei wichti-
gen Teilaspekten dargelegt werden:

— Der Staat beschränkt seine Aufgabe irr 
wesentlichen auf die finanzielle Förderung;

— ordnungs- und strukturpolitische Gestal 
tungsaufgaben werden, soweit möglich, auf:, 
Organe der Selbstverwaltung übertragen;

— eine Integration der Erwachsenenbildung 
in das Gesamtbildungssystem wird nicht odei 
nur zurückhaltend befürwortet.

Dagegen Modell 2: Stärkere staatliche Inter-
vention bei Ordnung und Planung:
— Der Staat greift nicht nur als finanzieller 
Förderer, sondern auch als planender Gestalt 
ter in die Struktur der Erwachsenenbildung 
ein,-
— entsprechend geringer sind die Kompeten-
zen der Selbstverwaltungsorgane, soweit sol 
ehe überhaupt vorgesehen sind; -

— eine Integration der Erwachsenenbildung 
in das Gesamtbildungssystem wird befürwor-
tet, ja gefordert.

Bei dieser Aufgliederung nach Modellen und 
deren Teilaspekten mag zunächst ins Auge 
fallen, daß stets — sei es direkt, sei es indi- 
rekt — von der Rolle des Staates in der Er 
wachsenenbildung die Rede ist. Tatsächlich 
kommt ihm eine zentrale Funktion zu, die 
es rechtfertigt, wenn nicht geradezu erfor-
dert, seine Bedeutung für die Erwachsenenbil-
dung in den Mittelpunkt der Betrachtung z 
stellen 15). Nicht nur, daß jedes Gesetz schor 
für sich genommen einen staatlichen Ent 
scheidungsakt darstellt; wesentlicher im Sin- 
ne unserer Fragestellung ist die Funktion, die

13) Hildegard Feidel-Mertz, a. a. O., S. 24.
14) Die Benennungen der beiden Modelle in ihren 
jeweiligen Überschriften enthalten naturgemäß 
eine begriffliche Verkürzung, die jedoch durch nä-
here Präzisierungen im Verlauf der Ausführungen 
wieder aufgehoben werden soll.

15) Vgl. hierzu den unter Anm. 4 genannten Bei-
trag des Verf. zum Thema „Erwachsenenbildung 
zwischen Enthaltsamkeit und Einflußnahme des 
Staates", sowie Albrecht Beckel, Staat und En 
wachsenenbildung, in: Recht der Jugend und des 
Bildungswesens, Heft 8—9/1976, S. 297—300.



sich der Staat selbst in den einzelnen Geset-
zen zuerkennt. Ordnungspolitik — auch im 
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Be-
reich — findet ihre rechtliche Grundlage im- 
mer in Gesetzen, die von Parlamenten, also 
staatlichen Beschlußorganen, verabschiedet 
werden. Für den spezifischen Charakter der 
ordnungspolitischen Wirklichkeit entschei-
dend bleibt jedoch immer das Maß an Ent-
haltsamkeit oder Einflußnahme, das sich der 
Staat selbst bei der konkreten Ausgestaltung 
des jeweils betroffenen gesellschaftlichen Be-
reiches beimißt.

Modell 1: Zurückhaltung des Staates

Als erstes Charakteristikum dieses Modells 
war die Tatsache genannt worden, daß sich 
der Staat im wesentlichen auf seine Rolle als 
finanzieller Förderer beschränkt. Die Förde-
rung der Träger von Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung durch den Staat ist zwar 
ein Kennzeichen aller Gesetze, doch gehen 
die Aufgaben des Staates in den Gesetzen des 
Modells 2 erheblich darüber hinaus. Immerhin 
bildet allein schon die Tatsache der finanziel-
len Förderung — auch in den Gesetzen des 
Modells 1 — einen wichtigen politischen 
Fortschritt gegenüber dem früheren, gleich-
sam „gesetzlosen" Zustand der deutschen Er-
wachsenenbildung — wenn man von der 
schon genannten Ausnahme des nordrhein- 
westfälischen Gesetzes von 1953 absieht. Erst 
■seit Inkrafttreten der Gesetze besteht für Trä-
ger und Einrichtungen der Erwachsenenbil- 
dung ein Rechtsanspruch auf Förderung, der 
notfalls einklagbar ist, während die Erwach-
senenbildung bis dahin unter die freiwilligen 
Aufgaben ihrer Träger und des Staates gefal-
len war, unter die auch heute noch in fast al-
len Bundesländern die übrigen Bereiche der 
sog. Kulturpflege, aber auch der Jugendhilfe 
oder etwa de 16r Sportförderung fallen ) — ein 
Zustand, der in Zeiten finanzieller Knappheit 
der öffentlichen Hände mehr oder weniger 
automatisch zu Mittelkürzungen gerade in 
diesen Bereichen führt.
Wenn nun auch die Tatsache eines Rechtsan-
spruchs auf finanzielle Förderung durch den 
Staat schon für sich genommen eine Verbes-

serung gegenüber früher bedeutet, weil sie 
den Einrichtungen der Erwachsenenbildung 
eine solidere Basis zum Ausbau ihrer pädago-
gischen Tätigkeit verschafft, so unterscheiden 
sich die einzelnen Gesetze — auch des Mo-
dells 1 — durch Art und Ausmaß der vom 
Staat bereitgestellten Förderungsmittel. In 
den meisten Gesetzen des Modells 1 garan-
tiert der Staat ein geringeres finanzielles För-
derungsvolumen als in denen des Modells 2. 
Für unsere Themenstellung bedeutet dies, daß 
die in Frage stehenden Bundesländer sehr 
wohl einen Zusammenhang zwischen dem 
Umfang der staatlichen Förderung und dem 
dadurch in der Praxis unvermeidlichen stär-
keren politischen Einfluß des Staates auf die 
Erwachsenenbildung gesehen haben, den sie 
offensichtlich vermeiden wollten. Die generel-
le Zurückhaltung, die sich der Staat in den 
Gesetzen des Modells 1 auferlegt hat, korres-
pondiert demnach mit einer Zurückhaltung 
auch im Ausmaß der finanziellen Förderung. 
Hierfür einige Belege aus Gesetzen, die dem 
Modell 1 zuzurechnen sind:

Das rheinland-pfälzische Gesetz — das unter 
später zu erörternden Gesichtspunkten aller-
dings auch einzelne Elemente des Modells 2 
enthält — sah noch im Referentenentwurf des 
Kultusministeriums eine garantierte 50prozen- 
tige Landeszuweisung zu den Personalkosten 
der Einrichtungen vor; der Landtag strich die-
sen Zuschuß jedoch wieder, so daß sich im 
endgültigen Gesetzestext nur noch die Beru-
fung auf die „Maßgabe des Haushaltsplans" 
des Landes wiederfindet. Ähnliches gilt für 
Baden-Württemberg, wo sogar noch die im 
Parlament eingebrachte Gesetzesvorlage des 
Kabinetts eine Landeszuwendung von 50 Pro-
zent vorgesehen hatte, während sich der Fi-
nanzausschuß des Landtages mit seiner For-
derung nach Streichung dieser Zusage im 
letzten Augenblick im Plenum durchsetzen 
konnte. So enthält auch dieses Gesetz ledig-
lich den Hinweis auf eine Förderung „nach 
Maßgabe des Staatshaushaltsplanes" und 
macht die Förderung durch das Land oben-
drein von einer angemessenen finanziellen Ei-
genbeteiligung der Träger von Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung abhängig. Die Rege-
lungen in diesen beiden Ländern nebeneinan-
dergestellt bedeuten, daß die Landtage als po-
litische Entscheidungsinstanzen auf jegliche 
prozentuale Festlegung von garantierten För-
derungsmitteln verzichtet haben; aber selbst 
wenn sich die ursprünglichen Vorschläge, Zu-
schüsse des Landes in Höhe von 50 Prozent 
zu gewährleisten, hätten durchsetzen lassen, 
so wäre aus Mitteln des Staates lediglich die 
Hälfte der anfallenden Kosten der Träger ge-
setzlich abgesichert gewesen. — Schließlich 

16) Eine Ausnahme bildet Baden-Württemberg, 
das als einziges Bundesland ein „Gesetz zur För-
derung der Weiterbildung und des Bibliothekswe-
sens" beschlossen hat, so daß — außer der Er-
wachsenenbildung — zumindest dieser weitere Be-
reich der Kulturpflege aus der bisherigen Frei-
willigkeit der Förderung herausgenommen wurde. 
Allerdings gilt nach diesem Gesetz auch für die 
Bibliotheken das Minimum an finanzieller Förde-
rung, das im folgenden für die Einrichtungen der 
Erwachsenenbildung beschrieben wird.



sei auf das bayerische Gesetz verwiesen, das 
als einziges Gesetz keine Prozentsätze, son-
dern für die ersten drei Jahre seiner Gültig-
keit feste Beträge an Landeszuschüssen nennt, 
die eine nur unwesentliche Erhöhung gegen-
über dem bisherigen Finanzstatus bedeuten — 
allerdings mit dem Zusatz, in den darauf fol-
genden vier Jahren seien die Zuschüsse „an-
gemessen" zu erhöhen, sowie ohne jeg

17

liche 
Aussage über eine Landesfinanzierung in den 
Jahren danach ).
In den genannten Gesetzen, zu denen noch 
das saarländische hinzuzuzählen wäre, hat 
sich der Gesetzgeber für eine eingeschränkte, 
in der Regel noch nicht einmal nach festen 
Quoten berechnete finanzielle Förderung der 
Erwachsenenbildung entschieden. Hierfür bie-
ten sich drei Erklärungsmöglichkeiten an:
1. Die betreffenden Gesetzgeber haben der Er-
wachsenenbildung keinen nennenswerten 
Stellenwert innerhalb des Bildungswesens 
beigemessen; dagegen spricht jedoch die Tat-
sache, daß sie überhaupt entsprechende Ge-
setze verabschiedet und nahezu einstimmig in 
den einleitenden Paragraphen die Bedeutung 
der Erwachsenenbildung herausgestellt ha-
ben.
2. Die Gesetzgeber haben — da die meisten 
Gesetze des Modells 1 in der Gesetzgebungs-
phase der Jahre 1974/75 verabschiedet wur-
den — auf Grund der damals schon erkennba-
ren schwierigen Finanzlage der Länder ihre 
ursprünglich weitergehenden Förderungsplä-
ne wegen ihrer Finanzierungsprobleme zu-
rückstellen müssen; dagegen spricht wieder-
um — wie sich noch zeigen wird — z. T. das 
Beispiel Bremens, insbesonderen aber das Bei-
spiel Nordrhein-Westfalens, die hier zum 
gleichen Verabschiedungszeitpunkt anders 
verfahren sind und die politischen Prioritäten 
anders gesetzt haben.
3. Die Gesetzgeber des Modells 1 haben sich 
bewußt in ihrem finanziellen Engagement für 
die Erwachsenenbildung zurückgehalten, da 
der politische Einfluß des Staates mit dem 
Grad seines finanziellen Engagements unwei-
gerlich steigt, was diese Gesetzgeber aus 

grundsätzlichen Erwägungen heraus vermei-
den wollten; wenn man die Ergebnisse der 
nachfolgenden Einzelerörterungen liest und 
mit diesem Einzelergebnis vergleicht, so 
scheint hierin der eigentliche politische 
Grund für das zurückhaltende finanzielle En-
gagement der Gesetzgeber des Modells 1 zu 
liegen.
Das zweite Merkmal der Gesetze des Mo-
dells 1 ist die Tatsache, daß der Staat, soweit 
überhaupt möglich, wichtige Entscheidungs-
befugnisse aus seiner Hand gibt und auf neu 
zu schaffende Organe der Selbstverwaltung 
überträgt. Hier ist in erster Linie an die 
Landesausschüsse, Landesbeiräte oder Lan-
deskuratorien für Erwachsenenbildung zu 
denken, wie sie in allen Gesetzen des Mo-
dells 1 vorgesehen und inzwischen auch in-
stalliert sind 18).  In diesen Gremien arbeiten 
alle wesentlichen Landesorganisationen der 
Erwachsenenbildung im jeweiligen Bundes-
land zusammen. Entscheidend ist jedoch noch 
nicht die Tatsache der Schaffung solcher Gre-
mien allein, obwohl sich auch hier schon ein 
erkennbarer Gegensatz etwa zum Land Nord-
rhein-Westfalen, dem typischen Beispiel für 
Länder des Typs 2, zeigt, wo es kein solches 
Landesgremium gibt; wichtiger für unseren 
Zusammenhang sind die Kompetenzen, die 
der Gesetzgeber diesen Selbstverwaltungsor-
ganen der Erwachsenenbildung zubilligt. Die-
se sind nun allerdings von Land zu Land un-
terschiedlich geregelt.

Gemeinsam ist ihnen allen zunächst ihre — in 
fast allen Gesetzestexten nahezu gleichlau-
tend formulierte — Aufgabe, die jeweilige 
Landesregierung durch Gutachten und Emp-
fehlungen sowie durch Beratung in allen 
wichtigen, die Erwachsenenbildung betreffen-
den Fragen zu unterstützen. Dabei kommt ih-
nen zunächst nur eine beratende Funktion zu;
die ausgearbeiteten Ergebnisse solcher Bera-
tungsgutachten usw. können allerdings eine 
erhebliche meinungs- und willensbildende 
Auswirkung auf die weiteren politischen Ak-
tivitäten der Landesregierungen ausüben. 
Wesentlicher noch ist ein Blick auf die ge-
setzlich verbrieften Anhörungsrechte dieser 
Landesgremien in durchaus entscheidenden 
Fragen der Erwachsenenbildung; auch wenn 
es sich nur um ein Anhörungsrecht durch die 
Landesregierung handelt, wird doch keine 
Landesregierung an der — womöglich ein-
stimmig — gefaßten Empfehlung eines sol-
chen Gremiums ohne Not vorbeigehen kön-

18) Auch das bremische Gesetz kennt einen sol-
chen Landesbeirat, wenn es auch unter anderen 
Aspekten eher dem Modell 1 zugeordnet werden 
muß.

17) Das niedersächsische Gesetz sieht — insbe-
sondere im Bereich der Personalkosten — erheb-
lich höhere Zuweisungen des Landes vor. Auch 
die Maßnahmenförderung geht über die der ver-
gleichbaren Gesetze hinaus; so werden Maßnah-
men der Politischen Bildung zu 100 Prozent vom 
Land bezuschußt. Unter solchem Aspekt wäre die-
ses Gesetz eher dem Modell 2 zuzurechnen, wäh-
rend es in seinen ordnungspolitischen Aussagen 
geradezu typisch für die Gesetze des Typs 1 ist. — 
Ähnlich wie das bremische und das rheinland- 
pfälzische Gesetz ist es somit ein Beispiel für die 
gelegentlich anzutreffenden Mischformen.



nen. So hat das Vorbild all dieser Landes-
gremien, der niedersächsische Landesaus-
schuß für Erwachsenenbildung, z. B. ein Anhö-
rungsrecht bei dem Erlaß von Rechtsverord-
nungen und Verwaltungs Vorschriften sowie 
bei der vom Staat auszusprechenden Aner-
kennung von Trägern und Einrichtungen. 
Ähnliches gilt für die anderen Landesbeiräte, 
-kuratorien usw. In Bayern und Rheinland- 
Pfalz hat der jeweilige Landesbeirat darüber 
hinaus die für die Existenz der einzelnen Ein-
richtungen grundlegend wichtige Aufgabe, 
die Verteilung der vom Land gewährten För-
derungsmittel auf die Einrichtungen vorzu-
nehmen.

Selbstverständlich liegen auch in allen Geset-
zen des Modells 1, auch überall dort, wo 
Selbstverwaltungsorgane auf Landesebene ge-
schaffen wurden, die politischen Entscheidun-
gen nicht bei diesen Organen, sondern beim 
Staat selbst. Selbstverständlich haben die 
Landesgremien, in denen die Vertreter der 
Landesregierung in der Regel nur beratende 
Stimmen haben, im wesentlichen lediglich be-
ratende und empfehlende Funktionen. Kein 
Staat, keine Landesregierung wird jedoch am 
lUrteil dieser Expertengremien vorübergehen 
können; und die bisherige Praxis belegt, daß 
die jeweiligen Landesregierungen tatsächlich 
bis zu einem hohen Grade den Empfehlungen 
dieser Gremien gefolgt sind. — So entspricht 
die zuvor gemachte Beobachtung, daß die Ge- 
setze des Modells 1 eine beachtliche Zurück-
haltung des Staates bei der finanziellen För-
derung der Erwachsenenbildung erkennen 
lassen, durchaus der jetzigen Erkenntnis, daß 
die gleichen Gesetze auch, zumindest im poli- 
tisch möglichen Rahmen, ein relativ weitge-
hendes Maß an Verantwortung an nicht-staat- 
liche Selbstverwaltungsgremien delegiert ha-

lben.
Diese Reserve des Staates, mit betonter Deut- 
lichkeit in die Ordnung und Struktur der Er-
wachsenenbildung einzugreifen, erweist sich 
auch beim dritten der für das Modell 1 ge-
mannten Merkmale: bei der Zurückhaltung ge-
genüber der Integration der Erwachsenenbil-
dung in das Gesamtbildungssystem und damit 
auch gegenüber einer weitgehenden Einbezie-
hung der Planung im Bereich der Erwachse- 
nenbildung in den Rahmen der gesamten Bil-
dungsplanung. In den Gesetzen des Modells 1 
wird dagegen stärker die Eigenständigkeit 
des Bereichs Erwachsenenbildung gegenüber 

(den staatlich verwalteten Bildungsbereichen 
I Schule und Hochschule und dem zumindest 
(teilweise staatlich mitverwalteten Bereich der 
Berufsbildung herausgestellt. So findet sich 
die Forderung nach „Integration" der Erwach-
senenbildung in das Gesamtbildungssystem in 

dieser Formulierung nur im bremischen Ge-
setz; das hessische Volkshochschulgesetz von 
1970 bezeichnet die Volkshochschulen, Heim-
volkshochschulen und Bildungszentren — 
eine hessische Besonderheit; es handelt sich 
ausschließlich um öffentliche, nicht private 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung — als 
„Teile des öffentlichen Bildungswesens"; bei-
de Gesetze sind jedoch eher dem Modell 2 zu-
zurechnen. In den „typischen" Gesetzen des 
Modells 1 dagegen sind entweder überhaupt 
keine Aussagen zur Integration der Erwach-
senenbildung in das Gesamtbildungssystem 
enthalten, oder es wird sogar ausdrücklich 
die „Eigenständigkeit" dieses Bildungssektors 
gegenüber Schule, Hochschule und Berufsbil-
dung formuliert — wobei eine Kooperation 
mit diesen anderen Sektoren allerdings kei-
neswegs ausgeschlossen bleibt —, so etwa im 
baden-württembergischen, im bayerischen 
oder im rheinland-pfälzischen Gesetz.

Diese Betonung der Eigenständigkeit der Er-
wachsenenbildung im Rahmen des gesamten 
Bildungssystems — wobei in der Regel auch 
schon der Begriff „System" vermieden wird 
— hat sowohl historische, aber auch exakt in 
den Zusammenhang unserer Fragestellung ge-
hörende Ursachen:

Historisch ist diese Skepsis gegenüber einer 
Integration der Erwachsenenbildung aus der 
im Grunde seit ihrem Bestehen gepflegten — 
und z. B. in der Wilhelminischen Zeit durch-
aus verständlichen — Abneigung gegenüber 
staatlichen Eingriffsversuchen in die Erwach-
senenbildung zu erklären; eine Haltung, die 
damals nicht nur von den heute sogenannten 
„freien" Trägern und Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung, den Kirchen, Gewerk-
schaften usw., sondern ebenso von den 
Volkshochschulen geteilt wurde, die sich in 
gleicher Weise als Teile der „freien" Erwach-
senenbildung verstanden, wobei „frei" im we-
sentlichen gleichbedeutend war mit „frei vom 
Staat". Nicht zuletzt im Zuge der zunehmen-
den Kommunalisierung der Volkshochschulen 
verstehen sie sich heute mehr und mehr, 
wenn auch keineswegs ausschließlich, als an 
die Kommune, die öffentliche Hand, letzten 
Endes an den Staat angelehnte Einrichtungen 
— im Unterschied zu den anderen Einrichtun-
gen, die sich weiter als „frei" bezeichnen, ob-
wohl man für sie auch den politisch zutreffen-
deren Begriff „gruppengebundene" Einrich-
tungen eingeführt hat.
Immerhin ist die Geschichte der gesamten Er-
wachsenenbildung seit jeher — und die der 
„freien" Einrichtungen noch heute — durch 
eine erhebliche Skepsis gegenüber staatlichem 
Eingreifen in ihre strukturelle Ordnung ge-



prägt, die auch eine Einbeziehung der Er-
wachsenenbildung in den gesamtstaatlichen 
Prozeß der Bildungsplanung — wenn über-
haupt — nur zögernd wünscht. So wirkt die 
aus der Geschichte der gesamten Erwachse-
nenbildung zu erklärende Zurückhaltung ge-
genüber allzu deutlichem Eingreifen staatli-
cher Organe in ihre Struktur und Ordnung 
noch heute bei den sogenannten „freien" Trä-
gern, weniger dagegen bei den Volkshoch-
schulen und ihren kommunalen oder zumin-
dest quasi-kommunalen Trägern nach. Ent-
sprechend haben die Gesetzgeber des Mo-
dells 1, die zumindest grundsätzlich den 
„freien" Trägern näherstehen als den Volks-
hochschulen, in ihre Gesetzestexte weniger 
die Integration als die Eigenständigkeit der 
Träger und Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung hineingeschrieben.

So tritt zu den beiden ersten Charakteristika 
der Gesetze des Modells 1 — dem vergleichs-
weise geringen finanziellen Engagement des 
Staates sowie seiner Absicht, mehrere wichti-
ge Befugnisse auf Organe der Selbstverwal-
tung zu delegieren — als weiteres Merkmal 
eine spürbare Zurückhaltung gegenüber einer 
Integration der Erwachsenenbildung in den 
gesamten Prozeß staatlicher Bildungsplanung 
zugunsten einer Betonung der Eigenständig-
keit dieses Bildungsbereiches. Allen drei Cha-
rakteristika scheint eines gemeinsam zu sein: 
Der Staat will sowohl seinen finanziellen als 
auch — vor allem — seinen gestalterischen, 
Struktur- und ordnungspolitischen Einfluß auf 
die Erwachsenenbildung möglichst gering 
halten, um die „Freiheit" und „Eigenständig-
keit" dieses Bildungssektors wirksamer ge-
währleisten zu können.

Spätestens an dieser Stelle erweist sich, daß 
der Titel „Ordnungsmodelle" für die vorlie-
genden Betrachtungen seine Richtigkeit hat, 
obwohl man ihn eher aus nationalökonomi-
schen Überlegungen her kennt: auch in der 
Volkswirtschaft — jedenfalls in ihrer betont 
marktwirtschaftlichen Ausprägung — folgt 
man dem Prinzip einer möglichst weitgehen-
den Zurückhaltung des Staates bei der Ge-
staltung des wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Lebens zugunsten eines mög-
lichst hohen Grades an Selbstverwaltung und 
Selbstregulierung durch Wirtschaft und Ge-
sellschaft. Und spätestens an dieser Stelle ist 
auch der politische, besser: parteipolitische 
Hinweis angebracht, daß die Mehrheiten, die 
hinter den genannten Erwachsenenbildungs-
gesetzen des Modells 1 stehen, die gleichen 
sind, die dem soeben skizzierten Modell einer 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung huldi-
gen.

Modell 2: Ordnendes Eingreifen des Staates

Ganz anders verhält es sich mit dem Ord-
nungsmodell des Typs 2, das auf Grund seiner 
sogleich zu beschreibenden Einzelcharakteri-
stika eigentlich erst den Namen „Ordnungs"- 
Modell verdient19 ). Nach diesem Modell 
greift der Staat als finanzieller Förderer und 
als ordnender Gestalter in die Struktur deri 
Erwachsenenbildung ein. Für unseren Zusam-
menhang ist zunächst wichtig, daß allein 
schon das Ausmaß seiner finanziellen Förde-
rung über dem der Gesetze des Modells 1 
liegt. Das bedeutet: der Staat fördert die Trä-
ger von Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung in einem besonders hohen Maße, wo-
durch er sich auch einen entsprechend hohen 
Einfluß auf die Struktur der Erwachsenenbil-
dung verschafft, weil er an das hohe Maß sei-i 
ner Förderung auch Bedingungen knüpfen 
kann oder will. Hierfür einige Beispiele:

19) Die Darstellung der Gesetze dieses Typs kann 
erheblich kürzer ausfallen, da bei der Beschrei-
bung des Typs 1 bereits mehrfach auf das zweite 
Modell verwiesen werden mußte.
20) Das komplizierte nordrhein-westfälische Be-
rechnungsverfahren muß hier der Kürze wegen et-
was vereinfachend dargestellt werden.
21) Nordrhein-Westfalen ist das einzige Bundes-
land, das eine unterschiedliche Bezuschussung der 
öffentlichen und der anderen Träger der Erwach-
senenbildung vorgenommen hat. Dies beruht auf 
einer grundsätzlichen bildungs- und ordnungspoli-
tischen Entscheidung; vgl. dazu weiter unten.

Nach dem nordrhein-westfälischen Gesetz — 
dem typischen Gesetz des Modells 2 — för-
dert das Land die Träger zumindest der öf-
fentlichen Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung — der Volkshochschulen — hinsichtlich 
der Personalkosten für ihr hauptberuflich täti-
ges pädagogisches Personal in voller: 
Höhe20 ). Hinzu treten Kostenerstattungen für 
Honorare in etwa der Höhe, wie sie in der 
Praxis tatsächlich anfallen, sowie zumindest 
ein Anteil an den Kosten für Verwaltungsper-
sonal ; die Sachkosten hat der Träger aller-
dings selbst zu übernehmen. Die Einrichtun-: 
gen in freier Trägerschaft erhalten immerhin 
60 % der den Trägern der Volkshochschulen 
gewährten Landeszuweisungen21 ). In der 
Praxis hat sich dies so ausgewirkt, daß das: 
Land Nordrhein-Westfalen im Jahr vor In-
krafttreten dieses Gesetzes für die gesamte 
Erwachsenenbildung rd. 20 Mio DM, drei Jah-
re nach seinem Inkrafttreten bereits rd. 150 
Mio DM — also mehr als das Siebenfache — 
ausgegeben hat. Das finanzielle Engagement 
dieses Bundeslandes für die Erwachsenenbil-
dung liegt demnach weit über dem aller ande-
ren Bundesländer. — Das bremische Gesetz — 
unter strukturpolitischen Gesichtspunkten 
mindestens teilweise dem Modell 2 zuzurech-



nen — fördert die Erwachsenenbildung eben-
falls prinzipiell bis zu 100%, allerdings nur 
nach Maßgabe des Haushaltsplanes. Das hes-
sische Volkshochschulgesetz von 1970 
schließlich — gerade unter ordnungs- und 
strukturpolitischen Kategorien nach dem 
nordrhein-westfälischen das typischste Gesetz 
für das Modell 2 — hat den Landeszuschuß 
für hauptberuflich tätiges pädagogisches Per-
sonal auf 70, den für Honorare auf minde-
stens 30 % 22 beziffert ).

Bei der Darstellung des vergleichsweise nied-
rigeren Finanzvolumens, das der Staat der Er-
wachsenenbildung nach dem Modell 1 zur 
Verfügung stellt, hatten wir drei Erklärungs-
möglichkeiten diskutiert, auf die wir hier 
kurz zurückgreifen müssen. Die erste Erklä-
rung, der Staat messe nach Modell 1 der Er-
wachsenenbildung keinen hohen Stellenwert 
bei, hatten wir angesichts der Bekenntnisse zur 
Bedeutung dieses Bildungsbereichs auch in 
den dort behandelten Gesetzen verworfen; 
das gleiche Bekenntnis legen die Gesetzgeber 
auch beim Modell 2 ab. Die zweite Erklärung 
hätte im Verabschiedungszeitraum der Jahre 
1974/75 liegen können, in dem sich das volle 
Ausmaß der Finanznot der Länder bereits ab-
zuzeichnen begonnen hatte; dieser Umstand 
mag sicher z. B. zur Streichung der ur-
sprünglich vorgesehenen 50prozentigen Bezu-
schussung in Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz geführt haben; die Beispiele Bre-
men und — vor allem — Nordrhein-West-
falen, deren Gesetze zum gleichen Zeitpunkt 
verabschiedet worden sind, widerlegen je-
doch auch diese Erklärung, da die öffentliche 
Finanzkrise diese beiden Länder ebenso wie 
die anderen getroffen hat, sie aber trotzdem 
der Erwachsenenbildung vergleichsweise 
hohe Zuweisungen garantiert haben. Ent-
scheidend bleibt also — wie schon oben — 
die dritte Erklärungsmöglichkeit: die Gesetz-
geber des Modells 2 wollten nicht nur den 
Auf- und Ausbau der Erwachsenenbildung im 
Sinne eines breiten Bildungsangebotes für die 
gesamte erwachsene Bevölkerung ermögli-
chen, sondern sich durch die hohen Landeszu-
weisungen auch einen entsprechenden gestal-
terischen, ordnungspolitischen Einfluß auf die 
künftige Struktur der Erwachsenenbildung im 
Lande sichern. *

22) Unter dem Zwang der Finanznot der öffentli-
chen Hände haben inzwischen einzelne Bundeslän-
der — z. B. Hessen und Niedersachsen — ihre ver-
gleichsweise hohen Finanzierungsquoten wieder 
vorübergehend reduzieren müssen. Für unsere 
Überlegungen soll jedoch nicht die aktuelle Fi-
nanzlage maßgeblich sein, sondern der politische 
Wille, der sich in den Gesetzen selbst aus-
drückt.

Uber seine Rolle als finanzieller Förderer hin-
aus tritt der Staat in den Gesetzen des Mo-
dells 2 auch als ordnender Gestalter auf, 
übernimmt selbst die wesentlichen Planungs-
maßnahmen und reduziert die Delegation von 
Verantwortung auf Organe der Selbstverwal-
tung, soweit solche überhaupt vorgesehen 
sind. (Hier verbindet sich Kriterium Nr. 1 — 
die finanzielle Förderung — mit Kriterium 
Nr. 2 — der beim Staat verbleibenden Ent- 
scheidungsbeiugnis, so daß beides zusammen 
behandelt werden kann.)

Nordrhein-Westfalen hat (vgl. Anm. 21) als 
einziges Land eine unterschiedliche finanziel-
le Förderung der öffentlichen und der nicht-
öffentlichen Träger der Erwachsenenbildung 
festgeschrieben — die einen, etwas verallge- 
meindernd gesagt, zu 100%, die anderen zu 
60 %. In der politischen Auseinandersetzung 
um das Gesetz hat diese Ungleichbehandlung 
bei den nicht-öffentlichen Trägern den Ge-
danken einer Verfassungsklage aufkommen 
lassen, der jedoch wieder verworfen wurde. 
Dieser Ungleichbehandlung liegt ein erklärter 
strukturpolitischer Wille des Gesetzgebers 
zugrunde: Er wollte — und konnte nur — die 
öffentlichen Träger (die Kommunen) zur 
Wahrnehmung einer Pflichtaufgabe zur Er-
richtung von Volkshochschulen verpflichten 
— eine der erklärtesten Absichten des Geset-
zes —, während er aus verfassungsrechtli-
chen Rücksichten hierzu freie gesellschaftli-
che Gruppen und Verbände nicht verpflichten 
kann. Gerade zur von ihm gewollten Bereit-
stellung eines umfassenden, flächen- und be-
darfsdeckenden Weiterbildungsangebotes im 
ganzen Lande durch die öffentliche Hand 
glaubte er somit nur durch die Zuweisung 
dieser Pflichtaufgabe an die Kommunen und 
ihre Volkshochschulen gelangen zu können, 
wie es vor ihm lediglich Hessen mit seinem 
Volkshochschulgesetz von 1970 und nach ihm 
kein weiteres Bundesland unternommen hat. 
Wenn der Staat nun aber — und hier hängt 
der finanzielle mit dem strukturpolitischen 
Gesichtspunkt eng zusammen — den Kommu-
nen in diesen beiden Ländern eine derartige 
Verpflichtung auferlegt, so muß er sie in ent-
sprechend hohem Maße bei der Verwirkli-
chung dieser Aufgabe finanziell entlasten.

Nicht in Hessen, wohl aber in Nordrhein- 
Westfalen hat der Gesetzgeber den öffentli-
chen Trägern der Erwachsenenbildung jedoch 
noch eine zusätzliche Verpflichtung auferlegt, 
die auch zusätzlich seine hohen Finanzzuwei-
sungen rechtfertigt: nach dem nordrhein- 
westfälischen Gesetz haben die kommuna-
len Träger in einem genau festgelegten Zeit-
raum kommunale Weiterbildungs-Entwick-



lungspläne aufzustellen und fortzuschreiben, 
die auch Elemente einer Kooperation mit den 
Einrichtungen in freier Trägerschaft enthalten 
müssen. An die rechtzeitige Aufstellung die-
ser Entwicklungspläne — in etwa vergleich-
bar den Schulentwicklungsplänen — bleibt 
die künftige finanzielle Förderung gebunden. 
Diese Pläne bleiben inhaltlich jedoch nicht 
völlig in das Belieben des jeweiligen kommu-
nalen Trägers gestellt, sondern der Staat hat 
Rahmenrichtlinien für die Aufstellung solcher 
Pläne in Form einer Rechtsverordnung erlas-
sen, an die sich die kommunalen Träger zu 
halten haben — ein deutlich planender, ord-
nender, gestaltender Eingriff des Staates in 
die Struktur der Erwachsenenbildung am 
Ort.
Kennzeichnend für die planende, ordnende 
Einflußnahme des Staates in die Struktur der 
Erwachsenenbildung auch auf Landesebene, 
nicht nur am Ort, ist in Nordrhein-Westfalen 
schließlich der Verzicht auf einen Landesbei-
rat oder einen Landesausschuß, in dem nach 
dem Willen aller anderen Bundesländer — 
auch der des Modells 2 — die großen Landes-
organisationen zusammenarbeiten und wich-
tige Aufgaben in Form einer relativ weitge-
henden Selbstverwaltung erledigen. Statt des-
sen ist hier die Einrichtung eines Landesinsti-
tutes für Weiterbildung als nachgeordnete 
Behörde des Kultusministeriums vorgesehen, 
durch das der Staat selbst alle wesentlichen 
Planungs- und Beratungsaufgaben für den 
Ausbau der Erwachsenenbildung wahr-
nimmt23 ), anstatt sie — zumindest zu einem 
Teil — auf die Selbstverwaltungsorgane zu 
übertragen. — In Hessen ist auf Grund des 
1974 verabschiedeten Nachfolgegesetzes zum 
Gesetz von 1970 zwar auch eine Landesar-
beitsstelle für Erwachsenenbildung vorgese-
hen, der jedoch eher pädagogisch beratende 
Funktionen zugewiesen wurden. Und das hes-
sische Landeskuratorium für Erwachsenenbil-
dung scheint nur dem Namen nach den ent-
sprechenden Landesgremien der anderen Bun-
desländer vergleichbar, enthält jedoch zumin-
dest ansatzweise auch nordrhein-westfälische 
Elemente: Entscheidungen in diesem Gre-
mium können nicht gegen die Vertreter der 

23) Im Zuge der Novellierung des nordrhein-west-
fälischen Lehrerausbildungsgesetzes ist inzwischen 
an die Einrichtung eines Zentralinstitutes gedacht, 
das zugleich der Lehrerfortbildung, der Curriculum-
entwicklung und der Weiterbildung zu dienen 
hat. Dadurch wird es zwar nicht mehr zur Grün-
dung eines eigenen Landesinstitutes für Weiterbil-
dung kommen, doch ändert diese rein organisato-
rische Umstrukturierung nichts Prinzipielles daran, 
daß sich der Staat selbst wesentliche Planungsauf-
gaben auch in der Erwachsenenbildung Vorbehal-
ten hat.

öffentlichen Volkshochschulen gefaßt werden, 
die über die Hälfte der Sitze im Kuratorium • 
verfügen. Das Gleiche gilt auf lokal-regiona-
ler Ebene für die dort zu errichtenden Kreis- ■ 
kuratorien für Erwachsenenbildung. Das be- - 
deutet: die Einrichtungen in öffentlicher Trä-
gerschaft können auch hier jeden Beschluß 
verhindern, der — wie es z. B. im niedersäch-
sischen Landesausschuß seit Jahren geschieht 
— möglicherweise die Interessen der freien 
Träger und Einrichtungen auf Kosten der 
Volkshochschulen und ihrer Träger begünsti-
gen würde. Auch dies ist als deutliche ord-
nungspolitische Maßnahme des Staates zu se-
hen, der alle wesentlichen, die gesamte Er-
wachsenenbildung betreffenden Entscheidun-
gen teils in eigener Verantwortung, teils 
durch Delegation der Verantwortung nicht an 
alle .Träger zu treffen versucht, sondern nur 
an die öffentlichen Träger und ihre Volks-
hochschulen.

Im Zuge dieser Feststellungen leuchtet es ein, 
daß sich der Staat in den Gesetzen des Mo-
dells 2 und im Unterschied zu den Gesetzen 
des Modells 1 nicht nur zögernd oder womög-
lich überhaupt nicht, sondern ganz nach-
drücklich für eine Integration der Erwachse-
nenbildung in das Gesamtbildungssystem aus-
gesprochen hat. Wenn sich auch nur in Bre-
men der Begriff „Integration" expressis verbis 
wiederfindet, so liegt der gleiche politische 
Wille des hessischen und des nordrhein-west-
fälischen Gesetzgebers dennoch auf der 
Hand: Er wird in der Zuweisung der Pflicht-
aufgabe zur Errichtung und Unterhaltung von 
öffentlichen Volkshochschulen an die Kreise,, 
kreisfreien und kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden, an kommunale Zweckverbände!' 
usw. sichtbar, die sämtlich öffentliche Träger 
bilden und der Aufsicht und Weisung des 
Landes- — unbeschadet des Grundsatzes derii 
kommunalen Selbstverwaltung — unterste-
hen.

Hier wird wieder die sachliche Berechtigung: 
des sonst in der Erwachsenenbildungsdiskus-
sion ungewohnten Begriffs der „Ordnung" er-
kennbar: Im Unterschied zu den Gesetzen dest 
Modells 1 zeigen sich in den Gesetzen dess 
Modells 2 erheblich spürbarere Eingriffe des/ 
Staates in die Ordnung des Bildungsbereichs 
Erwachsenenbildung mit durchaus gestalteri-
schen, planenden Elementen, die die einzel-
nen Träger und Einrichtungen, zumindest der» 
öffentlichen Hand, mehrfach in staatliche: 
Pflicht nehmen; darin kann man — und dies:, 
ist in der bildungspolitischen Diskussion auch: 
schon mehrfach geschehen — durchaus inter- 
ventionistische Einflußnahmen des Staates ini 
die „Freiheit" und „Eigenständigkeit" der Er- 



vachsenenbildung sehen24 ). Hier ist auch 
vieder der parteipolitische Hinweis gerecht- 
ertigt, daß die Mehrheiten, die die Gesetze 
ies Modells 2 verabschiedet haben, die glei- 
then sind, denen auch im Bereich der allge- 
meinen Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 

26) Ein Beispiel hierfür aus dem Bereich des Mo-
dells 1 liefern der baden-württembergische und 
der bayerische Gesetzgeber, die — in wörtlicher 
Übereinstimmung, also wohl bewußter Anlehnung 
aneinander — zu einer der Bedingungen für die 
staatliche Förderung die Frage machen, ob eine 
Einrichtung eine „den Zielen des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung förderliche (!) Arbeit" 
leistet, wobei es der Landesregierung Vorbehalten 
bleibt, diese „Förderlichkeit" zu beurteilen. Dieses 
zumindest denkbare Eingreifen des Staates in die 
pädagogische Praxis steht in einem interessan-
ten Widerspruch zu der von den gleichen Ge-
setzgebern im übrigen verfolgten Zurückhaltung 
des Staates bei der Gestaltung der Erwachsenen-
bildung. — Aber auch aus dem Bereich des Mo-
dells 2 ließen sich Beispiele anführen, so etwa der 
vielzitierte § 6 des nordrhein-westfälischen Geset-
zes, der in dieser Form — wenn auch von ganz 
anderer pädagogischer Qualität — ein ebensolches 
Novum in der Geschichte der Gesetzgebung zur 
Erwachsenenbildung darstellt wie die genannten 
baden-württembergischen und bayerischen Vor-
schriften, auch wenn er in § 25 a Berliner Schulge-
setz einen gewissen Vorläufer besitzt. Nach sei-
nem Abs. 2 kann die Landesregierung durch 
Rechtsverordnung den Aufbau eines Baukastensy-
stems der Weiterbildung anordnen und somit viel-
leicht nicht in pädagogische Einzelfragen, wohl 
aber in pädagogische Grundstrukturen der Er-
wachsenenbildung planend eingreifen.

stärkere staatliche Einflußnahmen wichtiger 
erscheinen als die Überantwortung des wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Gesche-
hens an die Selbstverantwortung und an die 
Selbstregulierungsfähigkeiten der betroffenen 
Gruppen.

Vergleichende Bewertung der Gesetze

Als Kriterium für die jetzt mögliche verglei- 
chende Bewertung der Gesetze hatten wir 
ben die Fragestellung genannt, welches der 
eiden Gesetzesmodelle eher die Gewähr für 

lie Bereitstellung eines flächen- und bedarfs-
leckenden Weiterbildungsangebots für die 
jesamte Bevölkerung biete. Mit der Antwort 
uf diese Frage ist dann im Grunde zugleich 
schon eine Antwort auf die weitergehende 
Frage gegeben, welches Modell den Bildungs- 
nteressen und -bedürfnissen der Bevölkerung 
her gerecht zu werden verspricht. Vor der 
Beantwortung dieser Fragen sind zwei Klar-
stellungen nötig:
— Zunächst muß noch einmal betont werden, 
laß sich nur die wenigsten Gesetze mehr 
oder minder idealtypisch dem einen oder an- 
ieren in dieser Untersuchung aus Gründen 
ler Abstraktion und besseren Vergleichbar- 
keit besonders scharf gegeneinander gestell- 
en Modelle zuordnen lassen. Zwar wird man 
m baden-württembergischen und im bayeri-
schen Gesetz die wesentlichen Charakteri-
stika des Modells 1 relativ idealtypisch wie- 
lerfinden, ebenso wie im nordrhein-westfäli-
schen Gesetz die Merkmale des Modells 2 25 ). 
— Schließlich ist der Hinweis wichtig, daß 
ine Bewertung der Gesetze nach dem hier 
zugrunde gelegten Kriterium noch wenig ver- 
kindliche Aussagen über die spezielle Quali- 
ät der pädagogischen Arbeit einer einzelnen 
Einrichtung der Erwachsenenbildung zuläßt.

24) Diese Bemerkungen dürfen allerdings nicht 
iarüber hinwegtäuschen, daß die pädagogische 
reiheit der einzelnen Einrichtungen in allen Ge-

setzen, auch in denen des Modells 2, ausdrücklich 
jewährleistet wird.
25) Da alle drei Gesetze in den Jahren 1975/76 in 
Kraft getreten sind — also in der zweiten Gesetz- 
jebungsphase —, zeigt sich hier noch einmal, daß 
rst im Laufe der Jahre die politische Polarisie- 
ung auch in der Erwachsenenbildung Raum ge- 
jriffen hat. Erst jetzt ist demnach der Zeitpunkt 
ür eine Untersuchung wie die hier vorliegende 
wirklich sinnvoll; trotz aller Differenzen zwischen 
len Gesetzen der ersten Phase (Niedersachsen, 
Saarland und Hessen 1970) wäre damals gerade 
ler ordnungspolitische Unterschied zwischen den 
besetzen und die Herausarbeitung verschiedener 
Sesetzesmodelle noch nicht mit gleicher Deutlich- 
keit möglich gewesen.

Zwar enthalten einige Gesetze — trotz ihrer 
Garantie der Freiheit der Lehre und der Lehr-
plangestaltung — durchaus Elemente, die 
dem Staat auch eine Einflußnahme auf die 
pädagogische Praxis in den Einrichtungen 
selbst ermöglichen könnten26 ). Grundsätzlich 
können die Gesetze jedoch nur die strukturel-
len und materiellen Voraussetzungen für die 
pädagogische Arbeit in der Erwachsenenbil-
dung schaffen.
Nach diesen Klarstellungen soll sich die ab-
schließende Bewertung an den drei Charakte-
ristika orientieren, die auch der bisherigen 
vergleichenden Analyse zugrunde gelegen 
haben: der finanziellen Förderung, der Ent-
haltsamkeit bzw. Einflußnahme des Staates 
bei wichtigen Entscheidungen sowie der Inte-
gration oder Eigenständigkeit der Erwachse-
nenbildung. Da die Gesetze erst seit kurzem in 
Kraft getreten und noch keineswegs alle er-
forderlichen Rechtsverordnungen und Ver-
waltungsvorschriften erlassen worden sind, 
muß der folgenden Bewertung zwangsläufig 



ein wenig der Charakter — wissenschaftlich 
gesehen — einer Hypothese oder — bildungs-
politisch gesprochen — eines Postulates an-
haften. Erst Jahre später wird man die folgen-
den Hypothesen verifizieren bzw. falsifizieren 
können — bis auf einzelne Bereiche, bei de-
nen dies bereits heute möglich erscheint.
1. Eine solide Finanzausstattung von Trägern 
der Erwachsenenbildung ist die entscheidende 
materielle Grundvoraussetzung für deren 
Ausbau im personellen und materiellen Be-
reich. Es herrscht kein Zweifel, daß die Ein-
stellung von hauptberuflich tätigem pädago-
gischem Personal erst eine qualitativ zurei-
chende, planvolle und kontinuierliche päd-
agogische Arbeit ermöglicht, wobei die Tätig-
keit dieser Pädagogen — im Gegensatz zu 
den Lehrern an einer Schule — in erster Linie 
nicht mit dem Begriff Unterrichten, sondern 
mit den Begriffen Planung, Disposition, Hos-
pitation und Evaluation umschrieben werden 
kann. Gerade der vergleichende Blick auf die 
Schule beweist die Notwendigkeit dieser Art 
von Professionalisierung in der Erwachsenen-
bildung: Während im schulischen Bereich ins-
besondere die gesamte Planung und Disposi-
tion des Unterrichts und seiner Lehrinhalte 
durch zentrale Rahmenvorgaben des Kultus-
ministers weitgehend geregelt sind, muß diese 
grundlegende pädagogisch-konzeptionelle Ar-
beit von einer Einrichtung der Erwachsenen-
bildung zum großen Teil erst selbst geleistet 
werden. Für die Bewältigung dieser grundle-
genden Aufgaben reicht jedoch eine nebenbe-
rufliche Tätigkeit nicht aus. Hier sind haupt-
berufliche Mitarbeiter erforderlich, die nur 
bei großzügiger finanzieller Förderung der 
Träger in ausreichender Zahl eingestellt 
werden können. — Ähnliches gilt für die Ko-
sten, die durch Honorare für nebenberufliche 
Dozenten und für Verwaltungspersonal ent-
stehen, sowie insbesondere für die Ausstat-
tung der Einrichtungen mit eigenen, funkti-
onsgerechten Häusern und Räumen sowie 
den erforderlichen Unterrichtsmaterialien. Es 
leuchtet ein, daß die Gesetze des Modells 2, 
die eine relativ hohe Finanzausstattung der 
Träger von Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung vorsehen, hier mehr Vorleistungen für
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den Ausbau der Erwachsenenbildung erbracht 
haben als die Gesetze des Modells 1 ).

27) Eine Ausnahme bildet das relativ hohe Maß 
an finanzieller Förderung in Niedersachsen, des-
sen Gesetz unter ordnungspolitischen Gesichts-
punkten eindeutig dem Modell 1 zuzurechnen 
ist.

2. In der Staatsrechtslehre gilt inzwischen als 
unbestritten, daß Grundgesetz und Landesver-
fassungen den Staat zur Schaffung einer ge-
rechten Sozialordnung — auch im Bildungswe-
sen — verpflichten, ohne ihm im einzelnen ei-
nen einzig gangbaren Weg dorthin vorzuschrei-
ben. Die Gesetzgeber des Modells 1 haben 
sich hier im wesentlichen für eine Zurückhal-
tung des Staates und eine weitgehende Dele-
gation der Verantwortung auf Organisationen 
der privaten Selbsthilfe entschieden, die des 
Modells 2 für sein stärkeres Engagement. Da 
gerade Bereiche der Daseinsvorsorge, zu de- 
nen das Bildungswesen, zumal auch die Er- 
wachsenenbildung, zweifellos gehört, ange-
sichts ihres wachsenden quantitativen Um- 
fangs und ihrer zunehmenden qualitativen Be-
deutung heute kaum noch von Organisatio-
nen der privaten Selbsthilfe bewältigt werden 
können, erscheint hier ein ordnendes und pla-
nendes Eingreifen des Staates als einziges Mit-
tel, diesen Ansprüchen auch künftig gerecht 
zu werden.

3. Damit hängt unmittelbar die Frage der In-
tegration oder Eigenständigkeit der Erwach-
senenbildung zusammen. Je kräftiger del 
Staat selbst Struktur- und ordnungspolitisch 
in den Aufbau der Erwachsenenbildung eine 
greift, desto mehr wird er darauf bedach 
sein, daß der Teilbereich der Erwachsenenbil-
dung — so viel Unabhängigkeit ihm im ein 
zelnen auch zugestanden werden mag — sich 
nicht isoliert weiterentwickelt, sondern iii 
den Prozeß der staatlichen Bildungsplanungr 
insgesamt einbezogen wird. Hier haben die 
Gesetzgeber des Modells 2 konsequenter als 
die des Modells 1 auf eine Integration der Er-
wachsenenbildung in das Gesamtbildungs-
system und dessen Planung gedrungen.

Ich fasse zusammen: Bei allen gemachter 
Einschränkungen hinsichtlich der überschnei 
düngen zwischen den Modellen scheiner 
die Gesetze des Modells 2 eher eine flä 
chen- und bedarfsdeckende Versorgung de 
Bevölkerung mit Weiterbildungsangeboten zu 
gewährleisten. Um auf den Titel und somir 
den Grundgedanken dieser Überlegungen zu 
rückzukommen: Staatliche — oder, vorsichtig 
ger: staatlich entscheidend mitverantwortet 
— Ordnungspolitik erscheint für den Ausbai 
der Erwachsenenbildung wesentlicher als eil 
möglichst weitgehender Rückzug auf die frei 
Konkurrenz privater, gruppengebundener 
vom Staat möglichst wenig beeinflußter Orga 
nisationen.



Manfred Bönsch: Soziales Lernen im Sachunterricht der Grundschule. Eine Ana-
lyse der Richtlinien in den Bundesländern

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/78, S. 3—17

Ausgehend von der Annahme, daß Richtlinien mehr als die Fachliteratur die Praxis in den 
Schulen bestimmen, werden die Aussagen der Richtlinien in den elf Ländern der Bundes-
republik in bezug auf das soziale Lernen kurz dargestellt und analysiert.

Die vier leitenden Fragen sind:

1. Welche allgemeinen Erziehungsziele werden formuliert bzw. als gegeben angesehen?
2. Welche Lernverhältnisse (Beziehungsaspekt organisierten Lernens) werden als wün-

schenswert angesehen?

3. An welchen Inhalten werden Fragen sozialen Lernens thematisiert?

4. Werden der Beziehungs- und Inhaltsaspekt auf die gesellschaftlichen wie individuellen 
Lernbedingungen bezogen und ergeben sich daraus Konsequenzen?

Die Analyse ergibt, daß hinsichtlich der allgemeinen Zielvorstellungen die Übereinstim-
mung groß ist. Allerdings ergibt sich auch der Verdacht, daß die allgemeinen Ziele auf-
grund der Inhalte, die angegeben werden, nicht unterrichtsbestimmend sein werden. Auch 
werden die intendierten Lernverhältnisse nicht so beschrieben, daß eine andere als die 
herkömmliche Vermittlungsdidaktik kaum realisiert werden wird.

Die Analyse zeigt weiterhin, daß für die Auswahl der Inhalte durchweg kein Bezugsrah-
men entwickelt wird, der auf der Höhe der Curriculum-Diskussion die Findung und 
Begründung von Lernintentionen und -inhalten erläutern würde.

Insgesamt gesehen ist das Fazit zu ziehen, daß gesellschaftliche Realität und richtlinien-
orientiertes soziales Lernen insofern zweierlei bleiben und nicht genug aufeinander bezo-
gen werden, als die angegebenen Inhalte eine realitätsbezogene, systematisierte Lehre 
nahelegen und bestimmte Probleme wie z. B. der Widerspruch zwischen Konkurrenzden-
ken und partnerschaftlichem Verhalten nicht gelöst werden.

Wohl spielt soziales Lernen gegenüber dem rein fachlichen Lernen in allen Bundesländern 
eine gewisse Rolle. Die Frage ist: Wie weit wird dieses soziale Lernen tatsächlich eine 
Hilfe zur Verbesserung unserer Lebensverhältnisse sein?

Lothar Beinke, Chancen beruflicher Bildung für Erwachsene

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/78, S. 18—33

In der Untersuchung werden die gegenwärtigen Reformüberlegungen zur beruflichen 
Bildung als im Prinzip richtig, in den Konsequenzen aber nicht als weitgreifend genug 
beschrieben. Es ergibt sich die Notwendigkeit, die Erwachsenenbildung institutionell mit 
der beruflichen Bildung derart zu einer Einheit zu strukturieren, daß dort im Prozeß 
lebenslangen Lernens als Folge des gesellschaftlichen Wandels den arbeitenden Men-
schen Hilfen gegeben werden.
Das System der beruflichen Bildung gilt weithin als determinierend für weniger attraktive 
Berufslaufbahnen und schafft damit Resignation. Wäre das System der beruflichen Bildung 
durchlässiger — wie es leider nur in spärlichem Umfang der Fall ist — und das System 
der Erwachsenenbildung im Zusammenhang mit beruflicher Förderung transparenter, 
mit anderen Worten, würde der Prozeß der beruflichen Sozialisation als weiterführbar er-
kenntlich, dann könnte die Diskriminierung der beruflichen Bildung aufgehoben werden. 
Zugleich könnten die Anstrengungen um Formalabschlüsse ohne zwingende Relevanz für 
die persönliche berufliche Zukunft — die heute noch notwendig erscheinen, um die 

.Chancen zu vergrößern, sozial privilegierte Positionen zu erreichen — auf das Notwen-
dige reduziert werden.
Die Berufsausbildung im Lehrverhältnis wirkt heute — entgegen der Hoffnung der 
Auszubildenden — als Sackgasse, und Fortbildungsinteresse wird vornehmlich durch die 
vorberufliche Sozialisation erzeugt. Da aber unter Auszubildenden ein nicht begründeter 
Aufstiegsoptimismus besteht, sehen sie — sofern sie aus bildungsfernen Schichten stam-
men — nicht die Notwendigkeit zu Bemühungen über die Berufsbildung hinaus. Sie ver-
suchen eher, später ihre vermuteten Chancen durch Arbeitsplatz- und Berufswechsel 
zu realisieren, wenn ihnen die Chancen im Ausbildungsbetrieb als „verstellt" erscheinen. 
Sie sehen dann zwar die Notwendigkeit zur Veränderung, die Kenntnis zur Realisierung 
weiterer Chancen aber fehlt — sie läge im Bereich der Erwachsenenbildung.



Christian Bockemühl: Ordnungsmodelle der Erwachsenenbildung. Ein Vergleich 
der verschiedenen Landesgesetze

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/78, S. 34—46

In einem für die bildungspolitische Gesetzgebung vergleichsweise kurzen Zeitraum sind 
zwischen 1970 und 1976 in den meisten Bundesländern erstmals Gesetze zur Erwachsenen-
bildung bzw. zur Weiterbildung in Kraft getreten. Die Landesgesetzgeber haben damit 
der zunehmenden politischen Bedeutung der Erwachsenenbildung Rechnung getragen 
und dem noch jungen Recht der Weiterbildung deutlichere Konturen verliehen.

Da auch die Erwachsenenbildung inzwischen in den allgemeinen — auch bildungs-
politischen — Polarisierungsprozeß in der Bundesrepublik einbezogen wurde, sind die 
einzelnen Landesgesetze in ihren politischen Aussagen durchaus unterschiedlich aus-
gefallen. Ein umfassender Vergleich der verschiedenen Gesetze steht bis heute noch aus; 
lediglich unter Einzelaspekten wurden die Gesetze bisher vergleichend kommentiert. Im 
vorliegenden Beitrag werden sie unter einem weiteren, allerdings grundlegenden Aspekt 
miteinander verglichen: den verschiedenen politischen und gesellschaftlichen Ordnungs-
modellen, die aus ihnen abgeleitet werden können.
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